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Abb. 1: Entwick lungsachse Neckartal-Filstal, Zustand im Jahre 1954. Luftbild Albrecht Brugger, Stuttgart, freigeg. vom Innen­
ministerium Baden-Württemberg 2/68 

Abb. 2: Entwicklungsachse Neckartal-Filstal, Zustand im Jahre 1964. Völlige ökologische und landschaftliche Überlastung nach 
zehn Jahren „Entwicklung". Luftbild Albrecht Brugger, Stuttgart, freigeg. vom Innenministerium Baden-Württemberg 
2/19253 
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Deutscher Rat für Landespflege 

Der Sprecher 

An den 

Ministerpräsidenten des Landes 
Baden-Württemberg 

Herrn Dr. H a n s F i lb i n g e r 

7 Stuttgar t 
Richard-Wagner-Straße 15 

Betr.: 

Insel Mainau, den 15. August 1974 

Landespflegerische Probleme im Mittleren Neckarraum 

Sehr geehrter Herr Ministerpräsident D r. F i l b i n g e r !

Der Deutsche Rat für Landespflege hat im Oktober 1973 
den Verdichtungsraum Stuttgart bereist und sich mit den 
landespflegerischen Problemen dieses Gebietes ausein­
andergesetzt. 

Während der Bereisung wurden die Ratsmitglieder von fol­
genden Sachverständigen in die raumordnerischen, reg io­
nalwirtschaftlichen, verkehrlichen und natürlichen Gegeben­
heiten des Raumes eingeführt: 

OBR Be c k: „ Die Entwicklung des Stuttgarter Umlandes" 
ORBaudir. a. D. Fischer: „Notwendigkeit und Trassen­
führung der Neckar-Alb-Autobahn" 

BauDir. K a 1 t e n b ach er : „Die Aufgaben und Ziele der 
Regionalplanung Im Raum Stuttgart" 

MinRat Mau c h : „Das Fernstraßennetz im Raum Stutt­
gart" 

MinRat Dr.Rath f e 1 d er : „ Naturschutz, Landschaftspflege 
und Naherholung im Raum Stuttgart" 

Dr. Sc h e er er : „Die Auswirkungen des Fernstraßen­
baues und des Fernverkehrs auf die natürliche Umwelt" 

MinRat Sonn e n b er g : „Der Raum Stuttgart in der Kon­
zeption der Landesplanung" 

Dipl.-Ing. Stock b u r g er: „ Sauen in der Erholungsland­
schaft " 

Dipl.-Ing. Frau V a 1 e n t i e n : „ Landschaftsplanung als 
Grundlage für die Flächennutzungsplanung, dargestel lt am 
Beispiel Bad Soll " 

Abteilungsdirektor Zwicker: „Die wasserwirtschaftlichen 
Verhältnisse Im Verdichtungsraum Stuttgart" 

1. Allgemeine Feststellungen 

Der Raum Stuttgart ist der Einwohnerzahl nach z. Z. der 
viertgrößte Verdichtungsraum in der Bundesrepublik, nach 
der Anzahl der Beschäftigten nimmt er den dritten Platz 
ein. Charakteristisch für das Verdichtungsgebiet ist sein 
starker Bevölkerungszuwachs; so betrug er von 1961-1970 
ca. 350 000 Einwohner. Eine für Verdichtungsräume typische 
Umverteilu ng der Bevölkerung und der Industrieansiedlung 
aus dem Kerngebiet (Stadt Stuttgart) in die Randzonen der 
Verdichtung ist auch im Mittleren Neckarraum deutlich zu 
erkennen und hat eine Ausdehnung der Siedlungsflächen 
zur Folge. 

Diese Entwicklung und die weiter zunehmende Nutzung des 
umgebenden Raumes beansprucht die Landschaft und ihr 
Naturpotential in starkem Maße und verursacht einen Land­
schaftswandel, der mit großer Wahrscheinlichkeit eine hohe 
Belastung des Naturhaushaltes auf vielen Standorten auf­
weist. 

Für den Mittleren Neckarraum wurde zum 1. Januar 1973 
ein öffentl ich-rechtlicher Regionalverband Mittlerer Neckar 
gebildet, dem die Regionalplanung fü r diesen Raum über­
tragen ist. Der Regionalverband Mittlerer Neckar umfaßt 
das Gebiet des Stadtkreises Stuttgart sowie der zum 1. Ja­
nuar 1973 neu gebildeten Landkreise Böblingen, Esslingen, 
Ludwigsburg und den Rems-Murr-Kreis. Die bisherigen 
Träger der Regionalplanung, die auf freiwilliger Grundlage 
gebildeten reg ionalen Planungsgemeinschaften Württem­
berg-Mitte, Neckar-Fils und Rems-Murr haben sich aufge­
löst. 

2. Positive Entwicklungen 

Die Überführung der freiwilligen Planungsgemeinschaften 
in einen gesetzlichen Planungsverband trägt dazu bei, die 
Wirksamkeit der Planung zu erhöhen. Da der Regional­
verband Mittlerer Neckar einen Stadtkreis und vier Land­
kreise umfaßt, ist ein ausreichend großer Planungsraum für 
die Regionalplanung gewährleistet. 

Durch die Kreisreform und die z. Z. noch laufende Ge­
meindereform sollen leistungsfähige Einheiten entstehen. 
Diese Bestrebungen sind zu begrüßen, weil damit eine 
standortgerechte Infrastruktur und vorbereitende Bauleit­
planung (Flächennutzungsplan) erreicht werden kann. Ent­
scheidend wird sein, ob der Regionalverband den rechts­
verbindl ich gewordenen Landesentwicklungsplan für seinen 
Planungsbereich konkretisieren und durchsetzen kann. Als 
fachliche Planungshilfen sind Im Entwurf des neuen Baden­
Württembergischen Naturschutzgesetzes Landschaftsrah­
menpläne vorgesehen. Es müßte jedoch sichergestel lt sein, 
daß diese Pläne ebenfalls eine ausreichende Verbindl ich­
keit erhalten. 

Die Arbeit der Naturschutzbehörden, der Stellen für Natur­
schutz und Landschaftspflege und auch der privaten Ver­
bände im engeren und weiteren Bereich des Verdichtungs­
raumes kann nicht hoch genug eingeschätzt werden. Dies 
gilt nicht nur für die Unterschutzstellung größerer Flächen 
als Natur- und Landschaftsschutzgebiete im unmittelbaren 
Einflußbereich der Großstadt, sondern auch für ihre Beteili­
gung und Mitwirkung an Planungen und landschaftsbeein­
flussenden Maßnahmen. 

Auf der Schwäbischen Alb wird die Flurbereinigung in an­
erkennenswerter Weise auch für die Schaffung von Erho­
lungsgebieten eingesetzt, so daß die Agrarplanung zweck­
mäßig mit der Erholungsplanung verbunden werden kann. 
Das „Schopflocher Modell" ist als Gemeinschaftsarbeit 
zwischen Naturschutz, Landwirtschaft, Flurbereinigung und 
Bauleitplanung im Rahmen des Albprogramms beispielhaft. 
Dabei sollte aber mehr als bisher versucht werden, Räume 
gleicher Funktion auch verwaltungsmäßig zusammenzu­
fassen. 
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Viele Maßnahmen zur Pflege der Landschaft, insbesondere 
von geschützten Gebieten auf der Schwäbischen Alb, kön­
nen durch finanzielle Förderung der öffentlichen Hand und 
durch den Einsatz von Pflegetrupps als wegweisend gelten. 

Die Praxis, einzelne sehr stark gefährdete Naturschutzge­
biete (z. B. Schopflocher Moor) durch die öffentliche Hand 
oder den Schwäbischen Albverein aufzukaufen, ist zu be­
grüßen und zu fördern. Die Betreuung solcher Flächen 
durch hierfür geeignete private Verbände und die Verhin­
derung von zweckentfremdeten Nutzungen, läßt sich auf 
diese Weise oft wirkungsvoller du rchführen, als d ies durch 
Behörden möglich wäre. 

Durch die Ausweisung von landschaftsbestimmenden Wald-, 
Obst- und Weinbergshängen als Landschaftsschutzgebiete 
konnten bauliche Auswüchse weitgehend verhindert wer­
den. Die Randzonen der Weinberge konnten dabei als 
Standorte für die natürliche Vegetation von der Nutzung 
freigehalten werden. 

Die Auffüllung einer Abbaufläche in einem ehemaligen 
Muschelkalksteinbruch bei Cannstatt, u. a. mit den Abfällen 
von Kraftwerks- und Verbrennungsanlagen, und die Wieder­
nutzbarmachung als Weinberg ist ein gutes Beispiel nach 
Abwägung aller Gesichtspunkte für die Reinhaltung des 
Grundwassers, wie Eingriffe in die Landschaft ausgeglichen 
werden können. Bei der Verfüllung wurden geologisch in­
teressante Aufschlüsse ausgespart und als „geologische 
Fenster" erhalten. 

Durch die Beteiligung der Europäischen Gemeinschaften an 
der von der Landesregierung vergebenen Systemanalyse 
über die Belastbarkeit des Mittleren Neckarraums für wei­
tere Verd ichtung, kann diese Untersuchung zu einem Mo­
dell für andere europäische Verdichtungsräume werden. 

Sehr begrüßenswert ist auch die Bestrebung, das Orts- und 
Landschaftsbild von Keuperrandgemeinden zu erhalten; da­
mit konnten landschaftlich wertvolle Hochlagen des Ge­
meindegebietes freigehalten werden. 

Die Ausweisung des Schönbuchs zum ersten Naturpark 
Baden-Württembergs und seine gute Einrichtung sind sehr 

Abb. 3: Die Bevöl-
kerungsentwick­

lung im Mittleren 
Neckarraum vom 
6. Juni 1961 bis 
zum 27. Mai 1970. 
Veränderung in 
Prozent: 1 = Ab­
nahme mehr als 
1 O, 2 = Stagna­
tion -10 bis unter 
+ 7, 3 = Zunah­
me 7 bis unter 18, 
4 = Zunahme 18 
bis unter 40, 5 = 
Zunahme 40 bis 
unter 70, 6 = Zu­
nahme 70 bis un­
ter 116, 7 = Son­
derfälle, Zunahme 
173 und 174. 
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zu begrüßen. Das gleiche gi lt für die Bestrebungen der 
Forstverwaltung, den Laubholzanteil in diesem Gebiet zu 
erhöhen und die Aufforstung von Talwiesen mit Fichten 
künftig zu verhindern. Es bleibt zu wünschen, daß diesem 
ersten Ansatz bald weitere Naturparke im lande folgen, 
zumal hier hervorragende natürliche Voraussetzungen ge­
geben sind. 

Die Auseinandersetzungen mit Bürgerinitiativen haben er­
freuli cherweise auch auf seilen der Verwaltung (z. B. Stra­
ßenbauverwaltung bei der Planung der Neckar-Alb-Auto­
bahn) Bereitschaft erkennen lassen, die Vorschläge der 
Bürger zu berücksichtigen. 

3. Negative Entwicklungen 

Die schwierige wasserwirtschaftliche Situation des Mittleren 
Neckarraumes hat in der Vergangenheit schon zu Eng­
pässen in der Trinkwasserversorgung geführt. Durch die 
Landeswasserversorgung aus dem Donauried und durch die 
Zuleitung von Bodenseewasser in überregionalen Rohrnet­
zen konnte Abhi lfe geschaffen werden. 

Trotz größerer Anstrengungen in der Abwasserreinigung 
hat die Verschmutzung der Gewässer, insbesondere des 
Neckars, weiter zugenommen. Dies ist darauf zurückzu­
führen, daß die Vorflut der Gewässer in diesem Gebiet zu 
schwach ist, um die zwar gereinigten, aber immer noch mit 
einer Restverschmutzung belasteten Abwässer zu verkraf­
ten. Auch bei der Ausschöpfung aller technischen Möglich­
keiten wird sich mit einer weiteren Belastung dieses Rau­
mes durch Siedlungs- und Industrieausbau dieses Problem 
weiter verschärfen. Vom wasserwirtschaftlichen Standpunkt 
aus gesehen ist der Mittlere Neckarraum für eine weitere 
Verdichtung ungeeignet, zumal sich dann auch die Abfluß­
verhältnisse noch weiter verschlechtern. Es ist bedauerlich, 
daß bislang von der Möglichkeit zur Bildung von Abwasser­
verbänden noch nicht genügend und rechtzeitig Gebrauch 
gemacht wurde. 

Die zur Zeit laufenden Bemühungen, für das Einzugsgebiet 
des Neckars Abwasserverbände zu bilden, denen der Be-
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trieb und die Unterhaltung der Abwasserbeseitigungsanla­
gen übertragen wird, sollten möglichst bald zum Erfolg 
führen. 

Ungünstig für eine ausgewogene Verteilung der Infrastruk­
tur und ein geordnetes Wachstum des Raumes ist auch die 
Tatsache, daß Stuttgart von ebenso schnell wachsenden 
kleineren und größeren Gemeinden umgeben ist, die sich 
mit ihren eigenen Planungsvorstellungen ohne Koordination 
entwickelt haben. Diese ungünstige Struktur hat der An­
siedlung von Industrieanlagen in kleinen Gemeinden Vor­
schub geleistet, wo dann häufig Werke an ungeeigneten 
Standorten entstanden sind (z. B. unterhalb Bürg). Manche 
dieser Fehlentwicklungen hätte sich sicher durch eine bes­
sere Koordinierung der zuständigen Verwaltungen vermei­
den lassen. Die Gebietsreform wird hier hoffentlich zu bes­
seren Lösungen führen. 

Hochhausgebiete sind vielfach auf ungeeigneten Stand­
orten erbaut worden, etwa in der freien Landschaft, in klei­
nen Orten mit dörflichem Charakter oder auf beherrschen­
den Höhen. Als negatives Beispiel kann auf die Hoch- und 
Scheibenhäuser von Stuttgart-Freiberg, Neugereut und Waib­
lingen (Korber Höhe) hingewiesen werden. Da sich nach 
der Baunutzungsverordnung (§ 17) das Maß der baulichen 
Nutzung (Geschoßflächenzahl) ab sechs Geschosse nicht 
mehr erhöht, führen auch Hochhäuser mit 20 Stockwerken 
zu keiner größeren Verdichtung. Auch das Neubaugebiet 
von Hohengehren in unmittelbarer Anlehnung an den alten 
Ortsteil ist ein Beispiel für eine Bebauung auf ungeeigne­
tem Standort. Das Zusammenwachsen mancher Orte zu 
einem nicht erwünschten unorganischen Siedlungsgebilde 
ist eine unerfreuliche Entwicklung. Das gleiche gilt für die 
häufig anzutreffende bandartige Verbauung von Tälern. So 
wurden in den letzten 20 Jahren im Filstal durch Orts- und 
insbesondere durch die Industrieentwicklung, Bachlauf und 
Tallandschaft auf eine Länge von vielen Kilometern geop­
fert. 

Die starke Überbauung von land- und forstwirtschaftlich 
genutzten Flächen hat eine Verschiebung des Wasserhaus­
haltes zugunsten des Oberflächenabflusses und zuungun­
sten der Versickerung (Grundwasser) zur Folge. 

Die Wasserabgabe in die Vorfluter wird extremer, die Hoch­
wasserwellen werden häufiger und höher und die Niedrig­
wässer geringer; durch die immer perfektere Entwässerung 
kann das Klima des Ballungsraumes im Hinblick auf die 
Luftfeuchtigkeit beeinträchtigt werden. 

Das Zusammenwirken von Luftfeuchtigkeit, Strahlungsab­
sorption, Rückstrahlung und Wärmespeicherung von Bau­
körpern, befestigten Oberflächen und verschmutzten Luft­
schichten, sowie deren Einflüsse auf Luftzirkulation und 
Wind schaffen ein eigenes Stadtklima, das um so ausge­
prägter wird, je größer die bebaute Fläche, je höher die 
Einwohner- und Industriedichte ist. Besonders in Tallagen 
kann es im Herbst und Winter zu ausgeprägten lnversions­
wetterlagen kommen, in denen sich die chemische Zusam­
mensetzung der Luft, hervorgerufen durch Kraftfahrzeug­
verkehr, Industrieabgase und Hausbrand, stark verändert ; 
die Folge ist häufiger Nebel, der sich zusammen mit Rauch 
zu Smogsituationen ausbilden kann. 

Ähnliche Auswirkungen hat die Verfrachtung von Luftver­
schmutzungen durch die kleinräumige Luftzirkulation (Vor­
ort-Zentrum). 

Die Auseinandersetzungen über den Trassenverlauf der 
Neckar-Alb-Autobahn haben die Frage nach der prinzipi­
ellen Zweckmäßigkeit dieser Autobahn erneut aufgeworfen. 
So soll sie die zwei wesentlichen Funktionen einer Fern­
verkehrsstraße gleichermaßen erfüllen, nämlich einerseits 
den großräumigen Fernverkehr bewältigen und andererseits 
die regionalen und subregionalen Bereiche an das Fernver­
kehrsnetz anbinden. 

Es ist zu untersuchen, ob dieser lrassenverlauf - Durch­
querung des Remstales, Sehurwaldes und Berg Jen ; Ein­
mündung in die Autobahn Stuttgart-Ulm wenige Kilometer 
vor dem Albaufstieg bei Aichelberg - den Vorstellungen 
des Schwerlastverkehrs entspricht, d. h. ob die vorhan­
denen Autobahnen durch die Neckar-Alb-Autobahn vom 
Güterverkehr überhaupt entlastet werden. Des weiteren Ist 
zu erwarten, daß diese Autobahntangente durch die große 
Entfernung vom Ballungszentrum Stuttgart die Funktion 
der Verteilerschiene im Vorfeld dieses Zentrums nicht über­
nehmen kann, obwohl diese Funktion als Verteilerschiene 
anerkanntermaßen den weitaus größten Teil ihres Verkehrs 
ausmachen wird. Außerdem ist aufgrund der schwierigen 
topographischen Situation im Trassenverlauf mit eminent 
hohen Baukosten zu rechnen (Brücken- und Tunnelbau­
werke sowie lange Auffahrten) bei gleichzeitiger Beeinträch­
tigung hochwertiger Erholungsgebiete (Berglen, Sehur­
wald). 

Ferner ist auf den begünstigenden Einfluß von Autobahnen 
auf Industrieansiedlung hinzuweisen, der in wirtschafts­
schwachen Räumen und in industriellen Vorranggebieten 
von Vorteil sein kann, aber in einem Raum, in dem Wasser 
ein Mangelfaktor ist, zu ernsten regionalwirtschaftlichen 
Problemen führen muß. Ebenso schwerwiegend muß der 
Einfluß dieser Maßnahme auf die im Regionalentwick­
lungsplan Rems- Murr ausgewiesenen Erholungsgebiete 
Berglen und Sehurwald beurteilt werden . 

Daher ist zu prüfen, ob nicht ein Ausbau der vorhandenen 
Autobahnen und Bundesstraßen und der Neubau einer 
stadtnäheren Autobahntangente den Verkehr besser be­
wältigen könnte als die geplante Neckar-Alb-Autobahn , 
zumal der Ausbau der vorhandenen größeren Verteiler­
Straßen (Bundes- und Landesstraßen) Im Bereich von 
Sehurwald und Berglen geringere Umweltbelastungen nach 
sich ziehen, der ansässigen Industrie aber wesentlich gün­
stigere Anschlüsse an den Fernverkehr verschaffen würde 
als eine durchlaufende Autobahn mit wenigen ausgespro­
chen ungünstigen Anschlußmöglichkeiten ; dies gilt z. B. für 
den Anschluß der B 29 im Bereich der Remstalbrücke, der 
nur durch einen aufwendigen Zubringer erreicht werden 
kann. 

Im Laute der intensiven Diskussion zwischen der planenden 
Verwaltung und Bürgerinitiativen um die präzise Trassen­
festlegung der Neckar-Alb-Autobahn wurde erst durch den 
Einsatz der Bürger die Transparenz dieser Planung erhöht; 
auch fanden hierdurch wissenschaftl iche Gutachten über die 
ökologischen Auswirkungen der Trasse (Lärm und Abgase) 
Beachtung bei der Trassenfestlegung, noch bevor der An­
trag über Linienbestimmung gestellt war. Dabei wurde das 
durch Bürgerinitiative erstellte Lärmgutachten, das von we­
sentlich höheren Belastungen als das vom Autobahnamt 
veranlaßte Gutachten ausgeht, vom Minister für Wirtschaft, 
Mittelstand und Verkehr, als behördenverbindlich anerkannt. 

Der Deutsche Rat für Landespflege betrachtet in diesem 
Zusammenhang mit Sorge die Entwicklung nach Inkraft­
treten des Bundesimmissionsschutzgesetzes. Es besteht die 
Gefahr, daß die verantwortlichen Stellen für ihre Baumaß­
nahmen, das gilt besonders für den Straßenverkehr, gün­
stigere lmmissionsricht- und -schwellenwerte zugrunde 
legen könnten, als dies für Projekte der Industrie und der 
Wirtschaft der Fall ist, nur um ihre Planvorstellungen durch­
zusetzen. Im Gegenteil sollten in Verdichtungsräumen vor 
allem für siedlungsnahe große Verteilerschienen verschärfte 
Ausbaurichtlinien und dafür besondere raumordnerische 
und städtebauliche Voruntersuchungen gefordert werden. 

Vorhandene und geplante Campingplätze sollten, so auch 
der Campingplatz in der Nähe von Zell , der mangelhafte 
sanitäre Anlagen aufweist, baldmöglichst den neuen Cam­
ping-Richtlinien des Landes angepaßt werden. 
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4. Empfehlungen 

Die Landesregierung hat beschlossen, in einer System­
analyse die durch die wasserwirtschaftliche Situation vor­
gegebenen Wachstumsgrenzen der Verdichtung im Mitt­
leren Neckarraum untersuchen zu lassen. 
Die einzelnen Faktoren, wie 

Wasserbedarf im Mittleren Neckarraum, 

Wasserentnahme aus dem Bodensee (Mengenproblem), 

vermehrter Wasserverbrauch im Verdichtungsraum 
(Abwasserproblem), 

Bodenseesanierung (Wassergüteproblem), 

müssen in einem Gesamtsystem gesehen werden, das heute 
noch nicht mit ausreichender Klarheit erarbeitet ist, um eine 
so weitreichende Entscheidung, wie die des Baues eines 
weiteren Bodensee-Neckar-Stollens treffen zu können. Des­
halb sollte die Landesregierung alle Anstrengungen zur 
Klärung dieser Fragen unternehmen, um mögliche Fehl­
entwicklungen zu verhindern. 

Es sollte auch bedacht werden, daß rein technische Maß­
nahmen des Straßen- und Wasserbaues weitere nachhaltige 
Eingriffe in das ökologische Gefüge des Raumes zur Folge 
haben können; im Falle der Besserung der Umweltsituation 
dieses Raumes ist zu befürchten, daß sich dann mehr oder 
weniger zwangsläufig die Industrialisierung und Besied­
lung fortsetzen wird. Es muß deshalb ernstlich und mit 
aller Dringlichkeit geprüft werden, in welcher Weise das 
Wachstum in diesem Raum zu begrenzen ist. Nur dadurch 
dürfte zu verhindern sein, daß die landschaftlichen Schön­
heiten und charakteristischen Elemente dieses Raumes wei­
terhin geopfert sowie der Naturhaushalt der Landschaft und 
wertvolle Ökosysteme irreversibel verlorengehen. Eine der­
artige Begrenzung des Wachstums wäre zugleich auch die 
Voaussetzung, um den Wohnwert des Mittleren Neckar­
raumes für die dort ansässige Bevölkerung zu erhalten. 

Für den gesamten Mittleren Neckarraum sollte ein Land­
schaftsrahmenplan aufgestellt werden, dem eine gründliche 
ökologische Bestandsaufnahme und eine Bewertung der 
natürlichen Faktoren für die derzeitigen und geplanten Nut­
zungen als Untersuchung vorangehen müßte. In diesem 
Landschaftsrahmenplan sollten die naturnahe Bereiche 
(Freiräume) dargestellt werden, die auf keinen Fall einer 
weiteren baulichen Entwicklung zum Opfer fallen dürfen. 
Sie müssen rechtzeitig geschützt, verwaltungsmäßig zu­
sammengefaßt und für ihre Aufgaben als Ausgleichszonen 
zu den Baugebieten und als Naherholungsräume ausge­
staltet werden (Schopfloch-Ochsenwang). 

Ein bauliches Zusammenwachsen der Orte als Folge der 
kommunalen Neuordnung sollte verhindert, das aktive Ge­
meinschaftsleben dieser Ortsteile hingegen besonders ge­
fördert werden. 

Bandartige bauliche Entwicklungen in Tälern sollten auf­
gehalten und zwischen den Baugebieten landschaftliche 
„Tabuzonen" mit hohem ökologischen Wert oder guter Er­
holungseignung ausgewiesen werden. Ebenso sollten Neu­
baugebiete nicht mehr auf beherrschenden Hö_henzügen 
angelegt werden, um die natürliche Gliederung der Land­
schaft nicht zu zerstören. Wo sich derartige Entwicklungen 
anbahnen, wie etwa in Lichtenwald, ist ihnen rechtzeitig 
entgegenzuwirken. 

In der Ausweisung von Wohn- und Industriegebieten sind 
die stadtklimatisch en und lufthygienischen Bedingungen im 
Verdichtungsraum insgesamt zu berücksichtigen. Eine orts­
bezogene Untersuchung und Betrachtung reicht aufgrund 
des hohen Überbauungsgrades des Mittleren Neckarraumes 
nicht mehr aus. 

Die Ausweisung des Schönbuchs als Naturpark und seine 
vorbildliche Gestaltung sollte Anlaß sein, weiteren natur­
nahen Landschaften in Baden-Württemberg den Status 
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eines Naturparks zu geben. Es wäre zu prüfen, ob die Aus­
stattung von Naturparken mit Freizeiteinrichtungen von 
einem Team von Freizeitexperten entworfen werden sollte. 

Das Campingwesen bedarf ausreichender gesetzlicher 
Grundlagen und verbindlicher Richtlinien, die eine geord­
nete Entwicklung sicherstellen. Campingplätze mit statio­
nären Wohnwagen sollten grundsätzlich wie Baugebiete be­
handelt werden, für die ein Bebauungsplan aufzustellen 
ist. 

Es sollte geprüft werden, welche Möglichkeiten bestehen, 
die Reste des für die württembergische Kulturlandschaft 
charakteristischen Streuobstbaues zu erhalten. 

Die Kreuzungsbauwerke und der Ausbau innerstädtischer 
Straßen Stuttgarts im Bereich der Mineralbäder - Rosen­
steinpark - Unterer Schloßgarten - sollten die verbliebe­
nen und z. T. neu geschaffenen, zusammenhängenden 
Grünbereiche besonders berücksichtigen. 

Die Prioritätseinstufung der Neckar-Alb-Autobahn ent­
stammt dem ersten Ausbauplan des Straßenbauprogramms 
der Bundesregierung, der ein unvertretbar dichtes Auto­
bahnnetz vorsah. Es ist zu prüfen, ob nicht aufgrund der 
veränderten Einstellung zum Straßenverkehr insgesamt und 
bedingt durch die geringe Effizienz der Neckar-Alb-Auto­
bahn (hohe Baukosten, geringe Auslastung, Gebirgsstrecke, 
vgl. Abschnitt 3) dieses Projekt in die 2. oder 3. Dringlich­
keitsstufe zurückgenommen werden sollte, wenn es nicht 
überhaupt zugunsten des Ausbaues der bestehenden Auto­
bahnen und Bundesstraßen ganz fallengelassen wird. Dazu 
müßten auf der Ebene der Landesplanung unter Berück­
sichtigung des Landesentwicklungsplanes - mit den Prio­
ritätseinstufungen der Gebiete für konkrete Nutzungen -
Straßennetzplan-Alternativen entwickelt werden. 

Trotz der großen und anerkennenswerten Bemühungen der 
Straßenbauverwaltung, eine die Landschaft schonende 
Trassierung für die Neckar-Alb-Autobahn zu finden, hat 
der Rat große Bedenken gegen diese Verbindung. Sie muß 
im Zusammenhang mit der Autobahn Stuttgart- Lindau ge­
sehen werden, bei der einer seefernen Trasse der Vorzug 
zu geben ist. 

Die Ratsmitglieder vertreten die Auffassung, daß die öko­
logischen Grundlagen für die Planung und insbesondere 
für die Straßenplanung in einem wesentlich früheren Sta­
dium des Planungsprozesses beachtet werden müssen. Es 
ist grundsätzlich nicht Aufgabe von Bürgerinitiativen, diese 
Grundlagen zu erarbeiten; diese Aufgabe fällt der planen­
den Behörde zu. 

Im Auftrag der Mitglieder des Deutschen Rates für Landes­
pflege bitte ich Sie, sehr geehrter Herr Ministerpräsident 
Dr. F i 1 bin g er, den Inhalt der Stellungnahme zu prü­
fen und die Anregungen und Empfehlungen des Rates, 
soweit es Ihnen möglich .ist, zu verwirklichen. 

Der Herr Landtagspräsident, der Herr Innenminister und die 
Herren Minister für Ernährung, Landwirtschaft und Umwelt 
sowie für Wirtschaft, Mittelstand und Verkehr haben ein 
Schreiben gleichen Inhalts erhalten. 

Mit freundlichen Grüßen 
Der Sprecher 

(Graf Lennart Bernadotte) 



F. Brünne r: 

Grußworte* 

Sehr geehrter Graf Bernadotte, 

sehr geehrte Herren Abgeordnete, 

sehr geehrte Herren Mitglieder des Deutschen Rates für 
Landespflege, 

sehr geehrte Gäste, 

meine sehr verehrten Damen und Herren! 

Mit besonderer Freude darf ich Sie im Auftrag des Herrn 
Ministerpräsidenten im Namen der Landesregierung be­
grüßen und hier in Baden-Württemb~rg willkommen heißen. 
Als Umweltminister dieses Landes bin ich sehr erfreut 
über die Wahl Ihres Tagungsortes Stuttgart. 

Mein ganzes Interesse gilt jedoch dem Leitthema Ihrer 
Sitzung und Bereisung „ Die Zersiedlung der Landschaft 
und ihre Belastung durch Verkehr - Ursachen, Folgen und 
Maßnahmen zur Lenkung der Entwicklung (dargestellt am 
Beispiel des Raumes Stuttgart)". 

In diesem von Ihnen beispielhaft ausgesuchten Verdich­
tungsraum, dem mittleren Neckarraum, besteht eine be­
sonders starke Flächenkonkurrenz, die einerseits den Be­
stand an ausreichend großen Freiräumen ernsthaft be­
droht; andererseits sind die Funktionen und die Mindest­
größen von solchen Freiräumen in Stadtlandschaften noch 
gar nicht ausreichend erfaßt. Deshalb habe ich eine Ar­
beitsgruppe meines Hauses beauftragt, in Zusammenarbeit 
mit dem Sonderforschungsbereich Landschaftsentwicklung 
der Universität Hohenheim eine erste Konzeption für Frei­
räume in Stadtlandschaften zu erarbeiten. Damit sollen den 
Bauleit-, Regional- und Fachplanern sowie den Trägern 
öffentlicher Belange möglichst bald Unterlagen in Form 
von Leitzahlen und Leitsätzen über diesen Fragenkreis an 
die Hand gegeben werden. Vielleicht gelingt es uns hiermit 
5 Minuten vor 12 noch menschenwürdige Stadtlandschaften 
zu erhalten oder neu zu schaffen. Als Umweltminister und 
erst recht als Minister für Ernährung, Landwirtschaft, Was­
serwirtschaft und Forsten habe ich die Verwirklichung der 
Ziele der „Grünen Charta von der Maniau" und damit die 
Aufgaben des Deutschen Rates für Landespflege in den 
Mittelpunkt meiner politischen Überlegungen gestellt. 
Es ist daher nicht verwunderlich, daß gerade der Aufbau 
und die Sicherung einer gesunden Wohn- und Erholungs­
landschaft, Agrar- und Industrielandschaft als vordring­
lichste aber auch sehr schwierige Aufgaben herausgear­
beitet worden sind. 

Zur Überwachung einer derartigen Arbeit ist aber auch 
erforderlich von Zeit zu Zeit eine Bilanz zu ziehen um evtl. 
Lücken und Mängel aufzudecken und rechtzeit ig auszuglei­
chen und zu beheben. In einem umfassenden Umwelt­
schutzbericht der Landesregierung Baden-Württemberg 
wurden deshalb neben der Problemstellung die Ursachen 
und Gefährdungen unserer Umwelt, die vorhandenen und 
erforderlichen Rechtsgrundlagen, das staatliche und private 
Handeln sowie langfristige Zielvorstellungen und Wege zur 
Realisierung aufgezeigt. Um gerade die Realisierung der 
vordringlichsten Zielvorstellungen zu beschleunigen und um 
keine Zeit zu verlieren, wurden in meinem Hause das Um­
weltschutzarbeitsprogramm für das Jahr 1973 aufgestellt. 
In diesem Jahr habe ich ein mittelfristiges Umweltschutz­
programm mit einem umfassenden und konkretisierbaren 
Maßnahmenkatalog der Öffentlichkeit vorgelegt. 

Ich habe mir die Mühe gemacht und habe an Hand der 

• anläßlich des Empfangs des Deutschen Rates fü r Landes­
pflege durch die Landesregierung Baden-Württemberg am 
2. 10. 1973 In Stuttgart. 

Ziele der „Grünen Charta von der Mainau" den Stand 
unseres Landes im Bereich der Landespflege überprüft. 
Dabei konnte ich feststellen, daß wir in Baden-Württemberg 
einer Reihe dieser Ziele bereits sehr nahe gekommen sind 
oder ihre Verwirklichung unmittelbar bevorsteht. Lassen 
Sie mich versuchen dies an einigen ausgewählten Beispie­
len näher zu erläutern. 

Die Berücksichtigung der natürlichen Gegebenheiten bei 
der Raumordnung auf allen Planungsebenen setzt eine um­
fassende ökologische Standortkartierung mit Aussagen 
über die Nutzungseignung voraus. Ich bin heute in der 
glücklichen Lage sagen zu können, daß ich über eine 
Reihe ökologischer Karten in Baden-Württemberg bereits 
verfüge. Um den unterschiedlichen Flächenansprüchen im 
ländlichen Raum einerseits und der verstärkten Flächen­
konkurrenz in Verdichtungsräumen andererseits gerecht zu 
werden, werden diese ökologischen Karten nach unter­
schiedlichen Methoden und mit entsprechenden Schwer­
punktuntersuchungen in 4 verschiedenen Maßstäben erar­
beitet und erprobt. Während für den ländlichen Bereich 
das Schwergewicht auf Grenzertragsstandorten, der wasser­
wirtschaftlichen, land- und forstwirtschaftlichen Boden­
nutzung liegt, gewinnt im Verdichtungsraum die Baugrund­
untersuchung und der hydrogeologische Fragenkomplex 
neben der lebenswichtigen Freiraumplanung zunehmend an 
Bedeutung. So genügt für dünnbesiedelte länd liche Räume, 
also vor allem für die Mittelgebirge unseres Landes, eine 
Karte im Maßstab 1 : 50 000 als Grundlage für die Regional­
planung. Ein Beispiel dieser Karte wurde für den Kreis 
Aalen erarbeitet. Diese Karte liegt als Musterkarte gedruckt 
vor. 

Für die Problematik der Verflechtungsbereiche und ihrer 
zentralen Orte, in denen eine stärkere städtebauli che Ent­
wicklung gegeben ist, ist eine detailliertere Aussage er­
forderlich. Die Karte für diese Raumkategorie wird im Maß­
stab 1 : 25 000 dargestellt. Ein Beispiel hierfür ist die Karte 
der natürlichen Standorteignung im Bereich des Land­
schaftsrahmenplanes Haigerloch. 

Im Verdichtungsraum muß der besonders hohen Flächen­
konkurrenz entsprechend eine parzellenscharfe Darstellung 
im Maßstab 1 : 5 000 als Grundlage und Entscheidungshilfe 
für die Bauleitplanung erarbeitet werden. Eine erste Karte 
dieser Art liegt für die Räume Gottmadingen und Ravens­
burg vor. Di.e Räume Herrenberg und Waiblingen werden 
zur Zeit in diesem Maßstab kartiert. 

Die Karte 1 : 200 000 wird als Übersicht für das ganze 
Land wertvolle Hilfen für überregionale Planungsvorhaben 
bringen. 

Gerade als Umweltminister werde ich alles daran setzen, 
die Standortökologie weiter voranzubringen. Deshalb unter­
stütze ich sowohl das Geologische Landesamt in Freiburg 
wie auch die Universität Hohenheim und habe diesen 
Stellen neben Forschungsaufträgen auch eine personelle 
Unterstützung gewährt. Daneben sehe ich es als vordring­
lich an, die ökologischen Kartierungsarbeiten bei den dem 
Ministerium für Ernährung, Landwirtschaft und Umwelt 
nachgeordneten landwirtschaftlichen und forstl ichen Ver­
suchsanstalten weiter fortzuführen. Dies ist jedoch nur ein 
kleiner Anfang für die so große Aufgabe. Ich werde der 
Standortökologie in meiner Verwaltung durch Verlagerung 
von Prioritäten einen entsprechenden Platz einräumen . 

Wie die ersten modellartigen ökologischen Standorteig­
nungskarten beweisen, ist mit diesen Karten das ökolo­
gische Instrument zur Umweltvorsorge an der Basis für alle 
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raumordnerischen Maßnahmen entwickelt und geschaffen 
worden. Ich bin jedoch bemüht, auch in Zukunft über For­
schungsaufträge die methodische Arbeit weiterzuentwickeln, 
um diesem Umweltvorsorgeinstrument eine vielseitige Ver­
wendbarkeit und eine breite Wirkung zu sichern. Wir stehen 
allerdings erst am Anfang einer großen Dienstleistungs­
aufgabe des Landes Baden-Württemberg. Aus finanziellen 
und arbeitstechnischen Gründen ist daher zunächst nur ein 
schwerpunktmäßiges Vorgehen möglich. Um jedoch schon 
im voraus den Planern Entscheidungshilfen an die Hand 
zu geben habe ich auch im Alb- und im Schwarzwaldpro­
gramm ökologische Karten und ergänzende Kriterien für 
die künftige Flächenausweisung aufnehmen fassen und 
die Erstellung einer Flurbilanz eingeleitet. Die regionalen 
Strukturprogramme und ihre Förderungsmaßnahmen sind 
auf die Sicherung und den Ausbau der von Natur benach­
teiligten Gebiete, unseren bevorzugten Erholungsland­
schaften, ausgerichtet. Als Koordinierungs- und Durchfüh­
rungsinstrument der umfassenden Maßnahmen aus ver­
schiedenen Fachbereichen dient der Agrar- und Land­
schaftsplan. In diesem sind neben der nachrichtlichen 
Übernahme der Darstellungen und Festsetzungen bestehen­
der Bauleitpläne insbesondere die nach dem Afbprogramm 
vorgesehenen flächenbezogenen Nutzungen für Landwirt­
schaft, Forstwirtschaft, Wasserwirtschaft und die Erholungs­
einrichtungen für die Förderung verbindlich festzulegen und 
bei weiteren Planungen zu berücksichtigen. Auf diesem 
Wege habe ich eine behördenverbindliche Landschaftspla­
nung geschaffen. 

Rechtliche Grundlage für die Erstellung und Durchführung 
dieser Landschaftsentwicklungsprogramme ist unser Land­
wirtschafts- und Landeskulturgesetz vom März 1972. Mit 
diesem Gesetz habe ich außerdem eine rechtliche Grund­
lage für die Dorferneuerung, die Förderung der Bewirt­
schaftung und Pflege der Kultur- und Erholungslandschaft, 

die Schaffung rationel ler Bewirtschaftungseinheiten, die 
Erstellung von Erholungseinrichtungen, die Lenkung der 
Aufforstung über ein Genehmigungsverfahren, die Bewirt­
schaftungs- und Pflegepflicht sowie für die Duldung von 
Pflegemaßnahmen durch Dritte geschaffen. Zur Förderung 
und Sicherung eines gesunden Lebensraumes wird es 
jedoch darüberhinaus erforderlich in einem neuen Natur­
schutzgesetz des Landes Baden-Württemberg neben dem 
freien Zugang zu Wäldern, Bergen, Seen und Flüssen 
oder sonstigen landschaftlichen Schönheiten die Verhinde­
rung vermeidbarer, fandschaftsschädigender Einflüsse, die 
Wiedergutmachung unvermeidbarer Landschaftsschäden, 
insbesondere die Wiederbegrünung und Pflege von Unland, 
die Schonung und nachhaltige Nutzung des vorhandenen 
natürlichen oder von Menschenhand geschaffenen Grüns 
und anderes mehr neurechtfich zu regeln. 

Ich habe versuch t Ihnen einen kurzen und ausgewählten 
Überblick über die Tätigkeit meines Hauses im Bereich 
der Landespflege zu geben. Weitere vor wenigen Jahren 
noch unbekannte Verpflichtungen und Aufgaben für Schutz 
und Pflege, Entwicklung und Ordnung unserer Umwelt 
werden uns wie in den vergangenen Jahren auch in den 
kommenden Jahren erwachsen. Damit gewinnen die Auf­
gabengebiete der Landespflege: Naturschutz, Landschafts­
pflege, Grünplanung eine sehr ernste soziale Bedeutung 
für die Lebens- und Umweltverhältnisse der Großstadt. 
Pflege und Ordnung der Landschaft sind für unsere heutige 
Gesellschaft zur Existenzfrage geworden. Nur über eine 
geordnete Pflege und Entwicklung unserer Kultur- und Er­
holungslandschaft kommen wir zu einer menschengerech­
ten und menschenwürdigen Umwelt, vor allem in unseren 
Verdichtungsräumen. In diesem Sinne wünsche ich Ihnen 
für den weiteren Verlauf Ihrer Sitzung und vor allem für die 
Bereisung des mittleren Neckarraumes recht viel Erfolg. 

Abb. 4: Blick von Süden auf den Verdichtungsraum Stuttgart; im Hintergrund die angrenzenden Mittelzentren, links Ludwigsburg/ 
Kornwestheim, rechts Waiblingen/Fellbach. Im Vordergrund ist die Ausuferung der Stadt und Zersiedlung der Landschaft 
gut zu erkennen. Luftbild Albrecht Brugger, Stuttgart, freigeg. vom Innenministerium Baden-Württemberg 2/28972 
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E. Maier: 

Einführung * 

Sehr geehrter Graf Bernadotte, meine sehr verehrten 
Damen und Herren 1 

Es ist mir eine außerordentliche Freude und eine besondere 
Ehre, den Deutschen Rat für Landespflege im Auftrag der 
Landesregierung und in Vertretung des Ministers für Er­
nährung, Landwirtschaft und Umwelt Dr. Br ü n n er heute 
in Stuttgart begrüßen und willkommen heißen zu dürfen. 
Die Bedeutung dieser Tagung und das Gewicht, das wir 
der Tätigkeit des Deutschen Rates für Landespflege bei­
messen, will unsere Landesregierung damit unterstreichen, 
daß sie heute Abend für die Teilnehmer an dieser Tagung 
einen Empfang gibt. 

„Zersiedlung der Landschaft und ihre Belastung durch 
Verkehr - Ursachen, Folgen und Maßnahmen zur Lenkung 
der Entwicklung" haben Sie zum Thema Ihrer Tagung ge­
macht, dargestellt am Beispiel des Raumes Stuttgart oder 
- wie wir sagen - Mittleren Neckarraum. Der große 
Fragenkomplex, der Sie nun hier 2 Tage beschäftigen 
wird, ist für uns alle, die wir in diesem Raume wohnen und 
arbeiten, aber auch darüber hinaus für unser ganzes Land 
Baden-Württemberg von schicksalhafter Bedeutung. 

Der Mittlere Neckarraum steht unter den Verdichtungs­
räumen im Bundesgebiet an hervorragender Stelle. Seine 
Entwicklung ist nicht nu r durch eine überdurchschnittliche 
Zunahme der Gesamtbevölkerung gekennzeichnet; viel­
mehr sind ebenso hervorzuheben, das anhaltende Wirt­
schaftswachstum, die Produktions- und Konsumdifferen­
zierung in gleicher Weise wie die laufende Verstärkung der 
internationalen Verflechtung dieses Raumes. 

Diese Entwicklung hat naturgemäß nicht nur eine gewaltige 
Aufbl ähung des Verkehrs mit all den damit verbundenen 
negativen Folgen gebracht, sondern vor allem seit mehr als 
2 Jahrzehnten eine übersteigerte Bautätigkeit. Die damit 
verbundenen großen Gefahren für die Zersiedlung dieser 
Landschaft können heute nicht mehr übersehen werden. 

Mit ihrem Landesentwicklungsplan und dem Gebietsent­
wicklungsplan für den Mittleren Neckarraum hat die Lan­
desregierung gerade für diesen Bereich raumordnerische 
Ziele gesetzt, die es einerseits ermöglichen sol len, diesen 
Raum so zu fördern, daß seine Bedeutung als Wirtschafts­
und Kulturlandschaft im Rahmen der europäischen Zusam­
menarbeit gesichert und gesteigert wird, daß aber auch auf 
Dauer die diesem Zentrum des Landes zu kommenden Auf­
gaben erfüllt werden können. Dabei sollen die landschaft­
l ichen und kulturellen Werte erhalten und gemehrt werden. 
Wo sich nachteilige Verdichtungserscheinungen zeigen, sol l 
diesen entgegengewirkt werden, damit auch in diesem 
Ballungsraum nicht unter der Standortgunst und der damit 
verbundenen wirtschaftlichen Expansion die Kardinalfrage 
gesunder Lebens- und Arbeitsbedingungen zu kurz kommt. 

•anläßlich der Sitzung des Deutschen Rates für Landespflege 
am 2. 10. 1973 in Stuttgart. 

Es ist wohl inzwischen eine allgemeine Erkenntnis ge­
worden, daß gerade in Verdichtungsräumen eine weit­
schauende Planung und ihre Durchsetzung zur Lebens­
frage geworden ist. Hier muß die Planungshoheit der Ge­
meinden ihre Grenzen haben an den Zielen der Raum­
ordnung und der Landesplanung. Grenzen bi lden dabei 
aber auch die Forderung nach der Erhaltung einer ausge­
wogenen Landschaftsstruktur und nach dem Schutz der 
Natur und der Pflege unserer Landschaft. 

Nicht umsonst hat unsere Landesregierung das Jahr 1973 
zum Jahr des aktiven Umweltschutzes erklärt. Mit Genug­
tuung dürfen wir feststellen, daß wohl zu keiner Zeit der 
Bürger für die Belange des Umweltschutzes und für die 
Pflege der Landschaft sich so aufgeschlossen gezeigt hat 
wie heute. Das ist für die Regierung eine hohe Verpflich­
tung. 

Unter dem Eindruck dieser Forderungen hat sich mein 
Ministerium entschlossen, nicht mehr länger auf ein Rah­
mengesetz für Naturschutz und Landschaftspflege durch 
den Bund zu warten, sondern unverzüglich ein neues Ge­
setz für Naturschutz und Landschaftspflege zu erarbeiten. 

Bei diesem neuen Gesetz wird gleichwertig neben dem 
Naturschutz im herkömmlichen Sinne die Pflege der Land­
schaft zu stehen haben und zwar nicht nur außerhalb der 
besiedelten Räume wegen ihrer Schönheit und Vielfalt und 
zur Sicherung der Erholung des Menschen in seiner Frei­
zeit, sondern vor allem die Sicherung und Pflege einer ge­
sunden und ausgewogenen Landschaft auch in den Bal­
lungsräumen und in den besiedelten Bereichen. Hier 
spreche ich ganz bewußt die noch nicht bebauten Flächen 
im Mittleren Neckarraum die Grünflächen und Baum­
bestände unserer Städte und Dörfer an. Gerade letztere 
bedürfen des besonderen Schutzes und dort, wo das öko­
logische Gleichgewicht bereits verloren gegangen ist, muß 
es wieder hergestellt werden. 

Die Sozialpflichtigkeit des Eigentums, so wie sie in unse­
rem Grundgesetz enthalten ist, wird dabei eine große 
Rolle spielen. Landschaftsplanung und Landschaftspflege 
werden in diesem Gesetz einen hohen Stellenwert erhalten 
und man muß ihren Forderungen bei allen raumrelevanten 
Maßnahmen und Planungen einen Platz sehr weit vorne 
einräumen. 

Es kommt mir nicht zu, Einzelheiten dieser Fragen anzu­
sprechen. Vie lmehr werden Sie, meine Damen und Herren, 
im Rahmen Ihrer Tagung diese Fragen in der Tiefe und in 
der ganzen Breite zur Erörterung bringen. Hierzu wünsche 
ich Ihnen wie zum Gesamtverlauf dieser Veranstaltung 
viel Erfolg 1 
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G. S o n n e n b e r g 

Der Raum Stuttgart in der Konzeption der Landesplanung* ·-i.r 
Bei Betrachtung von Karten der Bevölkerungsverteilung in 
Mitteleuropa erkennen wir stärkere Be v ö 1 k er u n g s -
v e r d i c h t u n g e n in mehr oder weniger breiten Bän­
dern. Sie gehen von dem ausgedehnten Verdichtungsraum 
Belgien-Niederlande - Rhein/Ruhr aus. Weiter ostwärts 
schließen sich die flächenhaften Verdichtungen im Raum 
Ostwestfalen-Niedersachsen und im obersächsisch-schlesi­
schen Raum an. 

• Kurzreferat vor dem Deutschen Rat für Landespflege am 2. Ok­
tober 1973. 

L E G E N D E: 

VERDJCHTUNGSRÄUME (GEMÄSZ ENTSCHLIESSUNG OER 
11111111111111111111111 MKRO VOM 2l NOV. 1968) 

11111111111111111! RAND20NEN UM DIE VERDJC HTUNG$RÄUME 

VERDICHIUNGSBEREJCHE 

STRUKTURSCHWACH_E RÄUME 

----- ENTWICKLUNGSACHSEN 

!!!!!!~~~~ fNIWICKLUNGSACHSEN IN ERHOLUNGSRÄUMEN 

ZENTRALE ORTE' 

BESTEHEND GEPLANT 

0 Cl OBERZENTRE" 

0 (_) MITTELZENTREN 

Ü""----~("'-) UNTERZENT REN 

0 0 DOPPELZENTREN 

G-- -E> KOOPERIERENDE ZENTREN 

QUELLE: 

In südlicher Richtung setzt sich die Verdichtung über das 
Neuwieder Becken und den Verdichtungsraum Rhein-Main, 
Rhein-Neckar mit Saarland und Mittleren Neckarraum fort 
bis ins Schweizer Mittelland. Dieser Abschnitt ist das 
Mittelstück der europäischen nord-südlich gerichteten Ver­
dichtungsachse. Die Endstücke werden dargestellt durch 
die sehr ausgedehten Verdichtungsräume in Großbritannien 
und Oberitalien. 

Ob man es gern hat oder nicht: die räumliche Entwicklung 
tendiert zur Polarisierung. Die starke Konzentration von 
Wohn- und Arbeitsstätten in großen Kontinental-Achsen 

Abb. 5: Verdichtungsräume, Randzonen um die Verdichtungsräume, Verdichtungsbereiche und strukturschwache Räume in Baden­
Württemberg 
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einerseits bedingt auf der anderen Seite eine fortschrei­
tende Entleerung des übrigen Raumes. 

Unser Land hat teil an diesem Konzentrations- und Ver­
stärkungsprozeß in Mitteleuropa. Gewiß gibt es auch in 
Bad en -W ü r t t e m b er g Räume, die als „ ländlich " be­
zeichnet werden. Aber das sind keine geschlossenen Agrar­
gebiete, wie wir sie zum Teil in Schleswig-Holstein oder in 
der Eifel in größerer Ausdehnung finden, und die durchweg 
so geringe lndustriebeschäftigtenquoten aufweisen, wie sie 
in Baden-Württemberg einzig im Kreis Breisgau-Hoch­
schwarzwald rings um Freiburg vorkommen. 

Die Probleme und Planziele für die künftige Entwicklung 
des Landes sind demnach diejenigen eines insgesamt 
h o c h i n d u s t r i a 1 i s i e r t e n Raumes. Die Polarisie­
rung der räumlichen Entwicklung wird daher innerhalb un­
seres Landes keinesfalls zu ähnlichen Extremen führen, wie 
wir sie im Kontinentalmaßstab auf Grund des Marktauto­
matismus schon haben und wie sie in Entwicklungsländern 
z. T. notwendig sind. Es bleibt aber ein erkennbares und 
mancherorts schmerzlich empfundenes wirtschaftliches, ge­
sellschaftliches und kulturelles Gefälle zwischen den lei­
stungsstarken, stärker verdichteten Landesteilen einerseits 
und den leistungsschwächeren und weniger dicht besiedel­
delten Landesteilen auf der anderen Seite, das sogar bis 
in die Region Mittlerer Neckar hinein erkennbar ist. 

Damit ist der eine Blickwinkel der Raumordnung angedeu­
tet, aus dem Stuttgart und seine Nachbarn gesehen werden 
müssen. Von dort aus ist Stuttgart die Mitte des Lan­
des, der z e n t r a 1 e 0 r t h ö c h s t e r O r d n u n g , höch­
ster wirtschaftlicher, gesellschaftlicher und kultureller Lei­
stungskraft, räumlich und in vieler Hinsicht auch sektoral 
eng verbunden mit seinen Nachbarn in Gestalt einer 
Städteschar in einem Verdichtungsraum, der unter den 24 
in der Bundesrepublik Deutschland bestehenden Verdich­
tungsräumen an vierter Stelle steht. Mit diesem glanzvollen 
Bild ist aber auch verbunden der Plangrundsatz des Lan­
desentwicklungsplans, daß alle Teile des Landes ange­
messen an einer optimalen Entwicklung des Landes teil­
nehmen sollen und daß überall im lande g 1 eich wer -
t i g e Lebensbedingungen anzustreben sind. 

Der andere Blickwinkel der Raumordnung auf Stuttgart 
und seine Nachbarn ist der, aus dem die Anzeichen nach­
teiliger Verdichtungsfolgen erkennbar werden, die sich ein­
mal auf die Lebensbedingungen der Bevölkerung unmittel­
bar auswirken können, die aber vor allem die kommunale 
Verwaltung vor fast unlösbare Aufgaben stellt. 

Dank der vielfältigen physisch-geographischen Situation 
und Geländegestalt ist jedoch die Si e d 1 u n g s s t r u k -
t u r im Kern der Region immer noch sehr viel au fge­
lockerter und differenzierter als diejenige von Stadtland­
schaften vergleichbarer Größe in der Ebene·. Wenn das auch 
im einzelnen zu baulichen und sonstigen technischen und 
finanziellen Erschwernissen mit beiträgt, so hat es doch 
sicher auch verhindert, daß eine allgemeine Überlastung der 
Stadtstruktur insgesamt eingetreten ist, die den Verdich­
tungsräumen doch bis in die neueste Zeit als ein unver­
meidliches Negativum immer wieder vorausgesagt und an­
gekreidet wurde. 

Trotzdem ist es hin und wieder nicht zu vermeiden, daß der 
kontinuierliche Prozeß Stadtentwicklung in manchen Teil­
räumen und Sektoren dem Stillstand nahekommt. Hier 
muß künftig Raumordnung auf der Basis interkommunaler 
Zusammenarbeit weiterhelfen. 

Die Rahmenziele dafür sind im Land es e n t w i c k -
1 u n g s p 1 an vom 22. Juni 1971 und im Entwurf deG Ge­
bietsentwicklungsplans für den Mittleren Neckarraum ent­
halten. Die organisatorischen Voraussetzungen dafür bi etet 
das Landesplanungsgesetz. Ein Regionalverband wird 
künftig als Träger der Regionalplanung in einem Regional-

plan die bisher schon gemeinsam erarbeiteten Rahmen­
ziele der Raumordnung so weit konkretisieren und aus­
formen, daß sie als Ziele der Raumordnung und Landes­
planung gemäß § 1 Abs. 3 des Bundesbaugesetzes für die 
Städte und Gemeinden eine bindende Grundlage für die 
Bauleitplanung sind. 

Die w e s e n t 1 i c h s t e n P 1 a n u n g s g r u n d s ä t z e 
der Raumordnung und Landesplanung, die im laufe der 
Aufstellung des Landesentwicklungsplans mit den beteilig­
ten Trägern öffentlicher Belange diskutiert und so weit, wie 
dies unter den gegebenen Umständen überhaupt möglich 
erscheint, abgestimmt wurden, und die sich die Landes­
regierung grundsätzlich zu eigen gemacht hat, will ich 
kurz anreißen. 

Die in der Region Mittlerer Neckar bestehende polyzen­
trische Siedlungsstruktur soll erhalten bleiben. Anders bei­
spielsweise im Falle München, wo eine Großstadt den 
Raum beherrscht und weit wenigere städtische Gemein­
wesen um sich hat, liegen rings um Stuttgart kräftige, z. T. 
ältere Städte mit jeweils eigenen Verflechungsbereichen, 
die als zentrale Orte höherer Ordnung - d. h. als Mittel­
zentren - funktionieren und jeweils eigene Kernbereiche 
haben, bestehend aus einer Reihe von engsten Um lands­
gemeinden, sowie eigenen Nahbereichen. Diese Mittelzen­
tren sind, soweit sie Stuttgarts nächste Nachbarn sind, 
Böblingen/Sindelfingen, Leonberg, Ludwigsburg/Kornwest­
heim, Waiblingen/Fellbach und Esslingen. 

Mit ihren Kernbereichen rahmen sie das Stadtgebiet von 
Stuttgart fast lückenlos ein. Ledig lich im Süden von Stutt­
gart haben wir eine Lücke ; zwischen Esslingen im Süd­
westen und Böblingen-Sindelfingen im Südosten. Dort, auf 
den Fi ldern, wohnen zwar ebensoviele Menschen wie je­
weils in den Mittelzentren und ihren Kernbereichen, aber es 
fehlt das kräftige Gemeinwesen mit eigenen Zentralfunk­
tionen und eigenständischem Stadtbewußtsein. Soweit sie 
nicht mit den Mittelzentren Esslingen oder Nürtingen ver­
flochten sind, suchen und finden die Fildergemeinden ihre 
höherqualifizierten zentralörtlichen Dienste größtenteils 
direkt im Oberzentrum Stuttgart. 

Die gegenseitigen Verflechtungen und Abhängigkeiten zwi­
schen Stuttgart und allen seinen Nachbarn sind außer­
ordentlich eng und vie lgestaltig. Sie reichen von gemein­
samer Wasser-, Gas- und Stromversorgung , über die Ver­
kehrsbedienung, Müllverwertung und -verbrennung, Ab­
wasserklärung bis zur Krankenversorgung und zu den 
öffentlichen und privaten Dienstleistungen höherer und 
höchster Ordnung. Sie werden von Tag zu Tag vie lfältiger, 
ebenso wie die Pendlerverflechtungen, die sich mit der 
zentrifugalen Ausbreitung höherer Boden-, Bau- und Miet­
preise immer weiter in die Nachbarkreise um Stuttgart aus­
dehnen. Sie machen auch künftig eine enge Zusammen­
arbeit mit Stuttgart in Planung und Durchführung unum­
gänglich notwendig. 

Das alles findet jedoch statt, ohne daß die bewußte Eigen­
ständigkeit der Mittelzentren um Stuttgart verloren geht. 
Mit wachsenden Arbeitsplatz- und Einwohnerzahlen, mit 
steigender Verkehrsbelastung auf den Straßen und diffe­
renzierterwerdenden zentralörtlichen Funktionen erhöht 
sich deren Bedeutung nicht nur quantitativ, sondern auch 
qualitativ. 

Die Tendenzen zur Intensivierung der polyzentrischen 
Siedlungsstruktur in der Region Mittlerer Neckar zu för­
dern ist der Wille der Landesreigerung. Diese Tendenzen 
brachten in letzter Zeit aber zweifellos auch N a c h t e i 1 e 
mit sich. Vor allem hat sich die Gefahr einer f 1 ä c h e n -
h a f t e n Verdi c h tu n g von Wohn- und Arbeitsstätten 
rings um Stuttgart gezeigt, die über die standortbegünstig­
ten Kernbereiche der Mittelzentren hinaus wächst und zu 
einem ringförmigen Hindernis für eine geordnete Weiter­
entwicklung im Kern der Region werden könnte. 
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Um einer solchen unerwünschten Entwicklung entgegenzu­
wirken, soll die weitere Siedlungsentwicklung mit Vorrang 
in Entwicklungsachsen geschehen, die strahlenförmig vom 
Kern ausgehen. In ihnen reihen sich zentrale Orte mit ihren 
jeweiligen Kernbereichen kettenförmig mehr oder weniger 
dicht aneinander, und in ihnen sind leistungsfähige Ver­
kehrs- und Versorgungsstränge gebündelt. Städte und 
Gemeinden im Zuge solcher Entwicklungsachsen in der 
Region Mittlerer Neckar besitzen in der Regel bereits weit­
gehend die notwendigen Standortvoraussetzungen für eine 
weitere Vermehrung von Wohn- und Arbeitsstätten. Der­
artige Entwicklungsachsen haben wir zwischen Stuttgart 
und Herrenberg, Stuttgart und Weil der Stadt, Stuttgart und 
Bietigheim-Heilbronn bzw. Bietigheim-Pforzhelm, Stuttgart 
und Schwäbisch Hall, Stuttgart und Schwäbisch Gmünd, 
Stuttgart - Göppingen - Ulm sowie zwischen Plochingen 
und Reutlingen/Tübingen. . 

Würden diese Entwicklungsachsen so ausgebildet, wie dies 
der Landesentwicklungsplan vorsieht, dann würde zugleich 
ein weiteres Ziel der Raumordnung und Landesplanung 
verwirklicht, nämlich die Erhaltung von Freiräumen außer­
halb der Entwicklungsachsen. Freiräume nicht im Sinne 
einer Blockierung jeder weiteren Entwicklung, einseitig zu­
gunsten etwa von Naturschutz, Landschaftspflege und Er­
holung, sondern mit dem Ziel einer sinnvollen Synthese von 
Wohnen und Arbeiten, Naherholung und Erhaltung der für 
das Wohlergehen der Menschen notwendigen natürlichen 
Lebensgrundlagen ohne bauliche Verdichtung, aber mit 
einer ausreichenden Freiraum-Infrastruktur ausgestattet. 
Damit würde auch die Gefahr einer ringförmigen entwick­
lungshemmenden baulichen Verdichtung um Stuttgart ge­
bannt werden; zugleich wird der Lebensbereich einer Be­
völkerung gesichert, die das Leben in nicht städtisch ver­
dichteter Umgebung vorzieht. 

Mit den zentralen Orten, den Entwicklungsachsen und den 
Räumen außerhalb der Entwicklungsachsen sind zunächst 
die wichtigsten Planungsgrundsätze für die Landesentwick­
lung und damit auch für die künftige Entwicklung der Lan­
desmitte angesprochen. Sie sind der Rahmen, innerhalb 
dessen die weiteren Planungsstufen Regionalplanung und 
Bauleitplanung volle Planungsfreiheit besitzen. 

Nachzuholen wäre allerdings noch, welchen Sinn und 
Zweck diese Planungsprinzipien für den sogenannten 
1 ä n d 1 i c h e n Raum haben, d. h. also für die Teile des 
Landes außerhalb der Verdichtungsräume. Entsprechend 
dem Grundsatz des Landesentwicklungsplans, daß eine 
räumliche Entwicklung des Landes anzustreben ist, die für 
die Bevölkerung aller Landesteile vielseitige und krisen­
feste Erwerbsgrundlagen ermöglicht, sollen mit dem Netz 
der zentralen Orte und Entwicklungsachsen auch in den 
weniger dicht besiedelten, mehr ländlich bestimmten, viel­
leicht auch von der Landesnatur weniger begünstigten oder 
gar beeinträchtigten Landesteilen Ansatzpunkte für die 
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Bildung mittlerer und kleiner Verdichtungen ausgebaut od.er 
geschaffen werden, in denen die Bevölkerung der länd­
lichen Räume Arbeitsplätze, Bildungs- und Ausbildungs­
möglichkeiten, kulturelle Darbietungen und Anregungen, 
zentrale Dienste höherer Ordnung und dergleichen mehr in 
zumutbarer Entfernung Jindet. 

Während die Achsen im Verdichtungsraum in erster Linie 
raumordnende Funktionen haben, so u. a. die Aufgabe, der 
Zersiedlung des Raumes entgegenzuwirken, sollen sie in 
den übrigen Landestei len Entwicklungsfunktionen ausüben 
und belebende Impulse in entwicklungsschwächere Räume 
aussenden. Da unsere Gesellschaft mehr und mehr auf 
leistungsfähige Infrastrukturen angewiesen ist, sind die 
Ansatzpunkte hierfür in den überall im lande bestehen­
den zentralen Orten und anderen geeigneten Gemeinden 
zu suchen, die mit den nötigen lnfrastruktureinrichtungen 
bereits ausgestattet sind oder leicht damit ausgestattet wer­
den können. Die Suche nach solchen Ansatzpunkten führte 
folgerichtig zu einer Netzstruktur auf der Grundlage der 
Bündelungen der wesentlichsten Verkehr- und Versor­
gungsanträge, an denen die meisten zentralen Orte mehr 
oder weniger dicht aufgereiht sind. In anderen Bundes­
ländern ist man zu ähnlichen Ergebnissen gekommen, so 
daß man jetzt für das ganze Bundesgebiet ein System von 
Verdichtungs- und Entwicklungsachsen zusammenfügen 
kann. 

Der Planer ist geneigt, in diesem Netzsystem den künfti­
gen Grundriß für die im Gange befindliche fortschreitende 
Verstädterung der Fläche zu sehen. Er sieht darin eine 
eminent städtebauliche Aufgabe. Auf unser Land bezogen 
könnte man darin vielleicht den Grundriß der künftigen 
„Großstadt Baden-Württemberg " sehen, die den Vorteil 
hat, daß ihr Bauplan ökologische Freiräume ohne bauliche 
Verdichtung in ausreichendem Maße mit umfaßt. Hier müs­
sen die natürlichen Lebensgrundlagen erhalten und aus­
gebaut werden, ohne die der Mensch nicht leben kann. 

Damit ist der Rahmen grob skizziert, den die Regional­
planung und die Bauleitplanung in enger Zusammenarbeit 
mit der Landesplanung unter ständiger Rückkopplung auf 
die Landesplanung ausfüllen müssen, wenn die notwendige 
Kontinuität der Planung in den verschiedenen Planungs­
ebenen gewahrt bleiben soll. 

So weit, so gut. Wie wir einen Plan aufzustellen haben, der 
dann die Billigung der Regierung erhält und zum Gesetz 
erhoben wird, das können wir lernen. Ihn aber zu verwirk­
lichen ist eine härtere Aufgabe, denn er steckt noch voller 
ungelöster Zielkonflikte. Aber die Zeit ist knapp geworden ; 
25 Jahre haben genügt, um das Land am mittleren Neckar 
an den Rand der ökologischen Belastbarkeit zu bringen. 
Noch weitere 25 Jahre Kampf um Interessenkonflikte könn­
ten ausreichen, um den ökologischen Tod der Landschaft 
herbeizuführen. Der heutige Zustand des Neckars weist 
uns den Weg dazu. 



H. Be c k : 

Die Entwicklung des Stuttgarter Umlandes* 

1. Naturräumliche Gegebenheiten 

Die Kessellage der inneren Stadtbezirke von Stuttgart prägt 
sich jedem Besucher ein. (Höhenunterschiede zwischen 
207 und 523 m N.N.). Ein unruhiges und stark von Tälern 
durchsetztes Relief der Landschaft ist aber auch für die an­
schließenden Naturräume typisch. Gleiches gilt für die Ober­
flächengestalt. 

Neben großen Waldgebieten (Schönbuch) und Waldberg­
land (Sehurwald, Berglen) trifft man auf offene Landwirt­
schaftsgebiete (Lößlandschaft) mit hervorragenden Voraus­
setzungen für Ackerbau und Sonderkulturen (Strohgäu, 
Filderebene) und auf relativ enge Taleinschnitte (Neckartal, 
Remstal) . 

Ein Vorteil ist der hohe Waldanteil: 

In Stuttgart sind über 23 O/o der Stadtgebietsfläche von 
Wald bedeckt (die landwirtschaftlich und gärtnerisch ge­
nutzte Fläche beträgt rund 30 O/o) . 

In der Region Mittlerer Neckar beträgt der Waldanteil sogar 
rund 30 O/o (die landwirtschaftlich genutzte Fläche ru nd 
so O/o). 

2. Zur Siedlungsstruktur und Verwaltungsgliederung 

In deutlicher Abhängigkeit von den naturräumlichen Ge­
gebenheiten ist die Siedlungsstruktur durch eine starke 
Gliederung mit einer Konzentration der Besiedlung in den 
Tälern gekennzeichnet. 

Der Kernbereich hat (nach M e c k e 1 e i n) einen „hete­
ropo lyzentrischen" Aufbau, bei dem der großstädtische 
Kern nach Größe und Bedeutung ein deutliches Über­
gewicht gegenüber den benachbarten Mittel-, Unter- und 
Kleinzentren hat. 

Typisch ist die Nähe zu Stuttgart von vier wirtschaftskräf­
tigen Mittelzentren 

- Kornwestheim/ Ludwigsburg 

- Böblingen/Sindelfingen 
- Fellbach/Waiblingen 

- Esslingen, 

die mit ihren Nahbereichen jeweils rund 100 000 Einwohner 
aufweisen. 

Sie liegen an gebündelten Verkehrslinien in deutl ich sich 
abgrenzenden Siedlungsbändern die sich vom Kern nach 
außen ziehen. Zwischen diesen Siedlungsbändern liegen 
dünner besiedelte Bereiche mit vorwiegend land- und forst­
wirtschaftlicher Nutzung und sehr guten Voraussetzungen 
für die Naherholung. 

Zur Verwaltungsgliederung : 

Im Nachbarschaftsbereich von Stuttgart, wie er von der 
Landesregierung im Zuge der sogenannten Zielplanung zur 
Gemeindereform nach dem Kabinettsbeschluß vom 19. Juli 
1973 abgegrenzt wurde, befinden sich außer der Stadt 
Stuttgart zur Zeit noch 62 Städte und Gemeinden, darunter 
die vorher schon genannten Mittelzentren mit ihren Ver­
flechtungsbereichen. 

Von den 62 Städten und Gemeinden haben 
6 weniger als 2 000 Einwohner 

25 zwischen 2 000 und 8 000 Einwohner 
23 zwischen 8 000 und 20 000 Einwohner 
5 1 zwischen 20 000 60 000 Einwohner 
2 2 über 80 000 Einwohner. 

Dies sind zusammen rund 1,35 Millionen Einwohner auf 
rund 900 qkm Fläche. (1961 waren es noch 1,2 Millionen 

Einwohner, 1985/90 werden es voraussichtlich 1,5 Millionen 
Einwohner sein.) 
Nach der Zielplanung sollen in dem geplanten Nachbar­
schaftsverband von den 62 Städten und Gemeinden nur 
noch 27 übrig bleiben, von denen allerdings auch noch die 
Hälfte unter 20 000 Einwohnern haben wird, davon sieben 
unter 10 000 Einwohner. 

Die Zahl 27 stellt einen Kompromiß dar, der immer noch 
auf den heftigen Widerstand einzelner Gemeinden stößt, 
15 Verwaltungseinheiten wären besser, die Größenordnung 
wäre ausgewogener, Stuttgart hätte weniger und kräfti­
gere Partner. 

3. Zur Bevölkerungsentwicklung und Mobilität 
del" Bevölkerung 

Eine Bevölkerungszunahme verzeichnet seit Jahren ledig­
l ich der Nachbarschaftsbereich, nicht jedoch die Stadt Stutt­
gart. 

Die Bevölkerungszu- bzw. -abnahme betrug zwischen 1961 
und 1972 
- Im Nachbarschaftsbereich (ohne S) Zunahme von 33,8 % 
- im Stadtgebiet Stuttgart Abnahme von 1,1 %. 
In absoluten Zahlen: 

- fü r Stuttgart Abnahme von rund 10 000 Einwohnern 
- für das Umland Zunahme von über 180 000 Einwohnern. 

Entsprechend blieb die Einwohnerdichte in Stuttgart seit 
Jahren unverändert bei rund 3000 E/qkm (wobei die Dichte 
in den bebauten Teilen der Stadt stetig abnahm). die Ein­
wohnerdichte Im Umland hat dagegen von 770 E/qkm auf 
1030 E/qkm seit 1961 zugenommen. (Dichte im Nachbar­
schaftsbereich rund 1500 E/qkm.) 
Der Bevölkerungszunahme von jährlich rund 3 O/o im Nach­
barschaftsbereich, steht ein entsprechend hoher Wegzug 
Deutscher aus Stuttgart gegenüber. Die Einwohnerzahl von 
Stuttgart konnte dabei nur durch das Hereinströmen von 
fast 70 000 Ausländern seit 1961 in etwa gehalten werden. 

Am Wanderungssaldo für Deutsche in den Nachbarkreisen 
von Stuttgart hatten die aus Stuttgart zuziehenden Zu~ 

wanderer in den letzten sechs Jahren einen Anteil von fast 
80 O/o. 
Anders ausgedrückt, von zehn Personen, um die von 1966 
bis 1971 die deutsche Bevölkerung dieser Landkreise durch 
Zuwanderung zugenommen hat, stammen acht aus Stutt­
gart. Dabei hat ein Großteil dieser Weggezogenen den 
Arbeitsplatz in Stuttgart beibehalten. 

Auf rund 450 000 Arbeitsplätze in Stuttgart kommen rund 
135 000 Einpendler, das heißt, daß fast jeder dritte Arbeits­
platz in Stuttgart von einem Pendler besetzt ist. 

(In der Region Mittlerer Neckar - ohne Stuttgart - pendeln 
über 40 O/o der Erwerbstätigen, was bedeutet, daß fast jeder 
zweite Arbeitnehmer ein Pendler ist.) 

Der täglich pulsierende grenzüberschreitende Verkehr (auch 
mit allen negativen Folgen) gibt dem sichtbar Ausdruck. 

Dabei kommen rund 80 O/o der Einpendler aus einem Um­
kreis von nur 15 km Entfernung von der Stadtgrenze (20 
bis 25 km vom Stadtmittelpunkt). 

• Kurzreferat vor dem Deutschen Rat für Landespflege am 2. Ok­
tober 1973. 

1 Sindelfingen, Böblingen, Fellbach, Kornwestheim, Waiblingen, 
Leonberg. 

2 Esslingen, Ludwigsburg. 

119 



Leider ist der Anteil der Pendler, die bei der Fahrt zur 
Arbeitsstelle den eigenen Pkw benützen, in den letzten 
Jahren immer größer geworden. 

Dem Wegzug von Einwohnern aus Stuttgart in die Um­
gebung steht die Tendenz zur Industrieverlagerung zur 
Seite. 

Während eine Verdichtung und Konzentration von Arbeits­
stätten des Dienstleistungssektors in Stuttgart anhält, läßt 
sich seit Jahren eine Dezentralisierung des produzierenden 
Gewerbes feststellen. 

Von 1968 bis 1972 wurden 272 Voll- und Teilverlagerungen 
von Industriebetrieben mit zehn und mehr Beschäftigten 
mit einer Beschäftigtenzahl zum Zeitpunkt der Verlagerung 
von rund 16 000 gezählt. 

Dem steht ein Zugang von 59 Betrieben mit rund 4500 Be­
schäftigten gegenüber. 

Von anderen Branchen sind im Zeitraum von 1964 bis 1972 
129 Betriebe mit rund 5000 Beschäftigten von Stuttgart 
weggezogen. 87 % der Verlagerungen finden ihren neuen 
Standort in den Randkreisen, häufig in direkt an Stuttgart 
angrenzenden Gemeinden. In diesen Gemeinden ist im 
letzten Jahrzehnt eine forcierte Industrialisierung erfolgt. 

Die W i r t s c h a f t s s t r u kt u r im Stuttgarter Raum 
weist eine Konzentration von Betrieben des produzierenden 
Gewerbes auf. 

10 3 0 s• 

Die Zahl der lndustriebeschäftigten auf 1000 Einwohner 
liegt hier besonders hoch: 

- in Stuttgart und einigen Nachbargemeinden bei 240 

- in der Region Mittlerer Neckar bei 200. 

In der Betriebsstruktur überwiegen immer noch Klein- und 
Mittelbetriebe. 

Der Auslandsumsatz ist vergleichsweise hoch, er beträgt 
bei der Industrie rund 25 %. Im Vergleich mit anderen Wirt­
schaftsräumen besteht ei ne Unterbesetzung im Dienst­
leistungssektor. 

Die vielse itigen wirtschaftlichen Beziehungen und die Mo­
bilität der Bevölkerung haben über Verwaltungsgrenzen 
hinweg einen durch strukturelle Verflechtungen. wechsel­
seitig verbundenen Gesamtraum entstehen lassen. 

Der Nachbarschaftsbereich ist eine „sozioökonomische 
Raumeinheit ", die sich strukturell und funktional von den 
daran anschließenden Räumen abhebt und sich du rch 
intensive Nutzung und Aktivität auszeichnet. 

Außerliche Kennzeichen sind die gebündelten Verkehrs­
linien, Massierung von Wohn- und Arbeitsstätten sowie die 
hohe Wi rtsch aftsk raft. 

Der Verstädterungsprozeß im Nachbarschaftsbereich mit 
der fast totalen Angleichung an die Lebensverhältn isse in 
der Stadt, ist so gut wie abgeschlossen. Es hat sich ein 
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1 = Oberzentren, 2 = Mittelzentren, 4 = Doppelzentren, 5 = Entlastungsorte, 6 = Landschaftsteile, d ie vorrangig als 
weiträumige Freiflächen zu erhalten sind, 7 = Weiterentwicklung der Leistungskraft zu höheren Qual itäten durch Ord­
nungsmaßnahmen, 8 = Ausschöpfung wenig genutzter Entwicklungsmöglichkeiten durch Förderungsmaßnahmen, 9 = Ver­
besserung der Standortvoraussetzungen, Nutzung der Landschaftswerte für Erholung und Fremdenverkehr durch Förde­
rungs- und Landschaftsordnungsmaßnahmen. 



großer gemeinsamer Wohn- und Arbeitsbereich heraus­
gebildet. 

Dabei werden die Nahbeziehungen innerhalb der Verflech­
tungsbereiche der Mittel- und Unterzentren, durch Be­
ziehungen zur Kernstadt überlagert. 

Zu den vielseitigen Beziehungen zwischen der Stadt Stutt­
gart und ihren Nachbarn noch einige Zahlen, die der Bro­
schüre „Verflechtungen im Stadt-Umland-Bereich von Stutt­
gart" entnommen sind. 

Der Antei l der Auswärtigen beträgt: 

41 O/o der Theatermieten 
37 O/o der Krankenhausbettenbelegung und bis 
76 O/o in Spezialabteilungen der Krankenhäuser 
40 Gemeinden werden mit Energie durch die Technischen 

Werke der Stadt Stuttgart versorgt 
10 Gemeinden haben gemeinsame Entsorgung 
4 Gemeinden teilweise 

29 Gemeinden sind durch die Verkehrsmittel der Stuttgarter 
Straßenbahnen AG (einschließlich Bus) mit Stuttgart ver­
bunden 

pro Monat: 

711 000 Busbenutzer von auswärts 
371 000 Straßenbahnbenutzer von auswärts 

4. Flächenbedarf und Inanspruchnahme freier Landschaft 

Die starke Siedlungsentwicklung in den Nachbargemeinden 
von Stuttgart hat zu einem entsprechenden Rückgang des 
Anteils der unbebauten Flächen geführt und damit zu 
einem Verlust an freier Landschaft, bei gleichzeitig über­
proportional steigender Belastung der Umwelt durch das 
Bevölkerungs- und Wirtschaftswachstum. 

Dies kann zu einer ernsthaften Gefährdung der Vital­
situation führen. Die bisherige Entwicklung hat gezeigt, 
daß nicht die Rücksicht auf die Ökologie das Wachstum 
begrenzt, sondern daß das Wachstum die Umweltsituation 
eingeengt und Umweltschäden geschaffen hat. Es muß zu­
gegeben werden, daß bisher nicht überall eine bewußt am 
Immissionsschutz ausgerichtete Siedlungspolitik betrieben 
worden ist. 

Es wird allerdings jetzt erkannt, daß das weitere Wachstum 
an ökologische Grenzen stößt und daß die Gesichtspunkte 
des Umweltschutzes auch im Rahmen der Bauleitplanung 
stärker in den Vordergrund gerückt werden müssen, wenn 
keine ernstlichen Gefäh rdungen der Vitalsituation eintreten 
sollen. Das bedeutet: Planung eines ökologisch begrenzten 
Wachstums. 

Der weitere Landschaftsverbrauch muß unter dem Gesicht$­
punkt der Funktionsfähigkeit des Naturhaushaltes gesehen 
werden. Dabei stehen Planer und vor allem die Kommunal­
politiker vor schwerwiegenden Zielkonflikten. 

Die Wirtschaft folgt eigenen Gesetzlichkeiten, sie verträgt 
ebenso wenig wie die Ökologie ohne Schaden große Er­
schütterungen. „Städtebau und Regionalplanung zwischen 
Ökonomie und Ökologie " möchte man das Thema einer 
Fernsehsendung abwandeln. Dort hieß es „ Landwirtschaft 
zwischen Ökonomie und Ökologie". (In beiden Fällen geht 
es, auch wenn von Ökologie die Rede ist, letztlich um den 
Menschen.) 

5. Der Verd ichtungsraum „ein administrativer Problemraum" 

Die Verdichtung, die aus sich heraus immer neue Verdich­
tungswünsche erzeugt (auf das Wirksamwerden der Selbst­
heilungskräfte wie z. B. steigende Grundstückspreise sollte 
man keine Hoffnung setzen) schafft Konflikte, die, wenn 
man sie nicht bewältigen kann, zu Funktionsstörungen 
führen. 

Es muß aber auch deutlich darauf hingewiesen werden, 
daß bei der vorgegebenen Verwaltungsstruktur und dem 
isolierten Planungshandeln der Einzelgemeinden die Ge-

währleistung einer optimalen Raumordnung nicht gegeben 
war. 

Dem gesteigerten Ordnungsbedürfnis im Kernraum einer 
Verdichtung steht eine Zersplitterung in der Planungs­
zuständigkeit gegenüber. Seit Jahren besteht die Diskre­
panz zwischen Entwicklung, kommunaler Ordnung und Fi­
nanzausstattung. Die Folgen sind unübersehbar. 

„Zersiedlung der Landschaft" und „ungeordnete Stadtland­
schaft" sind nicht nur Schlagworte. 

Die Summe der Einzelaktivitäten der Städte und Gemein­
den verliefen weitgehend unkoordi niert. 

Schon die Planvorstellungen waren zu statisch, sie wurden 
der weit fortgeschrittenen strukturellen Verflechtung nicht 
gerecht. Obwohl auf die Planjahre 1985 oder 1990 be­
zogen, ließen die praktisch im Alleingang aufgestellten 
Flächennutzungspläne der Städte und Gemeinden meist 
jeden wirklichen Bezug auf die Planung der umgebenden 
Gemeinden vermissen. 

Zur Verdeutlichung des Gesagten nun einige Beispiele, sie 
sind so gewählt, daß verschieden große Gemeinden vor­
gestellt werden. 

1. Beispiel : 

Zwei Städte im Westen von Stuttgart mit 40 000 und 
55 000 Einwohnern sind total und in breiter Front bau­
lich zusammengewachsen. Jede Stadt plant für sich und es 
kann ein Jahr vergehen, ohne daß sich die leitenden 
Herren der beiden Stadtplanungsämter treffen. 

Wenn nun die eine Stadt einen Wasserturm mit x Meter 
Höhe baut, so baut gleich darauf die andere einen mit 
x plus einem Meter. Sämtliche Einrichtungen und selbst 
Stadthallen, werden auf diese Weise doppelt erstellt. Hier 
ist über viele Jahre hinweg so viel unkoordiniert entstan­
den, daß bei einem Zusammenschluß der beiden Städte 
erst nach einem langen Entwicklungsprozeß eine Gesamt­
stadt entsteht. 

2. Beispiel: 

Zwei Gemeinden im Süden von Stuttgart mit 10 000 und 
13 000 Einwohnern sind im Landesentwicklungsplan als 
Doppelzentrum ausgewiesen und sollen nach der Ziel­
planung ab 1975 zu einem Verwaltungsraum zusammen­
gefaßt werden. Trotzdem verfolgen sie ihre ausschließlich 
auf die eigene Markung bezogene Flächennutzungsplanu ng 
weiter. In einer Besprechung vor wenigen Wochen, an der 
die Bürgermeister beider Gemeinden teilgenommen haben , 
sagte einer der beiden Herren : Da die Planung der beiden 
Gemeinden nicht schon vor Jahren „ umgepolt" worden sei, 
käme jetzt nur noch eine „bi-polare" Entwicklung in 
Frage. 

Vor noch nicht allzu langer Zeit hat die Gemeinde einen 
namhaften Verkehrsplaner einen Verkehrsplan ausarbeiten 
lassen, al lerdings ohne die Mitwirkung von zwei verkehrs­
mäßig eng mit dieser Gemeinde verbundenen Nachbar­
gemeinden, die beide seinerzeit eine Anregung zu einer 
Beteiligung nicht aufgenommen haben und nun das Ver­
kehrskonzept als nicht ausreichend mit ihnen abgestimmt 
bezeichnen. 

3. Beispiel: 

Eine Gemeinde im Westen von Stuttgart mit zur Zeit knapp 
3500 Einwohnern hat ihre Einwohnerzahl in den letzten zwölf 
Jahren vervierfacht (1961 halte sie noch 826 Einwohner). 
Sie liegt zwar nur rund 15 km Luftlinie vom Stadtmittel­
punkt von Stuttgart entfernt und in landschaftlich reizvoller 
Lage, aber doch so weit ab von einem öffentlichen Ver­
kehrsmittel, daß eine zufriedenstellende Verkehrsverbin­
dung nicht vorhanden ist. Eine Mini-Bus-Linie (acht Sitz­
plätze) steht in den roten Zahlen und ist auf einen nicht 
unbeträchtlichen Zuschuß der Gemeinde angewiesen. An 
Werktagen fährt der letzte Bus kurz vor 19.00 Uh r in Stutt­
gart ab, freitags, samstags und sonntags gegen 22.00 Uhr. 
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Es wäre nicht schwer, weitere Beispiele anzuführen. 
Sehr kritisch müßte man sich auch mit der Siedlungs­
entwicklung im Bereich des Flughafens Stuttgart ausein­
andersetzen. Waren 1961 noch rund 50 000 Bewohner des 
Filderraumes dem Fluglärm ausgesetzt, so sind es heute 
fast 100 000. 
Die Industrie- und Handelskammer Stuttgart hat eine 
Schrift „Gewerbegelände im Mittleren Neckarraum" heraus­
gegeben, in der Gewerbeflächen in großer Zahl in Ge­
meinden aufgezeigt werden, die zwischen den Entwick­
lungsachsen in Räumen liegen, die nach dem Landes.­
entwicklungsplan eindeutig als Erholungs- oder ökolo­
gische Ausgleichsräume von einer stärkeren Siedlungs­
entwicklung freigehalten werden sollen. 

Nicht weniger problematisch sind Fehlentwicklungen in der 
lnfrastrukturausstattung, zu denen es aufgrund der unter­
schiedlichen Finanzkraft und mangelnder Koordination ge­
kommen ist. 
Für Stuttgart kann z. B. zu Nachbarstädten und -gemeinden 
ein deutlicher Investitionsrückstand festgestellt werden. Auf 
Einwohner bezogen sind diese zum Teil wesentlich besser 
versorgt als die Stadtbezirke von Stuttgart. 
Aufgrund der begrenzten Finanzausstattung kommt Stutt­
gart mit einer Fülle wesent lich wichtigerer Aufgaben sehr 
stark in Rückstand. Stuttgart ist zwar eine gewerbesteuer­
starke Stadt und wenige Großstädte stehen hier besser, 
dennoch können viele wichige Projekte aus Geldmangel 
nicht in Angriff genommen werden. 

Steuerkraft ist eben nicht identisch mit Investitionskraft. 
Heute gilt die widersinnig anmutende Aussage: je höher 
im Durchschnitt die Steuerkraft, desto geringer die Investi­
tionskraft. 
So ist Stuttgart zwar eine steuerstarke, aber zunehmend 
investitionsschwache Gemeinde. 
Die ungleiche Versorgung mit lnfrastruktureinrichtungen 
soll noch kurz an den Hallenbädern demonstrie rt werden. 

Von den 20 Städten und Gemeinden, die direkt an die 
Stadt Stuttgart angrenzen, haben 10 Hallenbäder. Von 
diesen 10 Städten oder Gemeinden haben 6 nur 10 000 bis 
15 000 Einwohner. 
Von den 10 Gemeinden die noch kein Hallenbad haben, 
ist bei der Hälfte ein Hallenbad im Bau oder liegt die 
Planung für ein solches vor. 

Der Vergleich mit Stuttgart: 
Für 625 000 Einwohner hat d ie Stadt 5 Hallenbäder und 
t, Mineralbäder. 

Die erwähnten 6 Gemeinden mit zwischen 10 000 und 
15 000 Einwohnern haben 6 Hallenbäder für rund 80 000 
Einwohner. 
Es soll nun allerdings nicht der Eindruck erweckt werden, 
in den letzten Jahren sei fast alles falsch gelaufen. Die kri­
tische Wertung der Entwicklung soll nicht abgeschlossen 
werden, ohne eine zumindest teilweise Ehrenrettung der 
Städte und Gemeinden. Es ist leicht, nachträglich Fehler 
aufzuzeigen. Die großen Anstrengungen, die erforderlich 
waren um die vielfältigen Schwierigkeiten zu meistern, 
treten dabei in den Hintergrund. 
Ohne Zweifel hätte eine Zusammenfassung der Aktivitäten 
zu mehr Ordnung im Rau m und größerer Effizienz geführt. 
Dafür war die Zeit aber nicht reif. Der Übergang von einem 
reinen „Ortsbewußtsein" zu einem neuen „ Regionalbewußt­
sein" war nicht von heute auf morgen zu erreichen. Auch 
für die Zukunft eröffnet nur ein weiterschreitender Bewußt­
seinswandel die Chance, der Automatik des Geschehens 
und den vielfältigen Zwängen zu entkommen. 

6. Ausblick 

Wenn man davon ausgehen könnte, daß aufgestellte Pläne 
und institutionelle Lösungen auch schon die Lösung der 
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Probleme darste111:m, könnte man behaupten, man ginge 
goldenen Zeiten entgegen. 

An abgeschlossenen Planwerken liegen vor: 

der Landesentwicklungsplan Baden-Württemberg vom 
22. Juni 1971 

der Gebietsentwicklungsplan für den Mittleren Neckar­
raum vom 14. März 1972 

drei Regionalpläne 

und der Flächennutzungsplan der Stadt Stuttgart 

Dem Planungsmodell für die Region Mittlerer Neckar liegt 
ein Achsensystem zugrunde mit dem Ziel, eine f lächenhafte 
Ausbreitung der Verdichtung um den Verdichtungskern zu 
verhindern und die Freiflächen zwischen den Entwicklungs­
achsen zu erhalten. Dieser Zielsetzung kommen die natur­
räumlichen Gegebenheiten entgegen. Auch lassen verschie­
dene Vorgänge, wie z. B. der Ausgliederungs- und Speziali­
sierungsprozeß bei der Wirtschaft, eine Tendenz zur Dezen­
tralisierung erkennen, die zu der erwünschten Entlastung 
des Kerns führt. 

Um sicherzustellen, daß die verbindlichen Ziele des Lan­
desentwicklungsplanes nicht im Stadium politischer Ab­
sichtserklärungen steckenbleiben, sondern bei raumwi rk­
samen Planungen und Maßnahmen tatsächl ich beachtet 
werden, will das Innenministerium einen Erlaß heraus­
geben, wie der Landesentwicklungsplan durch die Bauleit­
planung zu verwirkl ichen ist. 

Es liegt auch bereits der Entwurf eines Gesetzes zur Ände­
rung des Landesplanungsgesetzes vor mit dem Ziel, ein 
Raumordnungsverfahren einzuführen, das darauf abzielt, zu 
erreichen, daß die Landesplanungsbehörden von raum­
bedeutsamen Planungen und Maßnahmen rechtzeitig 
Kenntnis erlangen. 

Wenn vorher von vorhandenen Planungen und institutio­
nellen Lösungen die Rede war, so bleibt d ie Frage, woran 
es nun eigentlich noch mangelt. Was fehlt, ist die konse­
quente Durchführung der Zielsetzungen. 

Die Zeiten des raschen Wachstums sind vorüber. Es gilt, 
Fehlentwicklungen aufzuhalten und bere its erkennbare 
Schäden zu beheben. Qualitative Merkmale müssen als 
Beurteilungskriterien der Entwicklung in den Vordergrund 
treten. Das Erreichte darf nicht durch ungelenkte Entwick­
lungen in Frage gestellt werden . 

Die angestrebte Entwicklung muß der ökologischen Lei­
stu ngsfähgikeit des Raumes angepaßt werden. 

Der Umweltschutz muß im Leitbild eine zentrale Position 
einnehmen. 

Wenn es nicht zu einer Qualitätsverschlechterung in der 
Umweltsituation kommen soll, muß in Zukunft bei der Bau­
leitplanung verstärkt auf 

die Trennung von störender und schutzbedürftiger Be­
bauung 
die richtige Zuordnung der Bebauung zu öffentlichen 
Verkehrsmitteln 
eine sparsame Inanspruchnahme des Baugrundes durch 
konzentrierte Bebauung 

geachtet werden. 

Dabei muß darauf abgezielt werden, d ie Belastungen und 
Beeinträchtigungen der Umwelt auf ein Mindestmaß zu be­
schränken. Nur so kann das natürliche Landschafts­
potential in diesem Wirtschaftsraum erhalten und die Trag­
fähigkeit des Raumes gewahrt werden. 

Die Landschaft muß zum Planungsfaktor werden, weil es 
besonders in Verdichtungsräumen „ lebenswichtig" ist, daß 
die Funktionsfähigkeit des Raumes auch unter den Ge­
sichtspunkten des Umweltschutzes gesehen und „auf 
Dauer" erhalten und gefördert wird. 



W. K a 1 t e n b a c h e r : 

Aufgaben und Ziele der Regionalplanung im Stuttgarter Raum, dargestellt am Bei­
spiel der „Regionalen Planungsgemeinschaft Württemberg-Mittee. V." * 

1. Vorbemerkung 

Die „Regionale Planungsgemeinschaft Württemberg-Mitte 
e. V." wurde im Jahr 1959 gegründet. Ih r gehörten etwa 
150 Städte und Gemeinden und die vier Landkreise 
Böblingen, Leonberg, Vaihingen/Enz und Ludwigsburg an. 
Weitere zwei Planungsgemeinschaften bildeten sich gleich­
zeitig oder unmittelbar anschließend in den an die Kern­
stadt Stuttgart angrenzenden Landkreisen. Die Stadt Stutt­
gart selbst gehörte keiner dieser Regionalen Planungs­
gemeinschaften an. Ab Mitte der 60er Jahre erfolgte eine 
unverbindliche Zusammenarbeit der drei Planungsgemein­
schaften mit der Stadt Stuttgart in einem Planungsverband 
„Mittlerer Neckarraum'', die sich allerdings auf einen inten­
siven Informationsaustausch der Planungsstellen be­
schränkte. 

2. Ziele der Regionalplanung 1 

2.1 A 11 g e m e i n e E n t w i c k 1 u n g s z i e 1 e 

Sicherung und Schaffung vielfältiger und gesunder Lebens­
bedingungen, Erhaltung der natürlichen Lebensgrundlagen, 
Beseitigung der Beeinträchtigungen. Abwägung unter ver­
schiedenen Sachzielen, Bevorzugung derjenigen Ziele, die 
der Forderung nach verbesserten Lebensbedingungen am 
ehesten entsprechen und eine zukunftsorientierte Entwick­
lung offen lassen. 

Ausrichtung der Planung auf eine Gesamtbevölkerung von 
etwa 900 000 bis 1 Million (gegenüber 750 000 im Jahr 1970) 
Planjahr 1985. 

Neue Wohnungen und neue Arbeitsplätze vorrangig in den 
Entwicklungsachsen sowie - zurückhaltend - in den 
Schwerpunkten außerhalb dieser Achsen. Verbesserung der 
Verkehrswege innerhalb des Planungsgebietes, zum Kern 
und zu den benachbarten Wirtschaftsräumen. 

Entwicklung der freien Landschaft und des Waldes als Er­
holungsraum im ganzen unter Berücksichtigung der Eigen­
art und der ökologischen Tragfähigkeit. 

Sicherung landwirtschaftlicher Flächen - besonders auch 
für Sonderkulturen - soweit dies die vorhandenen Boden­
qualitäten und die ausbaufähige Agrarstruktur rechtfertigen. 

Einwohner: 

MNR (Mittlerer Neckarraum) 2,4 Millionen 
RPW (Regionale Planungsgemeinschaft Württemberg-Mitte) 
750000 
Stadt Stuttgart 630 000 

Bevölkerungsdichte: 

MNR 600 Einwohner/km2 
RPW 490 Einwohner/km2 
Stuttgart 3100 Einwohner/km2 

Zuwachsraten: 

(Jahresdurchschnitte in den Jahren 1950 bis 1970) 
RPW 2,3 bis 3,7 % p. a. 
MNR 1,5 bis 3,0 % p. a. 
Land 1,2 bis 2,2 % p. a. 

2.2 B e s o n d e r e E n t w i c k 1 u n g s z i e 1 e 

Weiteres Ausformen und Konkretisierung der Vorgaben aus 
dem Landesentwicklungsplan und dem Gebietsentwick­
lungsplan für den Mittleren Neckarraum, die als Planziele 
etwa ab 1968 bekannt waren. 

Als Beispiel seien hier die Zielsetzungen für Sanierungs­
räume in Entwicklungsachsen aufgeführt, die je nach ihrer 
Lage im Verdichtungsraum selbst oder in seinen Rand­
zonen mit unterschiedlicher Aussage in bezug auf Ordnung 
und Sanierung des Bestehenden oder Förderung und zu­
sätzlichen Ausbau künftiger Wohn- und Arbeitsplätze ver­
sehen sind. 

In den Entwicklungsachsen 

(Stuttgart) - Böblingen/Sindelfingen - Herrenberg, 

- (Stuttgart) - Leonberg, 
- (Stuttgart) - Kornwestheim/Ludwigsburg - Bietigheim, 

sollen Flächen für 

den Wohnungsbau in verdichteter Bauweise vorgehalten 
und gesichert werden, an Standorten, die vom öffent­
lichen Schienennahverkehr gut erschlossen und in zu­
mutbarer Wegentfernung zu den sozialen und kulturel­
len Einrichtungen liegen. 

Dienstleistungseinrichtungen vorwiegend in den Be­
reichskernen erweitert oder neu geschaffen werden, er­
forderlichenfalls durch Sanierung. 

gewerbliche Arbeitsplätze an verkehrsgünstigen Stand­
orten gesichert werden, unter Beachtung des Schutzes 
der natürl ichen Lebensgrundlagen und ohne Beein­
trächtigung bestehender oder neu zu schaffender Wohn­
plätze. 

stadtnahe Erholung in Fußwegentfernung gesichert und 
erschlossen werden, vor allem als landschaftliche Zä­
suren zwischen den Siedlungsräumen. 

In den Entwicklungsachsen 

Herrenberg - Gäufelden - (Ergenzingen - Horb) bzw. 
Jettingen - (Nagold - Horb bzw. Freudenstadt), 

Leonberg - Weil der Stadt - (Calw), 

Bietigheim - Besigheim - (Heilbronn), 

(Backnang) - Marbach am Neckar - Bietigheim -
Vaihingen an der Enz - Mühlacker - (Pforzheim bzw. 
Bretten) 

sollen Flächen für 

den Wohnungsbau an landschaftlich geeigneten und gut 
erschließbaren Standorten in guter Zuordnung zu 
zentralörtlichen Einrichtungen neu erschlossen werden, 
erforderlichenfalls in übergemeindlicher Zusammen­
arbeit. 

Dienstleistungseinrichtungen verstärkt in den Bereichs­
kernen erweitert oder neu geschaffen werden, erforder­
lichenfalls durch Sanierung. 

gewerbl iche Arbeitsplätze an verkehrsgünstigen Stand­
orten konzentriert unter Beachtung der landschaftlichen 
Belange in übergemeindlicher Zusammenarbeit neu er­
schlossen werden. 

Naherholung und für land- und forstwirtschaftliche 
Nutzung in den Freiräumen zwischen den Siedlungs­
gruppen gesichert und weiterentwickelt werden. 

Der Siedlungsraum Herrenberg soll entlastende Aufgaben 
für den Kern des Mittleren Neckarraumes, der Siedlungs-

• Kurzreferat vor dem Deutschen Rat !ür Landespflege am 2. Ok­
tober 1973. 

1 Auszug aus dem Regionalplan der Regionalen Planungsgemein­
schaft Wü rttemberg-Mitte e. V., Stand 1972. 
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Juli 1972 
1 = Mittelzentrum, 2 = Unterzentrum, 3 = zum Unterzentrum zu entwickeln, 4 = gehobene Versorgungsfunktionen auszu­
bauen, 5 = Kl einzentrum, 6 = Funktionen von Kleinzen tren zu entwickeln, 7 = Siedlungsschwerpunkte, 8 = S-Bahn, 
9 = Siedlungsräume in Entwicklungsachsen, 10 = Naher holung, 11 = Ferienerholung 



raum Marbach solche für den Bereichskern Ludwigsburg/ 
Kornwestheim mit übernehmen. 

In den regionalen Entwicklungsachsen 

Herrenberg - (Tübingen), 

Leinfelden/(Echterd ingen) ausgehend, im Zuge der ver­
längerten S-Bahn in Richtung (Aich), am Rande des 
Schönbuchs, 

Ho lzgerlingen - Weil im Schönbuch - (Dettenhausen), 

Marbach - Steinheim - Großbottwar - Oberstenfeld -
(Beilstein - Heilbronn) 

sollen Flächen für 

den Wohnungsbau in guter Beziehung den bestehenden 
Ortskernen zugeordnet werden 

Naherholung in übergemeindlicher Zusammenarbeit neu 
erschlossen werden 

gewerbliche Arbeitsplätze an wenigen, jedoch verkehrs­
günstigen Schwerpunkten, in gemeinsamer Planung und 
Abstimmung geschaffen werden. 

Auf lange Sicht gesehen soll die Möglich keit des Aufbaus 
einer regionalen Entwicklungsachse zwischen Leonberg/ 
Rutesheim - Mönsheim/Wiernsheim - (Pforzheim) durch 
Flächenfreihaltungen in gemeinsamen Planungen gesichert 
werden. 

In den Räumen mit land- und forstwirtschaftlicher Struktur 
zwischen den Entwicklungsachsen soll auf eine intensive 
Agrarstrukturverbesserung und auf d ie Förderung von Er­
holungseinrichtungen besonderer Wert gelegt werden. An 
geeigneten Standorten sollen durch gemeinsame Maß­
nahmen ganzer Nahbereiche in Schwerpunkten gewerb­
liche Arbeitsplätze geschaffen und die noch aus der Land­
wirtschaft abwandernden Arbeitskräfte sowie Erwerbstätige 
mit derzeit unzumutbar langen Pendlerwegen aufgenommen 
werden. In diesen Räumen soll durch eine gemeinsame 
Planung und Abstimmung innerhal b der Nahbereiche die 
Voraussetzung zur Verbesserung der öffentlichen Einrich­
tungen geschaffen werden. 

3. Ziele für Sachbereiche 2 

3.1 Schu t z und Pf l ege der Umwe.lt 

Ausweisung und Sicherung von Schutzzonen und -flächen, 

Beseitigung von Landschaftsschäden, 

Landespflegerische Maßnahmen in der freien Landschaft 
vor allem zur Sicherung des Wasserhaushaltes und zur Ver­
meidung von Bodenerosionen, 

entsprechende Trassierung von Verkehrslinien und Versor­
gungsleitungen, 

Abstimmung der Bauleitpläne zwischen Gemeinden mit 
dem Ziel, daß ein zusammenwachsen von Siedlungsflächen 
unterbleibt, sofern nicht bei eng benachbarten Ortslagen 
durch eine verstärkte bau liche Nutzung zwischen den Sied­
lungsflächen eine zusätzliche Ausdehnung an den Außen­
rändern vermieden wird. 

3.2 Sied 1 u n g u n <Cl Wo h n u ng 

Zuordnung der Siedlungstätigkeit auf die vorhandenen und 
geplanten öffentlichen Nahverkehrslinien sowie auf das 
regional bedeutsame St raßennetz. Sanierung der Ortskerne 
und besseres Angebot öffentlicher und privater Dienst­
leistungen in den Orten. Neue Gewerbeflächen, gemeinsam 
für mehrere Gemeinden, ausreichend groß bemessen und 
erweiterungsfähig. Bei der Standortwahl Beachtung einer 
wirtschaftlichen Erschließung und einer guten Erreichbar­
keit von den öffentlichen Nahverkehrsmitteln her. Schutz 
der Wohngebiete und der öffentlichen Einrichtungen vor Im­
missionen durch entsprechende Standortwahl. Vielfältiges 
Angebot im Wohngemenge vor allem in den Schwerpunk-

ten der Entwicklungsachsen. Anzustrebende Wohndichte 
mindestens 50 Wohneinheiten/ha. Verbesserung der Wohn­
verhältnisse in den Ortskernen durch Sanierung. 

3.3 Verkehr 

überregional bedeutsames Straßennetz: 

Autobahn Neckar-Alb zur Entlastung des Autobahn­
abschnittes Ludwigsburg- Leonberg, 

Neue entlastende Fernstraße, in ca. 10 km Abstand, 
parallel zur BAB Heilbronn/Stuttgart zur Aufnahme des 
zu erwartenden Fernverkehrs in Nord-Süd-Richtung 
(Würzburg-Bodensee). 

Regional bedeutsames Straßennetz: 

Ausbau eines regionalen Ringes zur besseren Ver­
knüpfung der kreisförmig um den Kern herum ge­
wachsenen Mittelstädte (Tangentia lverbindungen). 

Verbesserung der Verbindungen zum Kern der Region 
(Radialverbindungen). 

Verbesserung der Nahverkehrsverbindungen (S-Bahn, 
Bus, park-and-ride-System). 

Bedarf an Verkehrsflughäfen im Einzugsbereich des Mittle­
ren Neckarraumes ist mit Bedarf und Planung auch außer­
halb des Landes Baden-Württemberg zu koordinieren. Da­
bei ist der künftige Verkehrsbedarf, die Weiterentwicklung 
der Technik des Luftverkehrs und des Schienenverkehrs, 
die in Verdichtungsräumen vorrangige Bedeutung des Um­
weltschutzes, die künftige Raumwirtschaftspol itik zusam­
menfassend zu berücksichtigen. 

Ein Großflughafen Stuttgart II wird im Planungsgebiet ab­
gelehnt. Landeplätze für den Geschäfts-, Reise- und Klein­
flugverkehr sowie Sportflugverkehr können in günstiger Zu­
ordnung zum Fernstraßennetz geschaffen werden. 

4. Ziele für räumliche Bereiche 3 

4.1 H i n w e i s e f ü r M i t t e 1 - u n d U n t e r b !3 r e i c h e 

Gemeinsame Flächennutzungspläne für den gesamten Nah­
bereich mit stark verdichtetem Wohnungsbau in den Schwer­
punkten und Entwicklungsachsen; in den übrigen Räumen 
Ausbau der Grundversorgung und der Infrastruktur in zu­
mutbarer Entfernung (6 bis 8 km). Die Wohndichte soll 
mindestens 30 Wohneinheiten/ ha betragen. 

5. Organisation der Regionalen Planungsgemeinschaften in 
Baden-Württemberg 

5.1 Bish e rige F ormen 

Lose Arbeitsgemeinschaften, Vereinigungen bü rgerlichen 
Rechts e. V. 

Organe: Vorstand, Verwaltungs- oder Planungsrat, Mitglie­
derversammlung. 

Die Satzungen sind an den Aufgaben orientiert, z.B. bei der 
Regionalen Planungsgemeinschaft Württemberg-M itte: 

„Aufgabe ist die Förderung kommunaler Zusammenarbeit 
ihrer Mitglieder sowie die gemeinsame Behandlung der 
sie berührenden Angelegenheiten von nachbarschaftl icher 
Bedeutung, vor allem das gemeinsame Vorgehen in bezug 
auf d ie Raumplanung. Hierbei kommt dem Verkehr, dem 
Wohnungs- und Siedlungswesen, der Industrieansied lung, 
der öffentlichen Versorgung und Abwasserbeseitigung be­
sondere Bedeutung zu. " 

Es erfolgte die Gründung von drei Planungsgemeinschaften 
im Raum Stuttgart in den Jahren 1959 bis 1962, aber ohne 
die;, Kernstadt als Mitglied. 

2 Auszug aus dem Reg ionalplan der Regionalen Planungsgemein­
schafl Württemberg-Mittee. V., Stand 1972. 

3 Auszug aus dem Regionalplan der Regionalen Planungsgemein­
schaft Württemberg-Mitte e. V., Stand 1972. 
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Die Arbeit wird in bezug auf die Landesplanung nach dem 
„Gegenstromprinzip" vorgenommen, d. h. es erfolgte die 
Zusammenfassung der kommunalen Zielvorstellungen, ih re 
interne Koord ination, ihre Abstimmung mit den- Zielen der 
Landesplanung, die vom Innenministerium im Laooes­
entwicklungsplan Baden-Württemberg erarbeitet wurden. 

Vorte ile: 

För<lerung des reg ionalen Denkens, 

Bildung von Planungsbereichen mehrerer Gemeinden, 

gemeinsame Flächennutzungsplanung, 

Beteil igung der Kommunalplanung an der staatlichen 
Landesplanung auf fachlich fundierter Basis. 

Nachteile : 

Mangelnde Duchsetzungsmög lichkeiten gegenüber den 
Mitgliedern (nur durch Überzeugung). Als Besonderheit 
ist hier zu bemerken, daß über die Bauleitplanungs­
beratungsstelle der Planungsgemeinschaft Württemberg­
Mitte (über die Flächennutzungs- und Bebauungspla­
nung) ein gewisser Einfluß auf die Einzelplanungen 
ihrer Mitglieder möglich war. 

Ke ine oder nur geringe Durchsetzungsmöglich keit ge­
genüber Fachplanungen wie z. B. Verkehr. Reaktionen 
von schwachem Standort aus, teilweise über kostspie­
lige Gutachten (Autobahn· Neckar- Alb, Autobahn west­
licher Bodensee, B 295, Großflughafen. Stuttgart II bei 
Mönsheim) . 

Keine Durchführungsmöglichkeiten wegen fehlender 
Kompetenz und Finanzierungsmittel. 

5.2 K ü n f t i g e 0 r g a n i s a t i o n 

Im Zusammenhang mit der Verwaltungsreform erfolgte eine 
Neufassung des Landesplanungsgesetzes mit der Bildung 
von 11 Regionalverbänden im Land (zuzüglich Sonder­
verband in der Reg ion Ulm). Diese Regionalverbände sind 
Körperschaften des öffentlichen Rechts. Als Träger der 
Regionalplanung wirken sie bei der Landesplanung mit; 
sie übernehmen weisungsfreie Aufgaben für die Landkreise 
und die Schul trägerschaft im Wege der Vereinbarung. 

Die Verbandsversammlung umfaßt je nach Einwohnern 
zwischen 40 und 100 Mitgl'redern. Der Zuschuß des Landes 
beträgt 0,30 DM je Einwohner und 50,- DM je km2. Zusätz­
liche Umlagen werden nach dem Verhältnis der Steuer­
kraftsumme berechnet. 

Aufgabe der Regionalverbände ist die Aufstellung von 
Entwicklungsplänen für die Region (Regionalplan). Die 
Landesplanungsbehörde kann Weisungen über Planungs­
zeitraum, Form und Grundsätze des Regionalplanes er­
teilen. 

Fachliche Zielsetzungen im Regionalplan sind den Fach­
planungen des Landes anzupassen. Gemeinden, Bundes­
sowie Landesbehörden sind zu beteiligen. 

Nach Beratung durch die Landesregierung werden Re­
gionalpläne durch die oberste Landesplanungsbehörde für 
verbind lich erklärt. Danach gelten sie als Ziele der Landes­
planung und sind in den Bauleitplänen der Gemeinden ver­
bindlich zu berücksichtigen. 

Abb. 8: Belastung der Weinbergslandschaft und Veränderung des Landschaftshorizontes durch Neubaugebiete mit Hochbauten. 
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W. Zwicker 

Wasserwirtschaftliche Verhältnisse in der Region Mittlerer Neckar* 

1. Natürliche Gegebenheiten 

Das Herzstück des Mittleren Neckarraums, der Stadtkreis 
Stuttgart, wird umklammert im Süden von den Landkreisen 
Göppingen, Esslingen und Böblingen und im Norden von 
dem Landkreis Ludwigsburg und dem Rems-Murr-Kreis. Er 
umfaßt eine Fläche von annähernd 4000 km2 mit 2,3 M;J­
lionen Einwohnern, wobei der Stadtkreis Stuttgart allei n 
auf einer Fläche von 200 km2 eine Bevölkerungsdichte von 
3000 Einwohnern je km2 aufweist. 

Die reizvolle und vielfältig gegliederte Kulturlandschaft 
gehört tektonisch betrachtet zur südwestdeutschen Schicht­
stufenlandschaft, deren Gesicht hauptsächlich durch die 
beiden Schichtstufen des Juras und des Keupers geprägt 
Schwäbischen Alb, im Westen durch den Schönbuch und 
Schwäbischen Alb, im Westen durch den Schönbruch und 
das Strohgäu, im Norden durch das Stromberggebiet und 
die Backnanger Bucht und im Osten durch den Welzheimer 
Wald, den Sehurwald und das Rehgebirge. 

Das gesamte Gebiet liegt im Regenschatten des Schwarz­
waldes, so daß weite Teile im langjährigen Mittel weniger 
als 700 mm Niederschlag aufweisen. Mit einer durchschnitt­
lichen Jahrestemperatur von etwa 10° C sind die Tal lagen 
von Neckar, Rems und Enz dem Weinbauklima zuzurech­
nen. Die damit innerhalb der Vegetationsperiode verbun­
denen hohen Verdunstungswerte, die geringen natürlichen 
Niederschläge, die gering wasserdurchlässigen Verwitte­
rungsböden der Tonmergel des Juras und des Keupers 
und das Fehlen grundwasserführender Schichten kenn­
zeichnen diesen Raum als ausgesprochenes Wassermangel­
gebiet. 

Eine bemerkenswerte Eigenschaft dieser Landschaft ist ihr 
verhältnismäßig enges und feingliedriges hydrographisches 
Netz, das - wie man vermuten könnte - ein ausreichendes 
und ausgeglichenes Wasserdargebot gewährleisten würde. 
Leider trifft das nicht zu, vielmehr weisen die Abf lüsse der 
Gewässer wegen der undurchlässigen Böden einen sehr 
hohen Schwankungsbereich auf. So verfügt der Neckar bei 
Plochingen über ein Verhältnis Niedrigwasser- zu Hoch­
wasserabfluß von 1 : 230, die Donau bei Ulm von 1 : 25 und 
der Rhein bei Karlsruhe durch die ausgleichende Wirkung 
des Bodensees ein Abflußverhältnis von nur 1 : 14. Der 
ungünstigste Abflußwert wurde von der Fils, einem rechten 
Nebenfluß des Neckars, mit 1 : 3 300 gemessen. 

Unter Berücksichtigung dieser ungünstigen natürlichen 
Gegebenheiten kann der Mittlere Neckarraum, aus wasser­
wirtschaftlicher Sicht betrachtet, nicht als ein Standort be­
zeichnet werden, der in besonderem Maße für die Entwick­
lung eines Wirtschafts- und Verdichtungsraumes geeignet 
wäre. 

2. Wasserwirtschaftliche Bestandsaufnahme und 
Zielvorstellungen 

2.1 O b e r i r d i s c h e r A b f 1 u ß u n d 
Hochwasserschutz 

Die überdurchschnittliche Bevölkerungszunahme erfolgt 
ringförm ig um die Städte w ie z. B. Stuttgart, Esslingen, 
Waiblingen, Ludwigsburg und Kornwestheim. Durch die 
damit verbundene intensive Bautätigkeit wurden Freiflächen 
überbaut, natürliche Rückhalteräume gingen verloren. Dies 
führte nicht .nur zu einer Verringerung des Sickerwassers, 
sondern zu einer deutlichen Beschleunigung des oberi rdi­
schen Abflusses. 

Ein typisches Beispiel für die nachteilige Veränderung des 
Wasserhaushalts ist die Schwippe, ein kleines Gewässer 
im Landkreis Böblingen, das zum Einzugsgebiet der Enz 
gehört. Die beiden am Oberlauf der Schwippe liegenden 
Städte Böblingen und Sindelfingen waren um die Jahr­
hundertwende noch 3 km voneinander entfernt bei einer 
überbauten Fläche von 2,5 km2• Heute sind diese Städte, 
nicht zu letzt wegen der starken Industrialisierung auf einer 
Fläche von 10 km2 völlig zusammengewachsen. Diese 
Fläche wird sich bei anhaltendem Wachstum bis zum Jahre 
1985 auf 20 km2 vergrößern. Als Folge dieser Entwicklung 
haben sich die Scheitelabflüsse vervielfacht, so daß heute 
die unterhalb liegenden Gemeinden Dagersheim, Darms­
heim und Döffingen bei jedem Starkregen mit großen 
Hochwasserschäden rechnen müssen. Es wurde deshalb 
auf Antrag der betroffenen Gemeinden der Wasserverband 
Schwippe gegründet, der die Aufgabe hat, künstlichen 
Rückhalteraum in Form von zwölf Rückhaltebecken zu 
schaffen, damit künftig das Hochwasser schadlos abgeführt 
werden kann. 

2.2 W a s s e r v e r s o r g u n g 

Bestehende Wasserversorgungsanlagen 

Die innerhalb der Grenzen des Mittleren Neckarraums nutz­
baren Grundwasservorkommen stammen hauptsächlich aus 
den klüftigen Kalksteinen des Oberen und Mittleren Mu­
schelkalks, aus den Sandsteinen des Mittleren Keupers und 
aus den Talkiesen der Neckartalaue. Diese mäßig harten 
bis sehr harten und gelegentlich bakteriologisch nicht im­
mer einwandfreien Wässer werden in örtlichen Wasser­
versorgungsanlagen von größeren Städten wie z. B. Besig­
heim, Bietigheim, Geislingen, Göppingen, Ludwigsburg, 
Schorndorf, Waiblingen und von 21 Wasserversorgungs­
gruppen, u. a. der Zweckverbände Ammertal-Schönbuch­
Gruppe, Eisl inger Gruppe, Staufengruppe, Fellbacher 
Gruppe, Remstalgruppe, Menzlesmühle im Welzheimer 
Wald durch Flach- und Tiefbrunnen genutzt, deren Er­
giebigkeit im allgemeinen 10 l/s nicht übersteigt. 

Bereits zu Beginn dieses Jahrhunderts wurde jedoch er­
kannt, daß auch die völlige Nutzung dieser örtlichen 
Wasservorkommen nicht zur Deckung des Wasserbedarfs 
von Bevölkerung, Industrie und Landwirtschaft dieses kli­
matisch so bevorzugten Raumes ausreichen werde und 
daß ohne Beileitung von Fremdwasser der Entwicklung 
dieses Wirtschaftsraumes enge Grenzen gesetzt sein wür­
den. Es wurde deshalb die 1. Fernwasserversorgung 
Deutschlands, die „Staatliche Landeswasserversorgung" 
zur Erschließung der Grundwasservorkommen im Donau­
ried östlich von Ulm mit Gesetz vom 8. Juli 191 2 gegründet 
und bereits im Jahre 1917 die 1. Fernleitung in Betrieb 
genommen. Durch Erschließung des Karstwassers auf der 
Schwäbischen Alb im Einzugsgebiet der Egau und der 
Hürbe hat die „ Staatliche Landeswasserversorgung" - der 
heutige Zweckverband Landeswasserversorgung (LW) -
zwischenzeitlich die Wasserversorgungsanlagen auf eine 
Spitzenförderung von 2500 l/s und durch Inbetriebnahme . 
des Wasserwerks Langenau zur Aufbereitung von Donau­
wasser auf insgesamt 6500 l/s ausgebaut. 

Die wirtschaftliche Entwicklung der Räume Schwenningen -
Villingen, Tübingen - Reutlingen - Metzingen, Böblin­
gen - Sindelfingen und Ludwigsburg - Bietigheim - Korn-

* Kurzreferat vor dem Deutschen Rat tür Landespflege am 2. Ok­
tober 1973. 
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westheim sowie der steigende Wasserverbrauch und spe­
zielle Wasserbedarf führten am 25. Oktober 1954 zur Grün­
dung des Zweckverbandes Bodenseewasserversorgung 
(BWV), der heute aufbereitetes Bodenseewasser in zwei 
Fernleitungssystemen mit einer Kapazität von 7500 l/s dem 
Mittleren Neckarraum zuführt. 

Außer diesen beiden Fernwasserversorgungsanlagen be­
stehen noch vier überörtliche Wasserversorgungsanlagen, 
die diesen Raum mit Wasser versorgen. Es sind dies die 
Zweckverbände Wasserversorgung Nordostwürttemberg 
(NOW), Wasserversorgung Blau-Lauter-Gruppe (BLG), Am­
mertal-Schönbuch-Wasserversorgungsgruppe (ASG) und die 
Gäuwasserversorgung. 

Wasserbilanz für die Region Mittlerer Neckar 

a) Ausgangswerte 

Die Auswertung des in den Jahren 1966 bis 1970 aufge­
tretenen Wasserverbrauchs in der Region erbrachte nach­
stehende Entwicklungstendenzen bezogen auf das Jahr: 

die Bevölkerung wächst im Mittel um 1,3 O/o (Extrem­
werte: Stadtkre is Stuttgart + 0,1 % ; Landkreis Böblin­
gen + 2,7 %) 

der Gesamtwasserverbrauch nimmt im Mittel um 4,1 O/o 
ZU 

der spezifische Wasserverbrauch vergrößert sich im Mit­
tel um 2,6 %. 

Außerdem zeigte die Auswertung, daß 

der Fremdwasseranteil in den Jahren 1966 bis 1970 von 
68 auf 75 O/o zunahm, während der Anteil an Eigen­
wasser sich von 32 auf 25 O/o verringerte 

der durchschnittliche spezifische Wasserverbrauch ge­
genwärtig 188 !/Einwohner/Tag beträgt (Extremwerte: 
Stadtkreis Stuttgart 240 !/Einwohner/Tag; Landkreis 
Esslingen 156 !/ Einwohner/ Tag) 

der spezifische Spitzenverbrauch 338 !/ Einwohner/Tag 
beträgt (Extremwert: Stadtkreis Stuttgart 457 !/Einwoh­
ner/Tag ; Landkreis Esslingen 296 !/Einwohner/Tag) . 

Ausgangswerte der Bilanz : Wasserverbrauch 1970 
versorgte Einwohner: 2,26 Millionen 

Eigenwasser 

Fremdwasser 

Gesamtwasserverbrauch 

Jahresverbrauch 

1Q3 x m3 l/s 

38 900 

116 500 

155 400 

1 230 

3 700 

4 930 

Spitzen­
verbrauch 

l/s 

2 340 

7 020 

9360 

b) Prognose für den Wasserverbrauch der Jahre 1980 und 
1990 

Unter Zugrundelegung dieser Entwicklungstendenzen ist 
zu erwarten, daß die Zahl der Einwohner des Stadtkreises 
Stuttgart bis zum Jahre 1990 gleich bleibt, während die 
Bevölkerung der 5 Landkreise um rund 600 000 Einwohner 
zunehmen wird. 

Dies würde bedeuten, daß der Mittlere Neckarraum im 
Jahre 1990 etwa 2,86 Mil lionen Einwohner aufweist. Wird 
unterstellt, daß der spezifische Wasserverbrauch sich künf­
tig jährl ich nicht um 2,6 O/o sondern nur um 2,0 O/o ver­
größert, so ergibt sich fü r das Jahr 1990 ein durchschnitt­
licher spezifischer Wasserbedarf von 271 l/E./Tag 
Spitzenbedarf von 515 l/ E./Tag 
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Damit ergibt sich für die Jahre 1980 und 1990 nachstehen­
der Wasserbedarf 

1980 
Jahres- Spitzen-

verbrauch verbrauch 
103 X ml l/s l/s 

Eigenwasser 38 900 1 230 2 340 
Fremdwasser 170 600 5 410 10 280 

Gesamtwasserverbrauch 209 500 6 640 12 620 

1990 
Jahres- Spitzen-

verbrauch verbrauch 
103 X m3 l/s l/s 

Eigenwasser 38 900 1 230 2340 

Fremdwasser 244 300 7 750 14 720 

Gesamtwasserverbrauch 283 200 8 980 17 060 

c) Ermittlung des Fehlbedarfs 

Bei den Fernwasserversorgungen und übergebietlichen 
Wasserversorgungsanlagen sind im Jahre 1973 Bezugs­
rechte und Bezugsanwartschaften in Höhe von 9900 l/s 
angemeldet. Sie stellen Spitzenbezugsrechte dar und 
können auf Grund der derzeitigen Belegung unter Berück­
sichtigung der hydraulischen Leistungsfähigkeit und Aus­
baugröße der Wasserversorgungsanlagen nur noch un­
wesentlich gesteigert werden. 

Verteilung der Bezugsrechte und Bezugsanwartschaften 

Fremdwasser­
versorgung 
bzw. Zweck­

verband 

LW 

BWV 

FWR 

NOW 

BLG 

ASG 

Gäu 

Bezugs­
rechte 

l/s 

4479 

3 800 

15 

339 

360 

150 

120 

9 263 

Bezugsanwart- Bezugsrechte 
schalten und Bezugs-

anwartschaften 

l/s l/s 

528 

114 

4479 

4328 

129 

339 

360 

150 

120 

642 9 900 

Wird für die Bedarfsspitze das 1,9fache des durchschnitt­
lichen Jahresverbrauchs festgelegt, so ergibt sich der 
jäh rliche Fremdwasserbedarf zu 

Q = 
9 895 l/s · 86 400 · 365 

= 165 Mill ionen m3 
1,9 

Dies bedeutet, daß die Leistungsfähigkeit der bestehenden 
Fernwasserversorgungsanlagen und Zweckverbände bereits 
im Jahre 1980 erreicht ist, sofern nicht die Kapazität durch 
den Bau von Talsperren vorübergehend verbessert werden 
kann. 



Für die Jahre 1980 und 1990 ergibt sich somit folgender 
Fehlbedarf: Flußsystem Aus- NO Abfluß-

verhältnls 

Spitzen- derzeitige Fehl-
wasser- Spitzen- bedarf 
bedarf bezugs-

rechte 

l/s l/s l/s 

Fremdwasser H!80 10 280 9 900 380 

Fremdwasser 1990 14 720 9 990 4820 

Als Ergebnis bleibt festzuhalten: 

die Region Mittlerer Neckar ist gegenwärtig in aus­
reichendem Maße auch in der Spitze mit dem notwen­
digen Trink- und Brauchwasser versorgt 

bereits im Jahre 1980 kann an Spitzenverbrauchstagen 
ein Defizit entstehen 

im Jahre 1990 beläuft sich der Fehlbedarf in der Spitze 
auf 4825 l/s. 

2.3 G ü t e z u s t a n d d e r G e w ä s s e r u n d 
Abwasserreinigung 

Der Materialienband zum Umweltprogramm der Bundes­
regierung enthält eine Darstellung der Verschmutzung der 
Oberflächengewässer, aus der hervorgeht, daß der Neckar 
zu den am meisten verschmutzten Flüssen des Bundes­
gebiets gehört. Diese Auffassung wird durch eine vom 
Innenministerium im Jahre 1968 herausgegebenen Karte 
über den Gütezustand der Gewässer in Baden-Württemberg 
bestätigt, die den mittleren Neckar als stark bis sehr stark 
belastet mit Sauerstoffgehalten kleiner als 2 mg/ I ausweist. 
Beim Betrachten dieser Karte muß zwangsläufig der Ein­
druck entstehen, daß die Abwasserreinigung nicht mit dem 
notwendigen Nachdruck vorangetrieben worden wäre. Zur 
Klärung dieser Fragen einige statistische Angaben: 

Einzugsgebiet Zahl der vor-
handenen 
Sammel-

kläranlagen 

mech. mech.-
biol. 

Neckartal oberhalb 
Stuttgart-Untertürkheim 34 

Neckartal unterhalb 
Stuttgart-Mühlhausen 17 

Körsch 9 

Aich 2 7 

Fils 4 24 

Rems 4 20 

Murr 4 16 

Enz 6 28 

22 155 

Klär-
anla-
gen 

im Bau 

3 

Aus-
bau-
kapa-
zität 

l/s 

1 910 

4 760 

740 

650 

1 900 

1 040 

740 

2 430 

8 14 170 

Nachstehende Tabelle vermittelt die Abwasserbelastung 
der Gewässer in Trockenperioden: 

bau-
kapa- Abwasser 
zität : Rein-
~" Ab- wasser 

wasser-
anfall 

l/s Jahres- l/s 
reihe 

Neckar oberhalb 
Stgt.-Untertürkheim 
(Neckar, Lauter, Aich, 
Körsch, u. Fils) 5 220 1911/60 3 700 1,4 : 1 

Neckar unterhalb 
Stgt.-Mühlhausen 9980 1911/60 3 700 2,7 : 1 

Körsch 740 10 74 : 1 

Aich 650 1942/60 20 32,5: 1 

Fils 1 900 1921/60 150 13 : 1 

Rems 1 040 1946/60 200 5 : 1 

Murr 740 1925/60 150 5 : 1 

Enz 2 430 1924/ 60 300 8 : 1 

Zur Vervollständigung des Überblicks über den Stand der 
Abwasserreinigung in der Region noch eine Gegenüber­
stellung von Klärkapazität und Einwohnern plus lndustrie­
einwohnergleichwerten. 

nachstehender Einwohner plus lndustrieeinwohnergleich­
werte (EWG) behandelt werden: 

mechanische Kläranlagen 

mechanisch-biologische Kläranlagen 

im Bau befindliche Kläranlagen 

insgesamt 

demgegenüber: 

Einwohner in der Region am 27. Mai 1973 

lndustrieeinwohnergleichwerte 

insgesamt 

E + EGW 

255 750 

3 051 525 

262 750 

3 570 025 

2 273 864 

1 381 995 

3 655 895 

Diese Gegenüberstellung zeigt, daß die Kläranlagen im 
derzeitigen Ausbaustadium für 98 % (davon 7 % nur me­
chanisch) der vorhandenen Einwohner und Einwohner­
gleichwerte bemessen sind. Bei d iesem Verg leich ist aller­
dings zu berücksichtigen, daß Ausbaukapazitäten nicht 
immer dem tatsächlichen Abwasseranfall entsprechen und 
somit das zahlenmäßige Bild etwas verfälschen, so daß 
nach vorsichtiger Schätzung woh l mit 25 % noch nicht aus­
reichend gereinigten Abwassers gerechnet werden muß. 

Es kann also keinesfalls unterstellt werden, es wäre im 
Mittleren Neckar raum die Abwasserreinigung vernachlässigt 
worden. Das Gegenteil ist der Fall, denn immerhin wurden 
in den vergangenen 20 Jahren 177 Kläranlagen mit einer 
Ausbaukapazität von 14170 l/ s erstellt. Wenn trotzdem der 
Neckar mit seinen Nebenflüssen immer noch eine nicht 
zumutbare Verschmutzung aufweist, so in erster Linie wohl 
deshalb, weil der gesamte Raum nur sehr schwache Vor­
fluter besitzt und die Abwasserlast den natürlichen Abfluß 
um ein Vielfaches übert rif ft. Außerdem hat der Ausbau der 
Fernwasserversorgungen erheblichen Anteil an der Ver­
schmutzung, da bekanntlich der größte Teil des Trink­
wassers dem Neckar und seinen Nebenflüssen wieder als 
Abwasser zugeführt wird. 

Allerdings soll mit diesen Ausführungen nicht der Eindruck 
erweckt werden, als ob alle Gemeinden und Industrie­
betriebe sich bemüht hätten, den Bau von Abwasser­
behandlungsanlagen mit dem notwendigen Nachdruck zu 
betreiben. Da die Öffentlichkeit berechtigterweise kein Ver-
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ständnis mehr für die Verschmutzung von Gewässern auf­
bringt und der öffentlichen Hand viel zu wenig Beihilfe­
mittel zur Förderung von Kläranlagen zur Verfügung ste­
hen, müssen die Bürger und die Betriebe unter Anwendung 
des Verursacherprinzips zur Finanzierung von Abwasser­
behandlungsanlagen herangezogen werden. Notfalls sind 
zur Durchsetzung wasserrechtlicher Auflagen und Bedin­
gungen die Genehmigungen von Bebauungsplänen zu ver­
sagen und die Schließung von Industriebetrieben anzu­
ordnen. 

Eine weitere Verringerung der Schmutzfracht in den Ge­
wässern ist zu erreichen, wenn nachstehende, besonders 
vordringliche Maßnahmen unverzüglich in Angriff genom­
men werden : 

Erweiterung der Klärwerke: 
Stuttgart-Mühlhausen 
Stuttgart-Möhringen 
Stuttgart-Plieningen 

Göppingen 
Geislingen 

und Murrhardt 

Ausbau des bio logischen Teils der Klärwerke: 
Backnang 
Besigheim 
Bietigheim 

Vaihingen (Enz) 
und Sulzbach 

Ausbau des Klärwerks Leonberg-Ramtel. 

(3 600 l/ s) 
( 350 l/ s) 
( 150 l/ s) 

( 600 l/s) 

( 300 l/s) 
( 80 l/s) 

220 l/s) 
80 l/ s) 

800 l/s) 

50 l/s) 

16 1/s) 

Dabei darf nicht unerwähnt bleiben, daß die Reinigung der 
Abwässer der Städte Backnang, Murrhardt, Sulzbach und 
Göppingen wegen ihres hohen Anteils an chromhaltigen 
Abwässern der lederverarbeitenden Industrie besondere 
technische Schwierigkeiten bereiten. Nach dem Ergebnis 
halbtechnischer Versuche ist eine aufwendige zweistufige 
Belüftung oder eine Belüftung mit reinem Sauerstoff er­
forderlich, so daß die anteilmäßige Finanzierung der Er­
weiterung der Klärwerke durch die ohnehin finanzschwache 
Lederindustrie erhebliche Schwierigkeiten bereitet. Das­
selbe gilt für die Reinigung der organisch sehr stark be­
lasteten Abwässer der Hautleimindustrie in Vaihingen (Enz), 
bei der dieselben f inanziellen Schwierigkeiten auftreten. 

Nach den Erfahrungen der letzten Jahre treten besonders 
nach heftigen Gewitterregen Fischsterben auf, die von 
einem organisch stark verunreinigten Abwasserstoß ver­
ursacht werden, der unmittelbar über die Regenauslässe 
des Kanal isationsnetzes in den Vorfluter gelangt. Da nach 
Schätzungen die Jahresschmutzfracht aus Regenüberläufen 
mindestens der Schmutzfracht aus den Kläran lagenaus­
läufen gleichkommt, sind die bestehenden Regenüberläufe 
durch nachgeschaltete Regenklärbecken zu ergänzen. 
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Abschließend muß darauf hingewiesen werden, daß auch 
bei optimaler mechanisch-biologischer Rein igung aller Ab­
wässer die Schmutzfracht nicht so abgemindert werden 
kann, daß die Gewässer dem mäßig oder gering belasteten 
Bereich zugeordnet werden können, ganz abgesehen von 
der ungenügenden Sauerstoffversorgung, d ie in Niedrig­
wasserzeiten häufig unterhalb des kritischen Bereichs sich 
bewegt. 

3. Zusammenfassung 

Die von der Wasserwirtschaftsverwaltung in der Region 
Mittlerer Neckar ausgeführten und geplanten Maßnahmen 
auf den Gebieten des Hochwasserschutzes, der Trinkwas­
serversorgung und der Abwasserreinig ung entsprechen den 
landesplanerischen Zielsetzungen des für die Behörden 
verbindlich eingeführten Landesentwicklungsplans Baden­
Württemberg vom 22. Juni 1971. So konnte dargetan wer­
den, daß 

1. ein ausreichender Hochwasserschutz der durch Hoch­
wasser besonders gefährdeten Städte und Gemeinden 
durch die Bauvorhaben der Wasserverbände Schwippe und 
Fils und eines noch zu gründenden Wasserverbands im 
Einzugsgebiet der Aich erzielt werden kann, 

2. die Region gegenwärtig, auch in der Spitze, ausreichend 
mit Trinkwasser versorgt ist, daß aber bereits im Jahre 
1980 an Spitzenverbrauchstagen mit einem Defizit gerech­
net werden muß. Der Trinkwasserfeh lbedarf des Jahres 
1990 wurde mit 5 m3/s ermittelt, · 

3. trotz der vorhandenen zahlreichen und aufwendigen Ab­
wasserbehandlungsanlagen der Gütezustand des Neckars 
und seiner Nebenflüsse sich in den letzten Jahren nicht 
verbessert, sondern teilweise noch verschlechtert hat. 
Auch wenn in den nächsten Jahren die im einzelnen auf­
geführten Abwasserschwerpunkte saniert und alle tech­
n:schen Möglichkeiten der Abwasserreinigung ausgeschöpft 
werden, sind d ie Vorfluter zu schwach, um die aus dem 
gereinigten Abwasser noch verbleibende Schmutzfracht zu 
verdauen. Es würden somit auch künftig die Gewässer der 
Region die Umwelt unzumutbar belasten und gefährden. 

4. Aus diesem Grunde hat die Landesregierung eine Unter­
suchung über die Wachstumsgrenzen des Verdichtungs­
raumes am mittleren Neckar beschlossen. Mit d ieser Uriter­
suchung, die in Form einer Systemanalyse durchgeführt 
wird, soll geklärt werden, wie sich die Oberleitungen von 
Wasser aus anderen Einzugsgebieten, wie z. B. durch den 
Bodensee-Neckarstollen, auf die Gewässergüte des Neckars 
auswirkt und ob gegebenenfalls dieser Stollen durch Spei­
cherbauten innerhalb der Region ergänzt werden muß. 
Außerdem ist alternativ zu untersuchen, inwieweit es mög­
lich ist, Sickerwasser in Zeiten des Wasserüberschusses zu 
speichern und durch Turbinenbelüftung mit Sauerstoff an­
zureichern. 



E. Z i 1 1 e n b i 1 1 e r 

Freiräume in Verdichtungsräumen 

Der Freiraum ist in der Literatur bisher nicht einheitlich 
definiert. Diese Ausführungen beschränken sich jedoch 
ausschließlich auf die nicht bebauten Flächen in Verdich­
tungsräumen und werden Freiräume genannt.. Es wäre zu 
prüfen, ob nicht generell der Begriff „Freiräume" den 
Stadtlandschaften vorbehalten werden sollte. In den kom­
menden Jahrzehnten w ird gerade den Problemen der Ent­
wicklung und Gestaltung von Stadtlandschaften die große 
Aufmerksamkeit zu widmen sein. Dort tritt die höchste 
Konkurrenz um die künftige Flächennutzung auf. Dort müs­
sen die allgemeinen Zielkonflikte ausgetragen werden. Dort 
gilt es die Hebel für eine aktive Umweltvorsorge anzu­
setzen. 

1. Freiräume in der bisherigen Platzhalterfunktion 

Bisher wurden von den verantwortlichen Planungsträgern 
die Freiräume in der Hauptsache als Reserveflächen für 
bauliche Inanspruchnahme jeglicher Art betrachtet. Sie 
übten damit schlicht gesagt eine Platzhalterfunktion aus. 
In den Verdichtungsräumen ist oft mehr als die Hälfte der 
Gesamtfläche überbaut. Nicht nu r Erholungsflächen 
schwinden, sondern auch gute agrarische Produktions­
standorte gehen verloren. Der ständige Aderlaß von Böden 
mit Bodenzahlen von 80-90 z. B. im Stuttgarter Raum 
kann nicht beliebig fortgesetzt werden. Welche enge Be­
ziehung zwischen der Bodengüte und Bevölkerungsdichte 
besteht, mögen folgende Zahlen verdeutlichen: 
In Gegenden von Baden-Württemberg mit einer Bodengüte 
von 10-19 haben wir eine Besiedlungsdichte von etwa 60 
Personen je qkm, 

bei Bodengüten von 50-59 bereits 341 , 

bei Bodengüten von 80-89 sind es 1 089 Personen je qkm. 
Leider muß festgestellt werden, daß die Vorschriften des 
Bundesbaugesetzes vom 23. Juni 1960 als sogenanntes 
Grundgesetz für die Verwirklichung der räumlichen Ord­
nung in Verdichtungsräumen nicht konsequent ausge­
schöpft worden sind. Das Ziel einer Ordnung der städte­
baulichen Entwicklung in den Verdichtungsräumen wurde 
nur teilweise erreicht. Die Bauleitpläne als Ordnungsmittel 
wurden vor allem beim Flächennutzungsplan durch häufige 
Änderungen verwässert. Die möglichen Sicherungsmaßnah­
men wurden ebenfalls zu wenig angewendet. Insgesamt hat 
sich die städtebauliche Entwicklung mehr auf den Frei­
flächen als innerstädtisch vollzogen. 

2. Freiräume als Teil der Umweltvorsorge 

In den vergangenen Jahrzehnten haben die Träger öffent­
licher Belange genauso wie die Träger der Planungshoheit 
dem Bevölkerungswachstum und der Konzentration Priori­
täten zugestanden. Die wenigen Anwälte für die Wahrung 
ausreichend großer Freiräume standen nicht einmal unter 
dem Minderheitenschutz. Ihnen fehlten auch ökonomische 
und ökologische Daten, weil die Grund lagenforschung für 
diesen Fragenkomplex nur in kleinen und differenzierten 
Ansätzen erkennbar wird. Verbale Erklärungen, wohlklin­
gend und unverbindlich, finden sich zwar in verschiedenen 
Raumordnungs- und Landesplanungsgesetzen oder Plänen, 
ihre Durchsetzung scheiterte an mangelnder Einsicht und 
fehlender stichhaltiger Argumente. Wo liegen die Grenzen 
für die Besiedlung? Wieweit sollen in den Verdichtungs­
räumen die natürlichen Grundlagen Boden - Wasser - Luft 
auf die freizuhaltenden Flächen bezogen auf das ökolo­
gische Leistungspotential Anwendung finden? Welche Funk-

tionen sollen die Freiräume sch ließlich erfüllen? Eine Fülle 
von Fragen stellen sich . Sie können wohl präzise gestellt 
werden; ob auch präzise Antworten zu finden sind, bleibt 
ungewiß. Die Zeit für eine solche Fragestellung ist günstig, 
da nunmehr in der Bevölkerung und in den Kommunalver­
waltungen das Bewußtsein für eine bessere Umwelt als 
Lebensraum wächst und dieses Anliegen als Teil der 
Umweltvorsorge empfunden und anerkannt wird. Ziel für 
die nächsten Jahre muß sein, alle Verdich tungsräume un­
ter dem Gesichtspunkt der Wahrung und Sicherung aus­
reichend großer Freiräume planerisch aufzubereiten. 

3. Freiräume mit unterschiedlichem Flächenumfang 

Die Frei räume in den Verdichtungsräumen lassen sich in 
Kategorien unterschiedlicher Flächengröße gliedern. Für 
jede Kategorie werden aufgrund der lagespezifischen 
Aufgaben andere Sachargumente erforderlich, um den 
Flächenschutz zu begrü nden und die Flächengestaltung 
auf die städtebaulich-ökologischen Erfordernisse auszu­
richten. Bei einer ersten Überlegung lassen sich bereits 
folgende Kategorien in groben Umrissen unterscheiden: 

1. Er sch ließun gsgrün 

Darunter kann Straßenbegleitgrün, Fußgängerzonen, Trenn­
grün zwischen Wohn- und anders genutzten Flächen und 
lmmissionsschutzgrün verstanden werden. Es handelt sich 
hier um die kleinste Kategorie, die aber für einen huma­
neren Städtebau enorme Bedeutung hat. 

2. G r ü n a n 1 a g e n 

In die nächste Kategorie, mit einem etwas größeren Flä­
chenumfang, können die öffent lichen und privaten Grün­
flächen einbezogen werden. 

3. G r ü n f 1 ä c h e n i n 1 a n d w i r t s c h a f t 1 i c h e r N u t -
zu n g 

Die Kategorien Nr. 1 und 2 werden ausschließlich du rch die 
Kommunalverwaltungen oder private Haushalte ohne öko­
nomischen Nutzen gepflegt. Absolute Priorität hat die 
städtebauliche Gliederung. In der Kategorie 3 werden die 
Freiräume bereits teilweise oder ganz landwirtschaftlich ge­
nutzt. Es entstehen zu ihrer Pflege keine öffentlichen Ko­
sten. Der Landwirt kann jedoch diese Aufgabe langfristig 
nur wahrnehmen, sofern die ökonomischen Mindestforde­
rungen an Schlaglänge, Schlaggröße, Erschließung, Lage 
zum Gehöft, künftige Betriebsgröße u. a. m. gewährleistet 
sind. 

4. Grün f 1 ä c h e n in f o r s t w ir t s c h a f t 1 ich er Nu t-
z u n g 

Hier gelten im Grundsatz die ähnlichen Mindestforderungen 
wie sie die Landwirtschaft für sich in Anspruch nehmen 
muß. Die Waldgröße, Baumartenzusammensetzung, Wald­
t raufgestaltung und Walderschließung hängen eng mit den 
zu erfüll enden Funktionen zusammen. Je mehr die Wälder 
der Erholung zu dienen haben, um so mehr leidet die 
Wirtschaftlichkeit auf ökonomischer Basis. 

Bei den Freiräumen wie sie die Kategorien Nr. 3 und 4 
kennzeichnen, treten ebenfalls erhebliche Unterschiede im 
Flächenumfang auf. Es können Einzelgrundstücke oder Ge­
wanne von der Bebauung eingeschlossen sein; es kann 
aber auch sein, daß ein Gehöft oder gar eine Gehöftgruppe 
in einem solchen mit Baugebieten umschlossenen Freiraum 
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liegt. Schließlich können sogar Dörfer in Freiräumen liegen. 
Hier gehen die Freiräume zwischen den Verdichtungs­
achsen in die anschließenden Landschaften über. 

4. Freiräume mit unterschiedlichen Funktionen 

Wie sich bereits gewisse Kategorien erkennen lassen, ha­
ben die Freiräume auch wesentliche Funktionen zu erfü llen. 
Ohne weitere Beweise zu erbringen, lassen sich einige 
Funktionen benennen: 

1. Schutzfunkt ion 

Die Freiräume mit ihrer Vegetation (Baum, Strauch, Kultu­
ren) wirken als Gas-, Rauch- und Staubfilter. Sie bieten 
aber auch Lärmschutz, Windschutz, Schneeschutz, Eroslons­
schutz an Hängen und Böschungen. 

2. E r h o 1 u n g s f u n k t i o n 

Die Bevölkerung in den Verdichtungsräumen wird einen 
erheblichen Teil der Freizeit und Erholung in unmittelbar 
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dem Wohnbereich zugeordneten Zonen verbringen. Diesem 
Bedürfnis ist durch eine gezielte Freiraumpolitik Rechnung 
zu t ragen. Wie groß ist der Flächenbedarf für diese Funk­
tion? 

3. K 1 i m a f u n k t i o n 

Die unterschiedlichen Temperaturen in bebauten und nicht 
bebauten Gebieten tragen zur Luftzirkulation bei. Gleich­
zeitig wird auch eine gewisse Luftregeneration damit ver­
bunden sein. Hier warten bedeutende Fragen für den wei­
teren Städtebau auf eine Antwort. 

4. W a s s e r f u n k t i o n 

Nur zu bekan nt sind die stetig steigenden Oberflächen­
wasser insbesondere nach starken Regenfällen. Hohe In­
vestitionen für Kanalisierung und Hochwasser-Schutzbau­
ten werden erforderlich, weil immer mehr Flächen vom 
Kontakt mit dem Untergrund abgeschnitten werden. Hier 
stellt sich die Frage nach dem Mindestumfang an Ober­
fläche, um genügend große Grundwasser-Kontaktzonen 
auch in den Verdichtungsräumen zu wahren. 

5. N a t u r h a u s h a 1 t, La n d s c h a f t s b i 1 d 

Insgesamt bieten die Freiräume die einzige Möglichkeit, um 
für den Verd ichtungsraum ein Minimum an ökologischem 
Ausgleich zu erhalten. Gleichermaßen kann hier der Arten­
reich tum von Pflanzen und Tieren, die Erhaltung von Na­
turdenkmalen und anderen historischen Werten sowie die 
Bereicherung des Landschaftsbi ldes in die Planungskon­
zeption e!nbezogen werden. 

6. E r n ä h r u n g s f u n k t i o n 

Gerade in den Freiräumen der Verdichtungsräume hat sich 
eine leistungsfähige Landwirtschaft auf guten Standorten 
entwickelt. Sie tragen wesentlich zur Versorgung mit fr i­
schen Nahrungsmitteln bei und pflegen damit kostengün­
stig, ohne öffentliche Mittel, d ie Flächen. Als Marktfrucht­
betriebe, Futterbaubetriebe, Veredlungsbetriebe, Dauerkul­
tu rbetriebe und landwirtschaftliche Gemischtbetriebe stel­
len sie unterschiedliche Ansprüche an die Fläche. In der 
Freiraumplanung sind Mindestgrößen für die dauerhafte 
Existenz solcher Bet riebe zu berücksichtigen. 

5. ökologische und ökonomische Kriterien für die Ab-
grenzung der Freiräume 

Die Träger öffentlicher Belange, die für die landschaftliche 
Entwicklung und den humanen Städtebau Verantwortung 
tragen, benötigen dringend Grundlagen für die Beurteilung 
von Freiräumen nach Größe und Fu nktion. Wissenschaftlich 
erarbeitete Daten und Grundsätze fehlen oder sind nur in 
Ansätzen erkennbar. Der Planer im Bereich der Bauleit­
planung muß jedoch mit möglichst meßbaren Werten ar­
beiten können. Das Ergebnis kann nur in der flächen­
haften Darstellung seinen Niederschlag finden und zu m 
Planziel erhoben werden. Es ist allerhöchste Zeit, den 
Trägern öffentlicher Belange solche Unterlagen in die 
Hand zu geben, damit sie sach- und fachgerecht zu Gun­
sten ausreichend großer und richtig gewählter Freiräume 
sprechen können. Damit sind wir am Kernproblem, das nur 
über ein umfassendes Forschungs- und Planungsprojekt 
der Lösung näher gebracht werden kann. 

Abb. 9 Durch einfache Freizei teinrichtungen wi rd der Erholungs­
und 10: wert einer Landschaft gesteigert w ie hier auf der Schwä­

bischen Alb 



0. R a t h f e 1 d e r 

Naturschutz, Landschaftspflege und Naherholung im Raum Stuttgart * 

Im Kraftfeld des größten Verdichtungsraumes unseres 
Landes, dem Mittleren Neckarraum mit seinem Verdich­
tungskern Stuttgart, erhält der Naturschutz, die Land­
schaftspflege und die Naherholung ei ne ganz besondere 
Bedeutung. Auf 11 O/o der Landesfläche leben 26 O/o der 
Landesbevölkerung, die 32 D/o des Bruttosozialproduktes 
erzeugen. Während d ie Bevölkerung im Landesdurchschnitt 
von 1961 bis 1970 um annähernd 15 D/o gestiegen ist, ist 
die Bevölkerung des Mittleren Neckarraumes im gleichen 
Zeitraum um 27 O/o angewachsen und beträgt heute 2,4 Mil­
lionen Menschen. Eine mögliche Überlastung dieses Ver­
dichtungsraumes wirft schwerwiegende Probleme für die 
Verkehrsversorgung, die Luftreinhaltung, die Lärmbekämp­
fung, die Wasserversorgung, die Abwasser- und Müll­
beseitigung und nicht zuletzt für die Schaffung geeigneter 
Wohnverhältnisse mit ihren zugeordneten freien Natur- und 
Landschaftsräumen auf. So muß im Großstadtumland bei 
dem steigenden Verbrauch an Natur und Landschaft , den 
erhöhten und immer mehr wachsenden Lebensansprüchen, 
der fortschreitenden Mobilität und technischen Fortentwick­
Jung den Belangen des Naturschutzes und der Landschafts­
pflege eine entsprechende Bewertung zuerkannt werden. 
Zu der reinen Schutzwürdigkeit aus „wissenschaftlichen, 
geschichtlichen, heimat- und volkskundlichen Gründen oder 
wegen der landschaftlichen Schönheit oder Eigenart" muß 
eine besondere Schutzbedürftigkeit für den Menschen ge­
rechnet werden. Der Städter spürt neben aller Faszination 
für den technischen Fortschritt die Bedeutung der verlore­
nen Werte der Natur (Massenflucht am Wochenende). Die 
Reizatmosphäre, die Nervosität und die verlorene innere 
Vitalität werden in den „gehäuften Wohn- und Arbeits­
zellen" nicht gelöst, deshalb fordern namhafte Ärzte und 
Psychologen Ruhe- und Erholungszonen. Die Mehrzahl der 
Stadtbewohner ist trotz der Möglichkeit, ihre Ferien- und 
Urlaubszeit in stadtfernen Gebieten zu verbringen, auf 
hausnahe Erholungsräume angewiesen. Eine naturnahe 
Landschaft gilt heute schon bei der Entwicklung eines 
Wirtschaftsraumes als wesentlicher Standortfaktor. leitende 
Spezialisten und Fachkräfte in allen Industriezweigen wäh­
len ihren Arbeitsplatz nicht zuletzt nach der Schönheit und 
Umweltfreundlichkeit der Umgebung, um für sich und ihre 
Familien den ihnen erforderlichen Rahmen zu erhalten. 
Gerade der Mittlere Neckarraum verdankt neben anderen 
Faktoren seine starke Entwicklung der letzten Jahre dem 
erhalten gebliebenen landschaftlichen Wert. 

1. 

2. in ihrem sozialen Wert, 

3. als wirtschaftlicher Standortfaktor, 

4. als biologisches Potential mit einer artenreichen Tier­
und Pflanzenwelt und 

5. als ökologische Ausgleichsräume in einer weitgehend 
überbauten Stadtlandschaft. 

• Kurzreferat vor dem Deutschen Rat für Landespflege am 2. Ok­
tober 1973. 

Abb. 11: Natur- und Landschaftsschutzgebiete der Stadt Stutt­
gart. 
Naturschutzgebiete: 1. Rotwildpark - Schwarzwildpark, 
Pfaffenwald. 
II. Eichenhain 

Deshalb wurden die Bemühungen fortgesetzt, zentrifugal 
von Stuttgart aus entsprechende Schutzgebiete auszuwe:­
sen. Die vielgliedrige Schichtstufenlandschaft (Muschelkalk 
- Keuper - Jura) kommt diesem Bemühen entgegen. Was 
wäre der Stuttgarter Raum ohne seinen landschaftlichen 
und topographischen Rahmen mit dem so re izvo llen Wech­
sel an Wald-, Reben-, Obst- und Wiesenhängen, seinen 
weiten Höhen und Tälern, seinen landschaft lichen Aus­
und Einblicken inmitten des pulsierenden Lebens einer 
Großstadt. 

Bis jetzt wurden im Regierungsbezirk Stuttgart 480 Land­
schaftsschutzgebiete mit einer Fläche von ungefähr 140 000 
ha ausgewiesen, das sind etwa 13 D/o der Fläche des Re­
gierungsbezirks; seit 1970 allein 57 neue Landschafts­
schulzgebiete mit zusammen über 32 000 ha. Bei der hekti­
schen baul ichen Entwicklung im Mittleren Neckar raum 
wurden besondere Anstrengungen zur Sicherung von 
Freiräumen unternommen, so konnten bereits 1961 im 
Stadtkreis Stuttgart 34 Landschaftsteile mit 4020 ha Fläche 
(etwa 19,4 O/o der Markungsfläche) geschützt werden, so 
zum Beispiel im Osten die weiten Gebiete der Wein- und 
Neckarlandschaft, im Westen die geschlossenen hausnahen 
Wälder, die über dem Degerlocher Wald im Süden und 
Kräherwald - Lernbergwald - Zuffenhauser Stadtwald und 
Eschbachwald im Norden in harmonischer Verbindung 
stehen. Ebenso sichern zusammenhängende Schutzgebiete 
mit den umgebenden Nachbarkreisen den großlandschaft-
1:chen Zusammenhang, in denen allein im Durchschnitt 
17 O/o deren Gebietsfläche unter Landschaftsschutz steht. 

I 
t 
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Seit 1970 sind auch hier 30 neue Schutzgebiete mit über 
10 000 ha hinzugekommen. 

Hoffen wir, daß durch diese Schutzmaßnahmen die „Mehr­
zwecklandschaft" wenigstens für die großräumigen Erho­
lungslandschaften erhalten werden kann. „Die Gefahrt, daß 
die steigende Zahl der Erholungssuchenden durch ihre 
Massierung gerade das beeinträchtigt, was sie in der Land­
schaft sucht, bleibt. Ordnende Maßnahmen werden deshalb 
zu ihrem eigenen Schutz notwendig, damit nicht zu der 
baulichen noch eine Freizeit-Zersiedlung kommt". Ein dies­
bezüglicher Versuch wurde mit einem Landschaftsplan für 
die Schopflocher Berghalbinsel gemacht. Sein Leitgedanke 
war, unter Erhaltung der natürl ichen und geschichtlich 
gewordenen Eigenart dieser Alblandschaft und unter Ver­
meidung von Störungen des Naturhaushalts Erholungsein­
richtungen zu schaffen, um so den Besucherstrom (am 
Wochenende bis 30 000) sinnvoll zu lenken. Dieser Plan 
ist als Modellplan in das Albprogramm des Ernährungs­
ministeriums aufgenommen worden und war Grundlage 
für das Flurbereinigungs- und Flächennutzungsplanverfah­
ren Ochsenwang-Schopfloch. 

Eine Sonderstellung unter den Schutzgebieten beanspru­
chen die Naturschutzgebiete. 

Von den 37 Naturschutzgebieten des Regierungsbezirks 
Stuttgart liegt etwa die Hälfte in der Region Mittlerer 
Neckar. 

Es sind dies: 

1. Rot- und Schwarzwildpark mit Pfaffenwald 
2. Eichenhain 
3. Favoritepark 
4. Kirchheimer Wasen 
5. Felsengärten Hessigheim 
6. Pleidelsheimer Kiesgruben 
i". Neckarhalde Hessigheim 
8. Offinger Wald 
9. Hägeles- und Brunnenklinge 

10. Sommerrain bei Allmersbach 
11. Grafenberg bei Kayh 
12. Heide auf dem Oberen Laimberg 
13. Dachswiesle 
14. Versteinerungsschutzgebiet Holzmaden 
15. HausenerWand 
16. Schopflocher Torfmoor 
17. Randecker Maar 
18. Eichhalde Bissingen 
19. Waldwiese im Mahdental 

Beispielhaft sollen einige stadtnahe Schutz- und Erholungs­
gebiete beschrieben und gewürdigt werden : 

1. Das Naturschutzgebiet „Rotwildpark-Pfaffenwald -
Schwarzwildpark" 

Dieses 830 ha große Naturschutzgebiet verdient neben 
seiner besonderen Bedeutung als hervorragender Erho­
lungswald (3 km lange Parkseen, Liegewiesen und Lehr­
pfad) vor allem in dreifacher Weise herausgestellt zu wer­
den : 

a) als kulturgeschichtliches Denkmal 

b) als Denkmal der Jagdgeschichte und 
c) als flächenhaftes Naturdenkmal. 

a) Kulturgeschichtliches Denkmal : 

Das Werden und die Schönheit dieses „ Landschaftswaldes" 
ist den überaus jagdfreudigen Fürsten unseres Landes zu 
verdanken. Die Auseinandersetzung mit der landwirtschaft­
lichen Bevölkerung wegen des Wildschadens bei einem zu 
hohen Wildbestand führte zu bestimmten abgegrenzten 
Wildgehegen, ähnlich dem jetzt umzäunten Rotwildgebiet 
des Schönbuchs. Bereits 1707 ist so von Eberhard Ludwig 
der Favoritepark bei Ludwigsburg entstanden, der bis 
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heute auch als Naturschutzgebiet Wildpark geblieben ist. 
Auch der „Rotwild- und Schwarzwildpark" ist so sicherlich 
teilweise neben anderen Wäldern um Stuttgart durch Wild­
hage in der württembergischen Herzogszeit (bis zurück zu 
Herzog Karl Eugen) eingefriedet worden. Oie eigentliche 
Trennung in „ Rot- und Schwarzwildpark" und deren grö­
ßenmäßige Abgrenzung zu „ Königlichen Tiergärten" ge­
schah erst unter dem besonders jagdfreudigen König Fried­
rich 1815. Anstelle des alten von Karl Eugen erstellten 
Lusthauses am Bärensee entstand das „Bärenschlößle", 
später kamen auf der Hirschwiese, im Damgarten und am 
Saufang Schieß- und Futterhäuschen und an den Haupt­
zugangswegen die Parkwächterhäuschen (heute Forsthäu­
ser) hinzu. Der damalige Wildbesatz wird mit 568 Stück 
Rotwild (= Edelhi rsch), 138 Stück Damwild und 40 Sauen 
angegeben. Jeder Hirsch erhielt ab der Geweihbildung 
einen eigenen Namen, und offenbar waren die Hirsche 
des Parkas auf den Geweihschauen bekannt. Für die Be­
völkerung wurde das Parkgebiet erst 1919 frei zugänglich. 
Die drei Seen sind als Stauseen geschaffen worden. Als 
erster der „Pfaffensee" 1566. Herzog Christoph hat damals 
zur besseren Wasserführung für die Mühlen am Nesen­
bach die vormals sumpfigen Pfaffenwiesen aufgestaut 
(Christophsstollen). Der „Bärensee" wurde 1618 von Herzog 
Johann Friedrich, der dazwischen liegende „Neue See" 
in Verbindung mit dem Steinbach- und Katzenbachsee für 
die Trinkwasserversorgung der größer gewordenen Stadt 
Stuttgart angelegt. Heute wird zwar seit Bestehen der Bo­
denseewasserversorgung kein Trinkwasser mehr entnom­
men, doch dienen diese Seen dem benötigten Kühlwasser 
für die Hochschulstadt Stuttgart-Vaihingen. 

b) Jagdgesch ichtliches Denkmal : 

Das erste große Schaujagen fand 1768 am Bärensee an­
läßlich der Einweihungsfeierlichkeiten von Schloß Solitude 
statt, wofür eigens die vom See aufsteigende Terrassen­
anlage geschaffen wurde. Die Festinjagd von 1782 zu Ehren 
des Großfürsten von Rußland ist in Einzelheiten gut über­
liefert. Der Herzog und die Gäste setzten mit veneziani­
schen Gondeln über den Bärensee zum Pavillon auf der 
Hirschwiese. In dem Tagebuch der Franziska von Hohen­
heim ist hierzu zu lesen: „ Es was alles ser sehen anzu­
sehen und mußte allen Menschen gefallen; nur eins war 
schade, daß man ein wenig lang warden mußte, bis das 
Wilt heraus Kam, wie es aber Kam, war es manigfig anzu­
sehen und es wahren sicher 5000 Stuck, die sich zumahl 
presendirden; da es schon ein wenig spat war, so lis man 
das Wild bald henaus und fur wieder nacher Stutt­
gardt . . . ". Schiller benutzte offenbar diesen Tumult zu 
seiner Flucht. 

1788 ist noch ein Prachtjagen zu Ehren König Ferdinands 
von Neapel herauszuheben, bei dem dieser selbst 72 
Hirsche erlegt haben soll. Im Schwarzwildpark wurden 
„eingestellte Jagden" veranstaltet, bei denen die Sauen 
zu 70- 80 Stück im Saufang für die Jagd abgesondert 
wurden. Die jagdlich orientierten Weganlagen sowie mar­
kante Standbäume, z. B. „Wilhelmseiche" (Jagdstand von 
König Wilhelm) sind heute noch feststellbar. 

c) Naturdenkmal: 

Die jahrhundertelange Bewirtschaftungsform des Geländes 
als Weidewald (= Hudewald) für Rinder, Schweine und 
Schafe hat besonders eindrucksvolle Wald- und Baum­
bilder geschaffen. So entwickelten sich aus Verbißbüschen 
bis 16stämmige Buchen und charaktervolle Solitärbäume, 
unter denen Buchen mit 350 Jahren und Eichen mit 500 
Jahren verzeichnet werden können. Um diesen charakteri­
stischen und für unseren Raum einmaligen Park- und 
Erholungswald zu erhalten, wurden bereits im Wirtschafts­
plan 1932/41 von der Württ. Forstd irektion besondere Richt­
linien für die weitere Behandlung des Rotwildparkes auf-



gestellt, die auch bei der Schaffung des Naturschutzge­
bietes 1939 ihren Niederschlag fanden. Darin heißt es: 
„Im Landschaftswald tritt in allen Altersstufen die Einzel­
stammpflege in den Vordergrund. Ziel der Maßnahmen ist 
hier die Schaffung vollkroniger, standfester und markanter 
Einzelstämme, wobei Zuwachs- und Wertsteigerung als 
wesentlicher wirtschaftlicher Faktor in Rechnung zu neh­
men ist. In den jetzt noch gut geschlossenen Beständen 
ist dies durch allmähliche Umlichtung der besten Stämme 
zu erreichen. Dabei ist darauf zu achten, daß gegen die 
Freiflächen, die nicht weiter eingeschränkt werden, son­
dern der Bevölkerung als Liegeplätze erhalten bleiben 
sollen, eine allmähliche Auflösung des Waldverbandes in 
Gruppen und Einzelbäume erfolgt. Demgegenüber sind vor 
allem die harten Nadelholzränder der in den· letzten Jahr­
zehnten entstandenen Kulturen, Dickungen und Stangen­
hölzer durch Herausarbeiten des fast überall vorhandenen 
Laubholzes bzw. durch Heistervorpflanzung geeigneter 
Holzarten an den passenden Stellen zu mildern und auf­
zulösen. Ein Aufhauen der Träufe an jüngeren Beständen 
muß dabei peinlichst vermieden werden, nicht nur aus 
schutztechnischen Gründen, sondern auch um den Blick 
von dem wüsten Gewirr der Trockenäste abzuhalten. 

Nicht zuletzt besteht aber auch eine gewisse Verpflichtung, 
die herrlichen alten Waldbilder nach Möglichkeit zu er­
halten. Erwähnt seien hier nur die alten Weidbuchen und 
Starkeichen des Rotwildparks, die Eichenhainbuchenmisch­
bestände (Pflanzensoziologie!), die im Landschaftswald auf 
größeren Flächen auftreten, und die selteneren Holzarten 
(Wildobst, Sperbel usw.), die in anderen Gegenden der 
Wirtschaft zum Opfer gefallen sind. " 

1958 wurde der Pfaffenwald (ursprünglich eine Schenkung 
Graf Eberhards des Erlauchten an das Stift zum Heiligen 
Kreuz in Stuttgart 1331 ) und der Schwarzwi ldpark mit zu­
sammen 318 ha dem Naturschutzgebiet Rotwildpark ange­
schlossen. Um dieses Naturschutzgebiet wurden 1962 auf 
den westlichen Stubensandsteinhöhen von Stuttgart weitere 
Schutzzonen in den angrenzenden Waldungen von Ger­
lingen, Leonberg und Stuttgart (leider noch mit Ausnahme 
des Solitude- und des Heukopfwaldes) geschaffen. 

2. Das Naturschutzgebiet „ Eichenhain" 

Der Eichenhain wurde wegen seiner landschaftlichen 
Schönheit und Lage am Südhang zwischen Riedenberg­
Sillenbuch und dem Kleinhohenheimer Bach sowie seiner 
einzigartigen Baumbestände am 9. Mai 1958 mit einer 
Fläche von ca. 33,67 ha als Naturschutzgebiet ausgewiesen. 
Zwischen dem fruchtbaren Ackerland der Filder (= Felder, 
Liasplatte mit postglazialem Löß überdeckt) und den 
mageren, sandigen und bewaldeten Keuperböden liegt 
seit alters her dieser alte Weidehang. Die „ Fl ießformen" 
des Knollenmergels sind im ganzen Hanggelände spür­
bar. Der parkartige Baumbestand konnte sich deshalb auch 
im allgemeinen nicht in den steileren Hanglagen halten, 
sondern ist mitsamt dem Untergrund in die Tiefe geglitten 
oder abgegangen. Man nimmt an, daß die älteren Solitär­
bäume des Eichenhains aus einem alten Weidewald 
( = Hudewald) stammen und wesentlich älter si nd als das 
über eine Talmulde hinweg liegende Hofgut Kleinhohen­
heim, das um 1770 von Herzog Karl Eugen geschaffen 
wurde. 

Um diese kultur- wie naturgeschichtliche Parklandschaft 
in ihrer ganzen Schönheit zu erhalten, sind Pflegemaßnah­
men gegen eine zu große Verwilderung durch Anflug-

Abb. 12: Wacholderheide mit Solitärbäumen auf dem „Oberen 
Leimberg" 

Abb. 13: Wacholderheide von Anflugwald bedroht 

Abb. 14: Pflegearbeiten des Naturschutzdienstes auf einer Or­
chideenheide der Schwäbischen Alb 
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gehölze eingeleitet worden. Der vorgesehene Tierverbiß 
durch Schafe kommt wohl der alten Weidewirtschaft auf 
dieser jahrhu ndertealten Hangweide am nächsten. 

3. Das Naturschutzgebiet „Anacamptisheide auf dem 
Oberen Leimberg" 

Am 19. Dezember 1967 ist im Gesetzblatt für Baden-Würt­
temberg eine Verordnung des Regierungspräsidiums Nord­
württemberg über das Naturschutzgebiet „ Heide auf dem 
Oberen Leimberg", Gemarkung Gruibingen, Landkreis 
Göppingen, bekanntgemacht worden. Damit ist die dem 
Schwäbischen Heimatbund gehörende Wacholderheide 
rechtskräftig geschützt. 

Die Besonderheit dieser mit Solitärbäumen durchsetzten, 
ca. 10 ha großen Heide liegt in ihrer landschaftlichen Ab­
gesch:edenheit auf der Albhochfläche mit Ausblicken über 
die umgebenden Traufwälder, vor allem aber in dem 
reichen Bestand an seltenen und geschützten Pflanzen. 
Für Pfl anzenkenner ist neben anderen Orchideen und Son­
derheiten der Steppenheide (Mesobrometum) das außer­
gewöhnlich zahlreiche Auftreten der Pyramiden-Orchidee 
(An acamptis pyramidalis) woh l ein für unser Land beson­
derer Höhepunkt. Die wohlriechenden rubin- bis purpur­
roten Blüten bedecken im Hochsommer gruppenweise oder 
auch einzeln die Heide. Ihr graziler Stengel kann über 
25 cm groß werden und wird von lineallanzettlichen Laub­
blättern scheidig umfaßt. Die dichtblütige Blütenähre ist 
durch das sukzessive Aufblühen von unten nach oben 
anfangs pyramidenförmig (Name), später verlängert eiförmig 
bis fast walzlich. Die grünlichen Staubbeutel stehen auf 
gelblichen Stielchen und sind mit einer nierenförmigen 
Klebdrüse verwachsen. 

Wahrscheinlich war die hängige Orchideenwiese früher als 
einmahdige ungedüngte Hochwiese genutzt worden. Dieser 
Bewirtschaftungsform (Mäder) verdanken wir die kostbar­
sten Pilanzenstandorte der Schwäbischen A lb. Bei der zwi­
schenzeitlichen Nutzung als Schafweide dürfte der Orchi­
deenbestand stark zurückgegangen sein, doch hat er sich 
seit Aufgabe der Schäferei wieder vermehrt. Die jetzige 
Bewuchsform der Heide ist wohl für die Anacamptis nahezu 
opt;mal. Leider geht aber dieser Heidecharakter bei Nicht­
beweidung (Tierverbiß) oder Bewirtschaftung (Mahd) im 
Verlauf von mehr oder weniger langen Zeiträumen ver­
loren. Es bildet sich ein Anflugwald, der die charakteristi­
sche Flora langsam vernichtet. Durch Aufforstungen werden 
zudem solche extensiv genutzten Halbkulturlandschaften 
immer mehr zurückgedrängt. Es ist daher notwendig und 
verständlich, wenn der Naturschutz durch Erwerb und 
Pflegemaßnahmen die besonders wertvo llen Pflanzenstand­
orte zu erhalten versucht. So hat der Schwäbische Heimat­
bund die Anacamptisheide mit namhaftem staatlichem Zu­
schuß in seinen Besitz bringen können, nachdem schon ein 
Teil einer Aufforstung anheimgefallen war. Die notwendi­
gen Pflegemaßnahmen sind mit freiwilligen Arbeitskräften 
des Schwäbischen Albvereins und der Gemeinde Gruibin­
gen angelaufen. Durch den Einsatz des Naturschutzdienstes 
und die nun rechtskräftig gewordene Naturschutzverord­
nung, in der z. B. jegliches Aufforsten, Düngen, Beschädi­
gen von Pflanzen oder überhaupt eine Veränderung des 
heideartigen Charakters des Gebiets untersagt ist, ist zu 
l1offen, daß das floristische Kleinod auf dem Oberen 
Leimberg uns und der Nachwelt in voller Schön heit er­
halten bleibt. 

Abb. 15: Blick vom geschützten Leimberg auf die Albtraufland­
schaft 

/'.bb. 16: Naturschutzgebiet „ Hausener Wand", Blick von Süd­
westen 

Abb. 17: Naturschutzgebiet „Dachswiesle" bei Gruibingen 



4. Das Naturschutzgebiet „Hausener Wand" 

Das Gebiet der „Hausener Wand" war bisher als geschütz­
ter Landschaftsteil (Verordnung des Oberamts Geislingen 
vom 9. August 1937, Geislinger Zeitung vom 16. August 
1937) einget ragen. Ihre geologischen, faunistischen und 
floristischen Sonderheiten sind jedoch so bedeutend, daß 
eine Aufwertung zum Naturschutzgebiet notwendig gewor­
den ist. Ein Bergsturz stellte die Weißjuraschichten von 
u bis ~ frei. Der Wechsel von Kalk- und Mergelbänken 
(vor allem in y) sowie der Beginn der „Verschwammung" 
im ~ ist deutlich zu verfolgen. Auch sind Verwitterungs­
und Abtragungsformen gut zu beobachten. Neben der 
geologischen und landschaftlichen Bedeutung ist die 
Hausener Wand ein äußerst wertvoller Pflanzenstandort. 
Au f dem Gesteinsschutt des Weißen Juras aller Schichten 
ist eine charakteristische Steppenheidegesellschaft teil­
weise als Volltrockenrasen (Xerobrometum) reich ent­
wickelt. Offene, oft in „Treppen" aufgelöste Rasen ent­
halten typische „Schuttstauer". Auf der feinerdearmen, 
extrem trockenen und nach Süden exponierten Oberfläche 
der oberen Schwammfelsen und deren Rändern gegen den 
Steilabsturz findet sich die Gesellschaft der Felsen pflanzen 
der Steppenheide mit besonderen Raritäten. SchließlicT1 
erfordern faunistische Kostbarkeiten ein zeit lich und räum­
lich begrenztes Kletterverbot. Es wurde vereinbart, daß aus 
ornithologischen Gründen in der Zeit vom 15. Februar 
bis 15. Juni jeden Jahres in der „Großen Hausener Wand" 
(Augenstein- Walfisch-Schober) jegliches Klettern unter­
bleibt. 

5. Das Naturschutzgebiet „ Randecker Maar" 

Das Randecker Maar ist mit seinen 61 ha eines der erd­
geschichtlich bedeutsamsten Denkmale und zugleich das 
„ Herzstück" der „Schopflocher Berghalbinsel", die 2600 ha 
umfaßt. Es verdankt seine Entstehung vulkanischen Er­
scheinungen im Obermiozän, einem Zeitalter des Tertiärs, 
in dem im Raum Kirchheim-Urach zahlreiche Explosions­
trichter (ca. 300) entstanden. Nirgendwo anders wird die 
Genese dieses Albvulkanismus so eindrucksvoll vorgeführt 
wie am Randecker Maar. Der ursprünglichen Form, dem 
Maarkessel steht die Limburg bei Weilheim gegenüber, 
ein „Pfropfenberg ", welcher aus Basalttuff besteht (vulkani­
sche Asche mit durchschlagenem Gestein verbacken) und 
infolge der größerer Widerständigkeit im Vergleich zum 
umgebenden Gestein als Pfropfenberg herauspräpariert 
wurde; an die Stelle des Maarkessels trat ein Hügel. 
Prachtvoll und instruktiv zugleich ist der Blick vom Salz­
mannstein über das Maar zur Limburg. Es ist einer der 
am häufigsten dargestellten Ausblicke der ganzen Schwä­
bischen Alb. Einst füllte den Maarkessel ein Süßwassersee, 
der über einen Zweig der Urlone zur Donau entwässerte. 
Seine Ablagerungen bergen zahlreiche pflanzliche und 
tierische Fossilien in hervorragendem Erhaltungszustand, 
so daß sie ein sehr schönes Dokument der damaligen 
erdgeschichtlichen Epoche liefern. 

6. Das Naturschutzgebiet „Schopflocher Torfmoor" 

a) Die Entstehung 

Es wird angenommen, daß das einzige Torfmoor der 
Schwäbischen Alb seine Entstehung dem tertiären Vulka­
nismus verdankt. Durch die Verwitterung des Basalttuffes 
in den Maarmulden der Vulkanschlote entstand auf der 
Hochfläche der sonst so stark verkarsteten Alb ein wasser­
undurchlässiger Lehm. In dem nur durch eine Wasser­
scheide getrennten größten Maarkessel des „ Randecker 
Maars" (1,2 km Durchmesser) ist ein von Oberflächenwas­
ser gespeister See durch Fossilfunde des damals umge­
benden Strauch- und Baumbestandes, sowie der Tierwelt, 
nachgewiesen. Diese Funde, z. 8. dreigelappte Ahornblät­
ter, Bambusarten, Zimtstrauch, Stielfruchtbaum (Podogo-

nium) Rhinozeros- und Elefantenzähne befinden sich im 
Staatlichen Museum fü r Naturkunde in Stuttgart. 

Auch das Schopflocher Torfmoor kann sich auf verwitter­
tem Basalttuff aus einem verlandeten See gebildet haben. 
Das im Moor niedergehende Wasser fließt nach außen in 
Form von kleinen Rinnsalen ab, welche in dem Augenblick, 
in dem sie den undurchlässigen Untergrund des Basalt­
tuffs verlassen, im klüftigen Kalk in regelrechten Trichtern 
in der Tiefe verschwinden. Der Gesamteindruck ist heute 
noch der einer flachen Wanne mit einer leichten Aufwöl­
bung in der Mitte und mit Dolinen an den Rändern (Was­
serfall , Dolinen, bei dem Kreuzstein und Stauchloch). Der 
Torf ist bis auf zwei kleine Hügel etwa in der Mitte des 
Moores abgestochen. Auf den Hügeln stehen noch einige 
Bäume wie Birken, Forchen und Aspen. Auch daneben in 
dem abgestochenen flachen Gebiet (Streuwiesen) erheben 
sich einige Forchen oder Birken, die das Landschaftsbild 
in eigenartiger Weise unterbrechen und den Charakter des 
Moores schon von ferne andeuten. 

b) Pollenanalytische Untersuchungen 

Der Botaniker K. Be r t s c h traf bei seinen sechs Boh run­
gen 1928 auf Seeablagerungen (Mudde). Unter den verblie­
benen Torfhügeln hat Berts c h einen Bruchwaldtorf (aus 
Birke, Erle, Kiefer und Schilfresten) nachgewiesen. An Hand 
von pollenanalytischen Untersuchungen stellte er fest: „ In 
diesen Torfruinen ist die Wald- und Florengeschichte der 
Schwäbischen Alb durch die vielen Jahrtausende von der 
Eiszeit bis zur Gegenwart in einer Vollständigkeit nieder­
geschrieben, wie wir sie nirgends mehr wiederfinden." In 
einem Diagramm zeigt er folgende Waldentwicklung von 
der waldlosen letzten Eiszeit bis zur Gegenwart auf: Bir­
ken-, Kiefern-, Hasel-, Eichenmischwald- und Buchenzeit. 
Der Haselgipfel liegt zeitl ich bei ca. 8000 Jah ren v. Chr„ 
d ie Suche wird neben der Birke, Kiefer, Hasel, Eiche und 
Linde in den letzten 1000 Jahren zum beherrschenden 
Baum. Sanddompollen können in der ausklingenden Eiszeit 
ebenfalls nachgewiesen werden. Leider hat ·B erts c h 
seine Bohrungen nicht unter den „Seeablagerungen" fort­
gesetzt, so daß bis heute eine Bestätigung der Beschaffen­
heit des Untergrundes fehlt. 

c) Die Pflanzenwelt des Moores 

folgende Pflanzenbestände wurden bereits 1931 bestätigt: 
.Zerbrechl icher Blasenfarn (Cystopteris fragilis), Gemeine 
Mondraute (Botrychium lunaria), Sumpf-Schachtelhalm 
(Equisetum palustre), Schlamm-Schachtelhalm (Equisetum 
limosum), Einfacher Igelkolben (Sparganium simplex), Ge­
meines Schilfrohr (Phragmites commun is), Pfeifengras 
(Molinia coerulea), Gefalteter Schwaden (Glyceria plicata) , 
Sumpf-Riet (Eleocharis palustris) , Breitblättriges Wollgras 
(Eriophorum latifolium), Scheidiges Wollgras (Eriophorum 
vaginatum), Schmalblättriges Wollgras (Eriophorum an­
gustifoli um, 21 Seggen, 7 Binsen, Kleine Wasserlinse 
(Lemna minor), Breitblättriges Knabenkraut (Orchis lati­
folia), Fleischfarbiges Knabenkraut (Orchis incarnata), 
Eiförmiges Zweiblatt (Listera ovata), Kriech- oder Moor­
Weide (Salix repens) , Weichhaarige Birke (Betula pu­
bescens), Heide- oder Jungfer-Nelke (Dianthus delto ides), 
Meergrüne Miere (Stellar ia glauca), Sumpf-Dotterblume 
(Caltha palustris), Gemeine Trollblume (Trollius europaeus) , 
Sumpf-Herzblatt (Parnassia palustris), Sumpf-Blutauge 
(Comarum palustre), Sumpf-Weiden röschen (Epilobium 
palustre), Gemeine Heidelbeere (Vaccinium myrtillus), 
Preiselbeere (Vaccinium vitis-idaea), Moosbeere (Vaccinium 
oxycoccos), Gemeines Heidekraut (Calluna vulgaris) , Drei­
blättriger Fieber-, Bitter- oder Wasser-Klee (Menyanthes 
trifoliata), Sumpf-Vergißmeinnicht (Myosotis palustris), 
Moor-Labkraut (Galium uligi nosum) . 

Wenn auch in der Zwischenzeit einige der seltenen Moor­
pflanzen nicht mehr festgestellt werden konnten, bleibt die 
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Abb. 18: Blick vom Albrand auf das Naturschutzgebiet „Randecker Maar" 
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Bedeutung des Moores in seinem heutigen Bestand als 
Naturrelikt für die Alb voll erhalten. 

7. Versteinerungsschutzgebiet Holzmaden 

Gemeinde Holzmaden, Jesingen, Ohmden, Weilheim/T., 
Aichelberg, Ball , Dürnau, Hattenhofen, Schlierbach, Zell 
und Aichelberg, 4633 ha Größe; Sch-VO 14. September 
1938; 
geschützt sind die weltbekannten Versteinerungen des 
Lias epsilon (Posidonienschiefer). Es darf deshalb bei 
den Grabarbeiten in Schieferbrüchen nur in der bisher 
üblichen Form der Handarbeit weiterbetrieben werden. Der 
Baggerbetrieb ist verboten. 

8. Das Naturschutzgebiet „ Eichhalde" 

Markung Bissingen/Teck, Kreis Nürtingen, ca. 85 ha Größe ; 
Sch-VO 22. September 1969; 

großflächige Heide mit wertvollem Baum- und Pflanzenbe­
stand in landschaftlich reizvoller Lage am Albrand. 

9. Das Naturschutzgebiet „Grafenberg" 
Markung Kayh, Mönchberg, Kreis Böblingen, 8,21 ha Größe; 
Sch-VO 19. August 1969; 

hervorragende Steppenheide am Schönbuchrand mit be­
besonders wertvollem Pflanzenbestand und bodensaurem, 
naturnahem Eichenwald. 

10. Das Naturschutzgebiet „Dachswiesle" bei Gruibingen 
2,7 ha; Sch-VO v. 25. Juli 1972. 

Beispiel eines Mähders (einmal gemähte, ungedüngte 
Hochwiese), einer auf der Alb früher weit verbreiteten Be­
wirtschaftungsform, mit reichem Pflanzenbestand. 

11 . Hägeles- und Brunnenklinge 
Markung Ebersbach, Kreis Waiblingen, 5,43 ha Größe; 
Sch-VO 13. November 1969; 

romantische Sandsteinklingen im Buchen-Tannengebiet des 
Welzheimer Waldes. 

12. Das Naturschutzgebiet „Sommerrain " 

Pflanzenstandorte am Sommerrain auf Markung Allmers­
bach i. Tal , 0,6 ha; VO vom 8. Februar 1972; 

lichte, schwach wüchsige Forchenbestände mit einem der 
reichsten Vorkommen an Orchideen und anderen seltenen 
Pflanzen im gesamten Mittleren Neckarraum. 

13. Das Naturschutzgebiet „ Favoritepark" 

Gemeinde Ludwigsburg, Kre is Ludwigsburg, 72 ha Größe; 
Sch-VO 1. Oktober 1937; 

Alter Hudewald mit dem Jagd- und Lustschlößchen Favorite. 
Für die Ludwigsburger Bevölkerung wichtiges Erholungs­
gebiet. 

14. Das Naturschutzgebiet „Felsengärten" 

Gemeinde Hessigheim, Kreis Ludwigsburg; 2,73 ha Größe; 
SchVO 6. Februar 1942; 

Felsenhang des Hauptmuschelkalkes in der Weinbergland­
schaft des Neckartales. 

15. Das Naturschutzgebiet „Kirchheimer Wasen" 

Gemeinde Kirchheim a. N., Kreis Ludwigsburg, 5,9 ha 
Größe; Sch-VO 19. November 1959. 

ein Beispiel der am Neckar einst weitverbreiteten Aue­
wälder. 

16. Das Naturschutzgebiet „Neckarhalde" 

28,1 ha; Sch-VO 16. November 1971 b. Hessigheim Kreis 
Ludwigsburg 

Einer der letzten naturnahen Hangwälder in größerem Um­
fang im mittleren Neckartal. 

17. Das Naturschutzgebiet „Öffinger Wald" 

11 ,8 ha; Sch-VO 24. Juni 1972, Kreis Waiblingen 

Naturnaher, floristisch reicher Hangwald des Neckartals. 

18. Das Naturschutzgebiet „Waldwiese im Mahdental " 

Gemarkung Sindenfingen Kreis Böblingen, 1,9 ha Größe; 
Sch-VO 5. November 1971 ; 

reicher Pflanzenstandort (Orchideen, reichstes Vorkommen 
der Trollblume im Stuttgarter Großraum). 

Abb. 19: Blick vom Hornberg auf das Landschaftsschutzgebiet „Drei Kaiserberge" 
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M. S t o c k b u r g e r 

Bauen in der Erholungslandschaft innerhalb der Stadtregion Stuttgart * 

Der Begriff der Erholungslandschaft als besondere Charak­
terisierung gegenüber der Landschaft schlechth in ist ohne 
Zweifel in den Kategorien raumordnerischen Denkens 
eine zweckmäßige Hilfe zur systematisierenden Gliederung. 
Man könnte versucht sein, Erholungslandschaft in diesem 
Sinne nur als abgegrenzten Raum in der Art von Natur­
parks zu verstehen. Jedoch ist sicherlich nicht jede Er­
holungslandschaft ihrer Anlage und Nutzung nach ein ab­
grenzbarer Bereich. Landschaften im Stil von Naturparks, 
wie z. B. der Schönbuch in weiten Teilen, bergen von 
vorneherein keine Problemsituation für das Sauen in sich, 
abgesehen von Einzelfällen. Die Problematik des Bauens 
in Erholungslandschaften allgemein w ird innerhalb einer 
Stadtregion zum Problem des Bauens in der Landschaft 
schlechthin, da der dichte Wechsel von Bauflächen und 
offener Landschaft notwendigerweise nahezu allen Frei­
räumen in irgend einer Form Erholungsfunktion zudiktiert. 

In der Beziehung Landschaft und Siedlung stellt die Stadt­
region heute ein sehr disperses netzartiges Gebilde dar -
eine vollständige Durchdringung von Landschaft und Ort­
schaft. Erholungsräume, Siedlungen und Verkehrszonen 
ergeben in ihrer Gesamtheit die Stadtlandschaft, die so­
wohl in den Teilbereichen wie auch als Großlandschaft die 
Möglichkeit zu unverwechselbaren Erlebniswerten ver­
mitteln sollte. Will man in dieser Hinsicht den noch vor­
handenen Erholungswert der Landschaft erhalten, wird es 
notwendig sein, die künftigen Erweiterungen der einzelnen 
Ortschaften als Sauen im Erholungsgsraum betrachten zu 
müssen. In diesem Erfordernis steckt jedoch die eigentliche 
Problemsituation, die wir heute mit dem Begriff der Zer­
siedlung verbinden. Es ist offensichtlich, daß es sich hier­
bei in erster Linie um ein politisches und erst in zweiter 
Linie um ein ästhetisches Problem handelt. 

Von ihrer Lage, Zuordnung und Größe her haben alle Er­
holungslandschaften in der engeren und weiteren Stadt­
reg ion bekanntlich Naherholungsfunktion, wobei die un­
mittelbare Bezogenheit zu Wohnsiedlungen sozusagen den 
„ täg l ichen Bedarf" anspricht, während größere zusammen­
hängende Bereiche regionale Bedeutung erlangen und für 
eine breite Öffentlichkeit offenstehen. Die Unterscheidung 
dieser beiden Gruppen ist für die Kriterien beim Sauen mit 
Landschaftsbeziehung von wesentlicher Bedeutung, da die 
örtlich auf die Siedlungseinheit bezogene Erholungs- und 
Freizeitfunktion eine unmittelbare Zuordnung von Erho­
lungszone und Siedlung erfordert, also Landschaft ein 
Attribut der Siedlung darstellt. während der Erholungs­
wert für die breitere Öffentlichkeit gerade darin liegt, daß 
die Außenwirkung von Wohnbereichen in die freie Natur 
möglichst zurückhaltend bleibt. 

Innerhalb der letzten 30 Jahre, in denen sich die Land­
schaft um Stuttgart zur heutigen Stadtregion entwickelte, 
entstar:iden eine Reihe „innerstädtischer" Landschaften, 
d. h. Landschaftsabschnitte, die von Bebauung eingeschlos­
sen sind. Das Sauen in diesen Erholungszonen gibt wohl 
neben der Erhaltung der noch offenen Landschaften in 
den kommenden Jahren große Probleme, im Blick auf 
weitere landschaftliche Belastungen. 

Um zu Lösungen dieser Probleme zu kommen lohnt es 
sich, die Entwicklung nach dem letzten Krieg kurz zu be­
trachten. 

In der ersten Entwicklungsphase waren fast ausschließlich 
die Städte Träger dieser Entwicklung. Hierbei baute man 
auf den überkommenen Planungssystemen auf, die durch 
ihre kommunale Bezogenheit eindeutige Begrenzungen auf-
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weisen und in der zweiten Entwicklungsphase der 60er 
Jahre bis heute in ihrer Leistungsfähigkeit erschöpft 
waren. Naturgemäß folgte in dieser Zeit eine Ausbreitung 
in das Stadtumland, jedoch wiederum gemeinde-bezogen 
und in rein quantitativer Erweiterung dörflicher Strukturen. 
In diesem Stadium gewann der Begriff der Erholungs­
gebiete mehr und mehr an Bedeutung, da auch in der 
Öffentlichkeit der Wert des „ leeren Raumes" zunächst als 
Kontrapunkt zum besiedelten Raum und später auch in 
ökologischer Hinsicht erkannt wurde. Die heute bestehen­
den Versuche übergreifender Planung und Raumordnung 
sind allgemein bekannt. 

Hierzu gehört insbesondere auch die Planungstheorie des 
Landesentwicklungsplanes, dessen System der Entwick­
lungsachsen und Erholungsräume im Bereich der Stadt­
regionen die schon eingetretene und verfestigte polyzentri­
sche Struktur der Region nur unvollkommen ordnen und 
gliedern kann. Beispielsweise sind bei einem konsequen­
ten Ausbau der Entwicklungsachsen die schon schwer be­
lasteten Tallandschaften der Stadtregion in Gefahr völlig 
zerstört zu werden. Die im Landesentwicklungsplan gefor­
derten „Grünzäsuren" bringen allenfalls eine geringfügige 
ökologische Verbesserung, sind jedoch für den Land­
schaftszusammenhang nahezu bedeutungslos. Die Lebens­
qualität innerhalb der Entwicklungsachsen mit ihren 
Verdichtungszonen ist großenteils schon soweit gesunken, 
daß der Wunsch im Erholungsraum zu wohnen in der Zu­
kunft eine erhebliche Rolle spielen dürfte. In der unbe­
strittenen Stufenfolge der Bewertung des Wohnstandards 
nach Lohnwert - Wohnwert - Freizeitwert durch die Men­
schen der Region ist der deutliche Trend zum günstigen 
Freizeitwert des Wohnens als letzter Stufe unüberhörbar. 
Die unmittelbare Zuordnung von Erholungsraum und 
Siedlung ist daher innerhalb der Stadtregion auch in dieser 
Hinsicht unerläßlich. Hieraus folgt, daß das Sauen in der 
Stadtregion mit dem Sauen im Erhol ungsraum in der Zu­
kunft auch aus dieser Sicht identisch sein dürfte. 

Es darf dabei nicht übersehen werden, daß den Wohn­
anlagen im Bereich der Erholungsräume auch Bauten der 
Wirtschaft, des Verkehrs und der öffentlichen und privaten 
Versorgung zugeordnet sein müssen. 

Unter diesen Aspekten erscheint das Sauen in der Land­
schaft primär als Aufgabe der vorbereitenden Planung 
(Entwicklungsplan, Flächennutzungsplan und Bebauungs­
plan). Aufgrund der Tatsache, daß die bauliche Realisie­
rung nur in Ausnahmefällen die wünschenswerte Qualität 
im Erscheinungsbild erbringt, sollte bei der Planung der 
zu fordernde Katalog der prinzipiellen Kriterien fü r eine 
bauliche Entwicklung sehr sorgfältig und umfassend er­
arbeitet werden. 

Im folgenden soll versucht werden, die wesentlichen Ge­
sichtspunkte hierzu darzustellen. 

1. Raumordnung 

1.1 Umfassende Darstellung und Dokumentation der Stadt­
landschaft, sowohl als Großlandschaft, wie auch der Teil­
bereiche, im Blick auf die Wechselbeziehungen von Woh­
nen, Arbeiten und Erholung. Hierbei sollen die Störfaktoren 
und Schädigungszonen aufgezeigt werden, die sich aus 
dem gegenwärtigen Zustand und geplanten Entwicklungen 
ergeben. 

• Ku rzreferat vo r dem Deutschen Rat fü r Landespflege am 2. Ok­
tober 1973. 



1.2 Diese Dokumentation müßte Grundlage für die Planun­
gen des Regionalverbandes, der Städte und Gemeinden 
sein. In diesem Zusammenhang wäre vor allem auch die 
Planungstheorie des Landesentwicklungsplanes zu über­
prüfen. 

2. Bauleitplanung 

2.1 Die planerischen Chancen, die sich im Rahmen der 
Zie lplanung zur Gemeindereform für die Koordination von 
Erholungsfunktion und Siedlung ergeben, müssen voll ge­
nutzt werden. 

2.2 Bei der Flächenplanung ist insbesondere die Verände­
rung der großlandschaftlichen Verhältnisse aufzuzeigen, d!e 
sich aus der dritten Dimension zusammen mit der Flächen­
belegung ergeben wird. Die üblichen Darstellungen der 
Flächennutzungspläne reichen hierzu nicht aus. 

2.3 Die Beurteilung der offenen Fluren sollte der Bedeu­
tung der Waldflächen gleichgestellt werden. Seide sind in 
verstärktem Maße als Einheit in planerischer Hinsicht zu 
betrachten. 

2.4 Die freien Landschaftsbereiche zwischen den Ortschaf­
ten sind keine Abstandsf lächen im Sinne von „Bauwichen", 
sondern unveräußerbare Bestandteile der Siedlung und in 
ihrem unmittelbaren Erholungswert von fundamentaler Be­
deutung für die Qualität des Wohnens und Daseins über­
haupt. 

Dieser Zusammenhang sollte in jeder Planung nachgewie­
sen und berücksichtigt werden. 

Die Verkehrsplanung sollte dieses Grundelement besonders 
beachten. 

Durch die Bildung von Großgemeinden ergeben sich hier­
bei neue positive Planungsansätze. 

2.5 Die Unverwechselbarkeit der einzelnen Landschafts­
und Sied lungsbereiche ist ein wesentliches weiteres Grund­
element für Erholungs- und Erlebniswert. Sie darf du rch 
bauliche Entwicklungen nicht ständig in Frage gestellt 
werden. Die Erhaltung der Charakteristik einer Stadtland­
schaft bedarf daher der Einhaltung der gegebenen Mae­
stäbe, denen sich das Renditedenken im privaten wie im 
öffentlichen Bauen einordnen muß. Hierzu gehören auch 
die Bauten des Verkehrs. 

2.6 Die An lage gewerblicher Zonen lassen sich in der 
Stadtlandschaft nicht ausschließen, ebensowenig ihre Aus­
strahlung in die Erholungsräume. Ihre Einbindung in die 
Landschaft und die damit verbundene Reduktion ihrer 
Störungen wird im Rahmen der Bauleitplanung leider kaum 
beachtet. Objektbezogene Maßnahmen stellen hierbei nur 
dürftige Notmaßnahmen dar. 

Bei der Standortwahl sollten die gegebenen Mögl ichkeiten 
der Topographie und des vorhandenen Bewuchses voll ge­
nutzi werden. 

Eine Wandlung vom „ Industriegebiet " zum „ Industriepark" 
erscheint - auch aus humanitärer Sicht - unumgänglich. 

3. Bauplanung 

3.1 Die Erholungsfunktion für die unmittelbar Gebäuden 
zugeordneten Flächen hat eher privaten als öffentl ichen 
Charakter. Eine deutliche Trennung in der Funktion von 

Abb. 20: Zerstörung eines Talhanges durch Flachbebauung ohne 
ausreichende Durchgrünung (Körtschtal) 

Abb . 21: Unmaßstäbliche Riegelbebauung ohne Beziehung zur 
Landschaft (Horizontallinie auf den Fildern) 

Abb. 22: Bebauung mit angestrebter Einbindung in den Land­
schaftshorizont (Berkheim) 

141 

-l 
j 

; 
:r~ 

r-
1-1-, 



privat und öffentlich ist zur Wahrung des Erholungswer­
tes der Freiräume notwendig. Die Beherrschung ganzer 
Landschaftsräume durch Einzelobjekte verstößt gegen den 
Ausgleich privater und öffentlicher Belange und gegen die 
Erhaltung der Unverwechselbarkeit. 

3.2 Die planerische Prüfung von Bauobjekten wird im Bl ick 
auf ihre Außenwirkung in der Regel grob vernachlässigt. 
Das Erscheinungsbild in der Landschaft muß von charakte­
ristischen Blickpunkten aus der Nähe und Ferne beim Ent­
wurf kontrolliert und nachgewiesen werden. 

Die Proportionsstudie am städtebaulichen Modell kann in 
dieser Hinsicht kein Ergebnis bringen, da die ausstrahlende 
Komponente nicht darstellbar ist. 

3.3 Da die architektonische Qualität der einzelnen Objekte 
in der Regel nur durchschnittlich gegeben ist, muß im 
Rahmen der städtebaulichen Planung insbesondere die 
Gestaltung der Umgebung gesichert werden. Das hierzu 
notwendige planungsrechtliche lnstrumentaruim ist jedoch 
nicht ausreichend. 

Das im Bereich der Stadtregion angestrebte hohe Maß 
der baulichen Nutzung und die damit zusammenhängende 
Zahl der Flächen für Kraftfahrzeuge gestatten keine genü­
genden Pflanzzonen, insbesondere für Bäume. Dies bedingt 
meist einen zu harten Übergang der Baugebiete in die 
freie Landschaft und damit auch die negative Auswirkung 
auf den Erholungscharakter der Freizonen. 

3.4 Zur Erhaltung und Verbesserung des Erholungswertes 

in der Stadtregion ist es notwendig, das Maß der baulichen 
Nutzung sinnvoller als in der derzeitigen Baunutzungsver­
ordnung zu staffeln, besonders •in der Differenzierung inner­
städtischer und länd licher bzw. kleinstädtischer Strukturen. 
Eine erhebliche Senkung der Geschoßflächenzahl in Wohn­
und Industriegebieten, verbunden mit verschärften Pflanz­
bindungen erscheint in Zukunft unerläßlich. Diese von 
vielen Wohnungsbauunternehmen heute schon aus Ver­
kaufsüberlegungen freiwi llig vorgenommenen Reduzierun­
gen der Nutzung sollten im Bl ick auf die Gestaltung un­
serer Umwelt in Bälde auch vom Gesetzgeber verankert 
werden. 

Die Berücksichtigung aller für die Erhaltung der Landschaft 
und Ihres Erholungswertes erforderlichen Maßnahmen er­
fordert im Sinne der hier dargelegten Gedanken ein we­
sentlich größeres Maß an Flächen für Bauzwecke, bezogen 
auf die Grundeinheit Einwohner oder Wohnung, als heute 
üblicherweise für angemessen gilt. Da jedoch der Gesamt­
raum - hier die Stadtregion - nicht beliebig vermehrbar 
ist, wird die zumutbare Belastbarkeit der Landschaft we­
sentlich früher erreicht sein, als bisher angenommen wi rd . 

Die Verbindung Wohnen und Erholen in der Natur ist nur 
möglich, wenn hierbei die natürlichen zusammenhänge er­
halten und die Bauten ein echter Bestandteil der Großland­
schaft werden. Der hierzu erforderliche Flächentribut sollte 
wieder, wie vor der Welle der Bodenspekulation, zu einer 
Selbstverständlichkeit und im öffentlichen Bewußtsein ver­
ankert werden. 

Abb. 23: Eine mit Maßstäben des verdichteten Städtebaus ausgeführte „ Dorferweiterung" (Schloßpark Hemmingen) 
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W. Mau c h 

Das Fernstraßennetz im Raum Stuttgart * 

1. Einführung 

Lassen Sie mich meinen Ausführungen zum Fernstraßen­
netz im Raum Stuttgart zunächst einige grundsätzliche 
Worte voranstellen. Der Ruf nach Umweltschutz, nach 
Schutz des Menschen vor Umweltgefahren, nach Natur- und 
Landschaftsschutz ist, Ich möchte sagen mit Recht. in den 
letzten Jahren sehr stark geworden. Dieses wachsende 
Umweltbewußtsein in unserer heutigen Gesellschaft hat 
bereits dazu geführt, daß es heute mancherorts opportun 
erscheint, über das Auto als besonders umweltgefähr­
dendes Element zu schimpfen und es am besten von den 
Straßen zu verbannen. Dies trifft vor allem in den Ballungs­
räumen zu, in denen der Verkehrsdruck auf den Straßen 
zu unerrtägl ichen, zum Teil chaotischen Verkehrsverhält­
nissen führt. Zweifellos gehören die Erhaltung der Er­
holungsräume, der Schutz der Wohngebiete vor Lärm- und 
Abgasemissionen, der Schutz der Landschaft vor stören­
den oder zerstörenden Eingriffen mit zu den wesentlichen 
Erfordernissen der angestrebten Lebensqualität. Aber da­
neben stehen die Erfordernisse des Verkehrs, die eben­
falls einen integrierenden Bestandteil unserer Lebens­
qual ität ausmachen und deren Befriedung ebenfalls zu den 
Lebensbedürfnissen zu zählen ist. Die Lösung dieser Pro­
bleme kann deshalb nicht darin bestehen, das Auto etwa 
zu verbieten, sondern nur darin, zu versuchen, eine ver­
nünftige Synthese zwischen den Bedürfnissen des Verkehrs 
und der Milderung der von diesem Verkehr ausgehenden 
Umweltgefahren herQeizuführen, wobei zu betonen ist, daß 
jede Straßen-Neuplanung zwar Probleme des Umwelt­
schutzes aufwirft, aber auch andererseits ganz erhebliche 
Beeinträchtigungen an bestehenden, völlig überlasteten 
Straßenstrecken wieder aufhebt oder zumindest mildert. 
Dabei haben wir Straßen- und Verkehrsingenieure schon 
seit langem den Grundsatz vertreten, daß die Verkehrsnot 
in den Ballungsgebieten nicht durch Ausbau des Straßen­
netzes a 1 1 e i n , aber auch nicht durch Ausbau des 
Schienennetzes a 1 1 e i n zu lösen ist, sondern daß hier 
nur ein integriertes System b e i d e r Verkehrsträger Ab­
hilfe schaffen kann. Man darf also das Kind nicht mit dem 
Bad ausschütten, sondern man muß versuchen, durch Aus­
bau beider Verkehrssysteme eine Lösung der Probleme zu 
finden. Leider gibt es, wenigstens in absehbarer Zukunft, 
noch kein vergleichbares anderes Verkehrsmittel, das die 
unbestreitbaren Vorzüge des Autos, nämlich seine Unab­
hängigkeit, seine Bequemlichkeit, seine sofortige Verfüg­
barkeit sowie seine Möglichkeit der Flächenerschließung 
ersetzen kann. Wir müssen deshalb damit rechnen, daß 
das Auto auch weiterhin, vorläufig noch mit steigender 
Tendenz, gebraucht wird, so daß wir auch weiterhin 
Straßenbau betreiben müssen, wobei alles getan werden 
muß, um die unvermeidlichen Beeinträchtigungen möglichst 
gering zu halten und in den Verdichtungsgebieten ein ver­
nünftiges Verhältnis beider Verkehrssysteme zueinander 
herzustellen. 

2. Grundlagen für die Planung des Fernstraßennetzes 

Als Grundlage für die Planung von Verkehrswegen sind 
Verkehrsuntersuchungen erforderlich, um die aus den 
Wechselbeziehungen des täglichen Lebens heraus anfal­
lenden Transportaufgaben quanfüativ zu ermitteln und 
unter Berücksichtigung aller verkehrsrelevanter Faktoren 
in die Zukunft zu transponieren, um daraus konkrete Vor­
stellungen für die Befriedigung dieser Verkehrsbedürfnisse 
zu entwickeln. Der Bundesminister für Verkehr hat in einer 

großangelegten, mehrjährigen verkehrswissenschaftlichen 
Untersuchung unter Anwendung modernster wissenschaft­
li~her Me~hoden und unter maßgeblicher Betei ligung der 
Lander einen Bedarfsplan für das gesamte Bundesfern­
straßennetz aufgestellt, der nach Abstimmung auch mit den 
Landesplanungsbehörden als sog. „ Neuer Ausbauplan für 
die Bundesfernstraßen" seit 1. Januar 1971 dem Ausbau 
der Bundesfernstraßen, auch in unserem lande, zugrunde 
liegt. Für diesen Plan wurde eine eingehende Prognose 
über das zu erwartende Verkehrsaufkommen für das Jahr 
1990 erstellt und nach Maßgabe dieser Prognose eine 
Dringlichkeitsreihung erarbeitet, die die Grundlage für eine 
stufenweise Realisierung der Ausbauplanung darstellt. Ich 
komme bei der Behandlung der Fernstraßenzüge im Raum 
Stuttgart noch im einzelnen auf die Ausbauplanung nach 
diesem Ausbauplan zu sprechen. Ich möchte aber jetzt 
schon zur Darstellung der Größenordnung darauf hin­
weisen, daß nach dieser Prognose auf einem großen Teil 
der Fernstraßen im Raum Stuttgart mit einer Verkehrs­
belastung von täglich 20 000 Kfz/24h bis zu 50 000 Kfz/24h 
und mehr zu rechnen sein wird, was einen Ausbau dieser 
Straßen auf vier bzw. teilweise sogar sechs Spuren er­
forderlich macht. 

3. Regionalverkehrsplan Großraum Stuttgart 

Lassen Sie mich in diesem Zusammenhang etwas sagen 
über eine z. Zt. im Großraum Stuttgart laufende Verkehrs­
untersuchung, die sowohl hinsichtlich ihrer Größenordnung 
als auch hinsichtlich ihrer Zielsetzung absolutes Neuland 
betreten hat. Es handelt sich um den sog. „ Regionalver­
kehrsplan Großraum Stuttgart", der sich von den bisheri­
gen Verkehrsuntersuchungen einmal dadurch unterscheidet, 
daß hier größere zusammenhängende Gebiete in die Unter­
suchung einbezogen wurden, aus der Erkenntnis heraus 
daß die Verkehrsströme bekanntlich über das Gemeinde~ 
gebiet von großen Städten hinausgreifen und ein wesent­
liches Kriterium für die räuml ichen zusammenhänge von 
Siedlung und Wirtschaft darstellen. Zum anderen besteht 
das wesentliche Merkmal dieser Verkehrsuntersuchung 
darin, daß hierbei das gesamte Verkehrsnetz aus 
Straßen- und Schienenwegen unter Berücksichtigung 
raumordnerischer und landesplanerischer Gesichtspunkte 
gemeinsam untersucht wird. 

Der Großraum Stuttgart umfaßt das wirtschaftlich stärkste 
Gebiet in Baden-Württemberg, näm lich das Gebiet des 
Mittleren Neckarraumes sowie die Landkreise Reutl ingen 
und Tübingen und somit eine Fläche von beinahe 5000 km2, 
die durch etwa 4100 km klassif izierte Straßen erschlossen 
sind. 

Aus umfangreichen Befragungen der 2,5 Millionen Ein­
wohner dieses Raumes, von denen im Durchschnitt täglich 
über drei Millionen Fahrten durchgeführt werden>, wurden 
qualitative zusammenhänge von Struktur und Verkehr er­
mittelt. Daraus kann der künftig zu erwartende Verkehr 
berechnet werden. Die zweite hierfür notwendige Kom­
ponente, die Zahl der künftigen Einwohner und Arbeits­
plätze, wurde von den an der Untersuchung beteiligten 
Planungsverbänden und Gemeinden prognostiziert. Da­
durch ist gewährleistet, daß landesplanerische und raum­
ordnerische Überlegungen bereits in der Planungsphase in 
die Untersuchung eingehen und d ie Gestaltung des Ver-

• Kurzreferat vor dem Deutschen Rat für Landespflege am 2. Ok­
tober 1973. 
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kehrsnetzes beeinflussen können. Mit dem iterativen Pro­
zeß dieser Phase, bei dem sowohl das zu entwickelnde 
Verkehrsnetz als auch die Verteilung von Einwohnern und 
Arbeitsplätzen variabel sein kann, ist es möglich, eine opti­
male Auslastung des Gesamtverkehrsnetzes zu erreichen. 

Mit den Ergebnissen der abgeschlossenen Analyse und 
den von den regionalen Planungsgemeinschaften erarbei­
teten Prognosewerten für Einwohner und Arbeitsplätze des 
Planjahres 1990 werden z. Zt. die künftigen Verkeh rs­
mengen errechnet. Diese Verkehrsmengen stellen die 
Grundlage zur Gestaltung und Dimensionierung eines ge­
meinsamen Verkehrsnetzes für die beiden Verkehrssysteme 
Individualverkehr und öffentlicher Personennahverkehr dar. 
1 n verschiedenen Planungsfällen, die neben unterschied­
lichen Netzvarianten auch unterschiedliche Strukturmodelle 
oder eine Kombination .von beiden umfassen können, w ird 
ein Gesamtverkehrsnetz entwickelt und vorgeschlagen. das 
die künftig anfallenden Verkehrsmengen bewältigen soll. 

4 . Bes<ehendes und vorgesehenes Fernstraßennetz 

Ich darf Ihnen nunmehr anhand des neuen Ausbauplans 
einige Ausführungen über den derzeitigen Stand des be­
stehenden Fernstraßennetzes im Großraum Stuttgart und 
über die vorgesehenen bzw. bereits begonnenen Ausbau­
planungen vortragen. 

Das Fernstraßennetz im Raum Stuttgart kann man verein­
fachend in Ringstraßen und Radialstraßen einteilen. 

1. Ringstraßen 

Der sog. Mit t 1 er e R i n g wird durch die Bundes­
straßen 10, 29, 312, 312 a gebildet. Zur Schließung des Rin­
ges werden zusätzlich Landesstraßen benutzt. Dem Mitt­
leren Ring kommt als stadtnahe Verteilerschiene erheb­
liche Bedeutung zu. Der Teil des Mittleren Ringes im Zuge 
der B 10 im Nordwesten von Stuttgart befindet sich z. Zt. 
im Bau. Im nächsten anstehenden Bauabschnitt des 
Mittleren Ringes zwischen der B 10 und Waiblingen wird 
die Trasse zum Schutz der Bevölkerung und der Land­
schaft teilweise in Tunnellage geführt. Für die Fort­
setzung des Mittleren Ringes zwischen Waiblingen und der 
B 14 bei Stuttgart-Vaihingen betreiben die Straßenbauver­
waltung und die Stadt Stuttgart derzeit intensiv die Pla­
nung. Der ä u ß e r e R i n g besteht zunächst aus dem 
Tei lstück Mundeisheim-Leonberg der BAB Heilbronn-Sin­
gen, dem Teilstück Leonberg- Kirchheim/Teck der BAB 
Karlsruhe-Ulm und dem Teilstück Kirchheim/Teck- Mun­
deisheim der Neckar-Alb-Autobahn. Dieser äußere Ring 
dient zwar als BAB auch dem Fernverkehr, aber in beson­
ders starkem Maße vor allem dem Regionalverkehr. Er soll 
das Ballungsgebiet Stuttgart vom Durchgangsverkehr ent­
lasten und gleichzeitig die Funktion einer Verteilerschiene 
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Abb. 24: Ausbaustufen des Verkehrsstraßennetzes im Mittleren Neckarraum; Quel le: Ministerium für Wirtschaft, Mittelstand und 
Verl<ehr Baden-Württemberg 
1 = vorhanden, 2 = im Bau, 3 = 1. Dringlichkeit, 4 = II. Dringlichkeit, 5 = II I. Dringlichkeit 
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für die Bundesstraßen des Raumes östlich von Stuttgart 
übernehmen. Ich komme später noch auf die Probleme 
gerade dieses Regionalringes im einzelnen zu sprechen. 

Der äußere Ring wird e r weiter t durch die B 297, 28, 
27, 464 und 35. Ein Teilabschnitt im Bereich Böblingen wird 
jetzt gebaut. Er hat zunächst nur örtliche Bedeutung im 
Verdichtungsgebiet Böblingen-Sindelfingen. 

2. R a d i a 1 s t r a ß e n 

Die Autobahn Heilbronn-Stuttgart f indet ihre Fortsetzung 
nach Süden zum Bodensee. Sie wird voraussicht lich bis 
1977 auf dem Abschnitt Singen-Herrenberg fertiggestellt 
sein und findet zunächst ihre Fortsetzung (im Versatz) über 
die B 14, bis das Reststück bei Leonberg fertiggestellt sein 
wird (voraussichtlich nicht vor 1980). 

Bei der B 10 ist ein zweibahniger Ausbau aus dem Raum 
Mühlacker bis zur Anschlußstelle Stuttgart-Zuffenhausen 
der Autobahn Heilbronn-Stuttgart vorgesehen, wobei die 
alte Linienführung in etwa beibehalten werden soll. Fertig­
gestellt ist der anschließende Abschnitt von der Anschluß­
stelle bis nach Stuttgart-Zuffenhausen. Es folgt ein sehr 
aufwendiger Neubau durch d ichtbesiedeltes Gebiet, das 
eine Führung der B 10 als Hochstraße auf we ite Strecken 
bedingt; insbesondere am Kreuzungspunkt mit der B 14 
am Schwanenplatz. Der anschließende Abschnitt zwischen 
Stuttgart und Plochingen wurde in den vergangenen Jah­
ren ausgebaut. In diesen Tagen wird mit dem Ausbau des 
Plochinger Dreiecks, eines äußerst neuralgischen Knoten­
punktes, begonnen. Der autobahnmäßige Ausbau der B 10 
ist im Filstal mit Weiterführung bis Ulm vorgesehen. Dabei 
befindet sich die Umgehung Göppingen bereits unter Ver­
kehr. 

Während bei der B 14 die Abstimmung im Bereich Back­
nang im Zusammenhang mit der Linienfestlegung der 
Neckar-Alb-Autobahn noch im Gange ist, konnte die Um­
gehung Waiblingen in diesen Tagen mit dem Bau einer 
größeren Brücke über die Rems begonnen werden. Für 
die B 14 am südwestlichen Stadtausgang im Bereich Stutt­
gart-Vaihingen laufen z. Zt. die Bauarbeiten. Im Ansch luß 
an den bereits fertiggestellten Abschnitt Stuttgart-Vaihin­
gen bis Böblingen ist die B 14 in Richtung Autobahn 
Stuttgart-Singen im Bau. 

Für den zweibahnigen Ausbau der B 27 zwischen Bietig­
heim und Stuttgart ist die Planung und die Lösung der 
schwierigen Abstimmungsprobleme mit der Stadt Ludwigs­
burg und im Zusammenhang mit der Schnellbahntrasse 
Mannheim- Stuttgart im Gange. Am südlichen Stadtrand 
von Stuttgart wurde die B 27 bis Echterdingen ausgebaut. 
Zu den vorrangigen Projekten gehört der Weiterbau in 
Richtung Tübingen. Auf einer ersten Teilstrecke zwischen 
Echterdingen und Aich ist die B 27 im Bau; dabei wird die 
Gemeinschaftsstrecke mit der B 312 zwischen Bonlanden 
und Aich sechsspurig angelegt. Für den Weiterbau in 
Richtung Tübingen sind die Bauvorbereitungen weitgehend 
abgeschlossen. An die B 27 angeschlossen ist auch e;n 
zweibahniger Zubringer für Reutlingen im Zuge einer 
neuen B 313. 

Zwischen dem Remstal und Stuttgart besteht eine sehr 
in nige Verflechtung, die sich in dem starken Verkehr auf 
der B 29 zeigt. Deshalb ist auch ein zweibahniger Ausbau 
zwischen Stuttgart und Schwäbisch Gmünd geplant. Da­
von wurde in den letzten Jahren das Stück zwischen Fell­
bach und Großheppach z. T. als Gemeinschaftsstrecke mit 
der B 14 fertiggestellt. Im Bau ist ein Teilabschnitt, der 
ei ne Umgehungsstraße für Urbach und Plüderhausen dar­
stellt. Diese Umgehungsstraße bedeutet für die Bewohner 
eine ganz beträchtliche Erleichterung von den Beeinträch­
t igungen durch den Straßenverkehr. Für die übrigen Ab­
schnitte ist die Ausbauplanung weitgehend vorangetrieben 
worden. 

Als Verbindung des Mittleren Ringes mit dem Oberland 
und dem Raum Metzingen- Reutl ingen und insbesondere 
für den Erholungsverkehr dient der zweibahnige Neubau 
der B 312. Über den Linienverlauf dieser Strecke, aus­
genommen der Gemeinschaftsstrecke mit der B 27 zwi­
schen Beianden und Aich, die sich im Bau befindet, be­
stehen nur generelle Vorplanungen. 

Soviel zu den wichtigsten Fernstraßenplanungen im Groß­
raum Stuttgart. 

5. Konfliktspunkte (dargestellt am Beispiel der Nordost-
umfahrung von Stuttgart) 

Lassen Sie mich nun am Schluß noch auf die heiß disku­
tierte Planung der Neckar-Alb-Autobahn im Nahbereich von 
Stuttgart, den sog. „Nord-Ost-Ring" als besonders gravie­
rendes Beispiel dafür eingehen, wie schwer es ist, die 
Situation des Verkehrs und der von diesem Verkehr be­
troffenen Gebiete und Menschen zu verbessern, ohne nicht 
dadurch wieder andere Bereiche und Belange zu tan­
gieren. 

Aus der Sicht der Landesplanung und des Straßenbaues 
ist die Notwendigkeit einer neuen Autobahnverbindung 
nordöstlich von Stuttgart zwischen den bestehenden 
Strecken Heilbronn-Stuttgart bei Mundeisheim und Stutt­
gart- Ulm bei Kirchheim/Teck unumstritten. Sie hat in 
erster Lin ie die Aufgabe, den Autobahnring um den Groß­
raum Stuttgart zu schließen und damit den Durchgangs­
verkehr sowie den tangentialen Regionalverkehr vom Kern 
des Verdichtungsraumes abzuhalten, wie dies auch die in 
anderen Verdichtungsräumen geplanten bzw. bestehenden 
Autobahnringe bezwecken. Neben seiner Funktion als Be­
standteil der weiträumigen Fernverbindung Ruhrgebiet -
östliches Rhein-/ Maingebiet - Mittlerer Neckarraum mit 
Weiterführung in Richtung München soll der Nordostring 
vor allem als Verteilerschiene zwischen den strahlen­
fö rmig von Stuttgart nach Norden und Osten ausgehenden 
Autobahnen und autobahnartig auszubauenden Bundes­
straßen 14, 29 und 10 dienen und die an diesen Straßen­
zügen liegenden, stark verdichteten Siedlungsbänder unter­
einander verbinden. Die Forderung nach einem derartigen 
„ Regionalring" wird von den Planungsgemeinschaften 
Rems-Murr und Neckar-Fils schon seit Jahren erhoben, da 
im Nordosten von Stuttgart bisher keine leistungsfähigen 
tangentialen Straßenzüge vorhanden sind. 

Da die bestehenden und in Bebauungsplänen ausgewiese­
nen Wohngebiete bis an die Hänge der Berglen und des 
Sehurwaldes reichen, muß der Nordostring zwangsläufig 
über diese Höhenzüge geführt werden und das dazwischen 
l iegende Remstal kreuzen. 

Da der Anschluß der Neckar-Alb-Autobahn an die Auto­
bahn Karlsruhe-München östlich von Kirchheim wegen der 
geplanten Weiterführung dieser Autobahn im Zuge der 
B 297 / B 28 in Richtung Kehl/Straßburg und im Zuge der 
B 297 / B 312 / B 32 in den östlichen Bodenseeraum als 
Zwangspunkt angesehen werden muß, ist eine Umfahrung 
des Sehurwaldes und der Berglen nicht möglich. Vor allem 
aber wird eine gegenüber der vorgesehenen Linienführung 
weiter östlich ausholende Umfahrung kaum noch Wert für 
die dicht besiedelten Gebiete östlich von Stuttgart haben. 

Von den zahlreichen untersuchten Trassenvarianten der 
Neckar-Alb-Autobahn wurde diejenige in die engere Wahl 
gezogen und den Besprechungen mit den beteiligten 
staatlichen und kommunalen Stellen zugrunde gelegt, 
welche insgesamt die geringsten Eingriffe in die Land­
schaft erfordert und die wenigsten Wohngebiete tangiert. 
Die sehr schwierigen topographischen und geologischen 
Verhältnisse und die dichte Besiedlung, vor allem im 
Remstal, machen es allerdings unmöglich, eine Trasse zu 
finden, die den Verkehrsbedürfnissen gerecht wird, ohne 
andere öffentl iche oder private Belange zu berühren. 
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Ich darf dazu sagen, daß es wohl kaum eine Planung bei 
uns gibt, bei der gerade im Hinblick auf die hier auf­
tretenden Probleme des Umweltschutzes und des Land­
schaftsschutzes so viel Überlegungen, Untersuchungen und 
Planvarianten vorliegen, wie gerade bei dieser Planung. 
Als besonders schwieriger und kritischer Zwangspunkt hat 
sich dabei der Übergang über das Remstal westlich von 
Winterbach erwiesen. Gegen diesen Plan richten sich vor 
allem die Proteste der dortigen „Aktionsgemeinschaft für 
eine umweltgerechte Verkehrsplanung", weil bei der in 
etwa 70 m das Remstal überquerenden Lösung Auswirkun­
gen auf die betroffene Landschaft und auf die Wohn­
gebiete Im Remstal befürchtet werden-. 

Die von seilen des Naturschutzes als günstiger angesehene 
sog. „Tunneltrasse" , die das Remstal nur in ca. 10 bis 
15 m Höhe überquert, bringt aber erheblich stärkere Im­
missionen für das dichtbesiedelte Remstal als die vor­
gesehene, höhere „Brückentrasse" . Die Beeinträchtigungen 
bei der Tunneltrasse sind vor allem deshalb so groß, weil 
ein dort zu bauendes AB-Kreuz erfolgen müßte. Dem­
gegenüber dürften die Eingriffe in die Landschaft und ihre 
Erholungsfunktion bei der amtlichen Trasse erheblich klei­
ner sein, da diese Trasse weitgehend dem Gelände an­
gepaßt werden soll, wobei bei Hanglagen nach · Möglichkeit 
durch Staffelung der Fahrbahn bzw. durch Anschüttung 
von Erdwällen eine gute Abschirmung und Einfügung in 
die Landschaft möglich ist. 

Zur Beurteilung der zu erwartenden Emissionen hat das 
Autobahnamt sowohl ein Gutachten über die zu erwartende 
Geräuschsituation (Prof. Dr. Z e 1 1 e r) als auch ein Gut­
achten über die zu erwartenden Abgasverhältnisse (Klima­
tologiedirektor Schwa 1 b) in Auftrag gegeben. 

Als Beispiel für die Berücksichtgiung der Ergebnisse der 
Gutachten darf angeführt werden, daß das Autobahnamt 
aufgrund des Ergebnisses des Geräusch-Gutachtens z. 8. 
die Trasse, die zunächst östlich von Mannshaupten an 
einem Hang geführt wurde, westlich von Mannshaupten 
verlegt, wobei der dort vorhandene Höhenrücken mit einem 
Tunnel durchstoßen wird. Dies bringt für Mannshaupten 
bei noch vertretbaren Mehrkosten und geringen verkehr­
lichen Nachteilen einen erheblich besseren Lärmschutz. 
Im Bereich des Goldboden, etwa auf Höhe des Engelbergs, 
ist ebenfalls ein Tunnel vorgesehen. Dieser Tunnel soll 
einmal die Immissionen auf dem Engelberg (Walddorf­
schule) verringern und zum anderen das dort als Land­
schaftsschutzgebiet ausgewiesene Waldgelände weitgehend 
schonen. Der Gutachter konnte nunmehr bestätigen, daß 
sowohl für Mannshaupten wie auch für den Engelberg und 
sogar für ein Teilgebiet von Winterbach durch die o. a. 
Trassenänderungen Verbesserungen in bezug auf die 
Immissionen eingetreten sind. An Hand von Vergleichs­
messungen konnte er beweisen, daß unterhalb der ge­
planten Brücke über das Remstal mit einem Schallpegel in 
vertretbaren Grenzen gerechnet werden kann. 
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Auch im Bereich Necklinsberg - Königsbronnhof sowie im 
Bereich von Birkenweißbuch wurden bei der Detailplanung 
durch Verschwenken der Linie noch Verbesserungen der 
Geräuschsituation ermöglicht. 

Noch nicht befriedigend ist bis jetzt die Situation für Rohr­
bronn und für ein Teilgebiet von Hebsack, insbesondere 
des Teils von Rohrbronn, der direkte Sichtverbindung auf 
die Autobahnbrücke hat. Die Lösung dieses Problems 
hängt noch von generellen Untersuchungen der Bundes­
anstalt für Straßenwesen über Möglichkeiten von Lärm­
schutz,maßnahmen auf Brücken ab, wobei wir uns bemühen 
werden, alles nur denkbar Mögliche zu tun, um die Beein­
trächtigungen abzumindern. 

Die Untersuchung über die Autoabgase ergab, daß von 
keiner der vom Autobahnamt untersuchten Trassen eine 
besonders starke Abgasimmission zu erwarten ist. Die zu 
erwartende Schadstoffkonzentration ist bei der Hochbrücke 
am geringsten, weshalb der Gutachter der Brückentrasse 
den Vorzug gegeben hat. Selbst bei Windstille werden 
sich nach dem Gutachten durch die hohe Geschwindigkeit 
der Autos die Abgase bereits im unmittelbaren Brücken­
bereich so mit der umgebenden Luft verwirbeln, daß die 
auf das Tal einwirkende Konzentration weit unter den zu­
lässigen Werten liegen wird. 

Alle diese Untersuchungen, Überlegungen und Einholung 
von Gutachten sollen Ihnen zeigen, daß die planenden 
Stellen intensiv bemüht sind, alles zu unternehmen, um 
eine optimale Trasse mit noch erträglichen Umweltbeein­
trächtigungen zu finden. 

6. Schluß 

Lassen Sie mich zusammenfassend feststellen, daß gerade 
der Großraum Stuttgart als Verdichtungsraum mit all den 
damit zusammenhängenden Problemen ein gutes Beispiel 
dafür bietet, wie hier versucht wurde, auf der einen Seite 
dem immer stärker werdenden Verkehrsdruck gerecht zu 
werden und durch Straßenplanung eine Entlastung der 
hoffnungslos überfüllten Verkehrsstraßen mit allen nach­
teiligen Folgen für die Anlieger zu bewirken und auf der 
anderen Seite dabei die ebenfalls berechtigten Belange 
des Umwelt- und Landschaftsschutzes und der baulichen 
Entwicklung bestmöglich zu berücksichtigen. Ich hoffe, daß 
Sie aus meinen Ausführungen entnehmen konnten, daß 
sich die Straßenplaner unendl ich viel Mühe geben, um 
ihrer Aufgabe, nämlich die Verkehrsprobleme vor allem 
auch in den Ballungsgebieten zu lösen, nachzukommen, 
dabei aber auch die ernsten Belange des Umwelt- und 
Landschaftsschutzes soweit wie möglich zu berücksichtigen. 
Beispiele bisher gebauter oder z. Zt. im Bau befindlicher 
Bundesfernstraßen, auch in unserem Land, sind ein 
Zeugnis dafür, daß es durchaus möglich ist, Fernstraßen 
mit einem Minimum an Eingriffen in die Landschaft und 
an Beeinträchtigungen der Umwelt und trotzdem mit einem 
Maximum an Entlastungsfunktion und an verkehrlicher 
Wirksamkeit zu planen und zu bauen. 



F. F ischer 

Notwendigkeit und Trassenführung der Neckar-Alb-Autobahn 

1. Notwendigkeit der Neckar-Alb-Autobahn 

Ein Blick auf eine Straßenkarte des Bundesgebietes - ich 
empfehle die ADAC-Reisekarte 1972 für Deutschland im 
Maßstab 1 : 750 000, in welche die vorhandenen und die 
im Bau befindlichen zweibahnigen Bundesfernstraßen (Bun­
desautobahnen und Bundesstraßen) eingetragen sind, zeigt 
alarmierend, in welch augenfälliger Weise das Gebiet der 
Stadt Stuttgart als Zentrum des Mittleren Neckarraumes 
und Mittelpunkt eines besonders stark verdichteten Bal­
lungsraumes im Vergleich zu den Gebieten der Städte 
Mannheim-Ludwigshafen, Wiesbaden, Nürnberg, München, 
Köln, Düsseldorf und Dortmund hinsichtlich des Neubaues 
von zweibahnigen Bundesfernstraßen vernachlässigt wor­
den ist. Ich bin daher der Auffassung, daß in den von der 
Bundesregierung für das Land Baden-Württemberg in den 
70er Jahren in Aussicht genommenen Schwerpunkt des 
Autobahnbaues der Neubau von zweibahnigen Bundes­
straßen im Bereich des Großraumes Stuttgart einbezogen 
werden muß, also in erster Linie der Neubau des ersten 
Bauabschnittes des Nord-Ost-Ringes von Stuttgart im Zuge 
der Bundesstraßen Nr. 3·12 und 29, der in der genannten 
ADAC-Karte als „in Planung befindliche autobahnähnliche 
Straße" eingetragen ist. Dieser erste Bauabschnitt des 
Nord-Ost-Ringes zweigt von der zweibahnigen B 10 beim 
Heizkraftwerk Stuttgart ab, umfährt Fellbach im Südosten, 
verläuft zwischen Fellbach und Waiblingen, überquert das 
Neckartal südlich von Aldingen, verläuft weiter zwischen 
Stuttgart-Stammheim und Stuttgart-Zuffenhausen und er­
reicht die zweibahnige B 10 wieder nordwestlich von Stutt­
gart vor deren Einmündung in die Autobahn Stuttgart-Heil­
bronn. Dieser in der ersten Dringlichkeitsstufe vorgesehene 
erste Bauabschnitt des Nord-Ost-Ringes von Stuttgart 
würde die entsc heidende Entlastun .g des 
Stadtgebietes von Stuttgart bringen und in Verbindung mit 
der zweibahnigen B 10, Stuttgart-Plochingen und der teil­
weise (Plochinger Dreieck) schon im Bau befindlichen zwei­
bahnigen B 313, Plochingen-Autobahnanschlußstelle Wend­
lingen einen zweibahnigen, s t ad t n a h e n A u t o -
b a h n - bzw. B u n des s traß e n r i n g um St·uttgart 
herstellen, wie er bei den genannten Großstädten schon 
seit längerer Zeit vorhanden ist. Diese durch den Nord­
ost-Ring von . Stuttgart zu erzielende dringend notwendige 
Entlastung des Stadtgebietes von Stuttgart und die ebenso 
dringend notwendige Verbesserung der Verbindung zwi­
schen dem Neckartal (B 10) und dem Remstal (B 29) sowie 
dem Raum Waiblingen-Winnenden-Backnang (B 14) und 
der Verbindung zwischen dem Remstal (B 29) uoo der 
Autobahn Stuttgart-Heilbronn und damit auch der Auto­
bahn Stuttgart-Karlsruhe ist von. der geplanten Neckar­
Alb-Autobahn n i c h t zu erwarten, da diese vom Stadt­
gebiet Stuttgart vief zu weit entfern.! verläuft (geringster 
Abstand der Neckar-Alb-Autobahn von der Stadtmitte 
Stuttgart 25 km). 

Die immer wieder zu hörende Meinung, der Bau der 
Neckar-Alb-Autobahn und die Einreihung dieses Baues in 
die erste Dringlichkeitsstufe sei in· erster Linie d·eswegen 
notwendig, weil damit ein zweibahniger Autobahnring um 
den Großraum Stuttgart hergestellt und eine Entlastung 
.dieses Raumes vom Durchgangsverkehr erzielt würde, ist 
daher nach meiner Auffassung keinesfalls stichhaltig. Eben­
sowenig stichhaltig ist die Begründung für die Neckar-Alb­
Autobahn, ·der Raum Backnang und das obere Remstal 
(Aalen - Schwäbisch Gmünd - Schorndorf) würden durch 
diese Autobahn besser mit der Autobahn Stuttgart- Heil­
bronn und Karlsruhe-Stuttgart-München verbunden. Der 

Raum Backnang wird in hervorragen.der Weise durch den 
bereits in Angriff genommenen Neubau der zweibahnigen 
B 14, Waiblingen-Backnang und den oben erwähnten 
zweibahnigen stadtnahel'l Straßenring um Stuttgart mit den 
Autobahnen Stuttgart-Karlsruhe und Stuttgart-München 
verbunden; für die Verbindung mit der Autobahn Stutt­
gart- Heilbronn :steht eine schon vor dem Krieg neu ange­
legte Zubringerstraße zur Autobahnanschlußstelle Mundeis­
heim zur Verfügung, die mit einem verhältnismäßig ge­
ringen Kostenaufwand den heutigen Bedürfnissen ange­
paßt werden kann. 

Der durch das Remstal (B 29) verlaufende Durchgangs­
verkehr sowie der Ziel- unrd Quellverkehr dieses Raumes 
ist im wesent·lichen in Richtung Stuttgart und weiter in 
Richtung Autobahn Stuttgart-Karlsruhe und Stuttgart-Heil­
bronn orientiert. Diese Verkehrsverbindung wird ebenfalls 
in hervorragender Weise ohne nennenswerte Steigungen 
durch .die teilweise schon ausgebaute B 29 und den Nord­
ost-Ring von Stuttgart her.gestel lt. Im übrigen könnte der 
Verkehr aus dem oberen Remstal die in etwa 70 m Höhe 
das Remstal überquerende Neckar-A lb-Autobahn und da­
mit die Autobahn Stuttgart-Heilbronn nur über eine völlig 
neu anzulegeooe verhältnismäßig lange und ste·ile Zu­
bringerstraße westlich von Schorndorf erreichen, wobei er­
hebliche verlorene Steigungen in Kau.f genommen' werden 
müßten. Unter Berücksichtigung dieser schwierigen topo­
graphischen Verhältnisse erscheint es frag lich, ob d ie 
Neckar-Alb-Autobahn bei einem Vorhandensein einer durch­
gehend zweibahnigen B 29 und dem Nord-Ost-Ring von 
Stuttgart von -dem Verkehr aus .dem oberen Remstal über­
haupt al'lgenommen wür<:le. Es <:larf noch bemer.kt werden, 
daß für eine neue, anbau- ·und kreuzungsfreie Landes­
straße zwischen der B 29 östlich von Schorndorf und der 
B 14 bei Backnang bereits ein von den betroffenen· Ge­
meinden im wesentlichen gebilligter Vorentwurf vorliegt. 
Diese etwa 16 km ~ange neue Straße könnte mit einem 
durchaus vertretbaren Kostenaufwand, sofern die erforder­
lichen Mittel bereitgestellt würden, sehr rasch verwirkl icht 
werden, so daß für den nicht übermäßig starken Verkehr 
zwischen dem oberen Remstal und der Autobahnanschluß­
stelle Mundelsheim der Autobahn Stuttgart- Heilbronn in 
Verbindung mit der bereits oben erwähnten Zubringer­
straße Backnang-Mundeisheim ein durchgehender und 
leistungsfähiger Straßenzug zur Verfügung stehen würde. 
Dieser Straßenzug wü rde im übrigen die Ersch ließungs­
funktion für dieses Gebiet infolge seiner zahl reichen Ver­
knotungen mit dem bestehenden Straßennetz wesentlich 
besser erfüllen als die Neckar-Alb-Autobahn. 

Das Problem einer besseren Straßenverbindung zwischen 
dem oberen Remstal und dem Filstal (Raum Göppingen) 
soll ohnehin durch einen besonderen Straßenneubau ge­
löst werden. Mit der nicht besonders vordringlichen Lösung 
dieses Problems kann daher die Notwendigkeit der Neckar­
Alb-Autobahn ebenfalls nicht begründet werden. 

Schl ießlich muß noch erwähnt werden, daß die Notwendig­
keit des Baues der Neckar-Alb-Autobahn auch nicht damit 
begründet werden kann, daß die Autobahn Heilbronn­
Stuttgart und Stuttgart-Anschlußstelle Aichelberg ins­
besondere nach einer durchgehenden Fertigstellung der 
Autobahn Würzburg-Heilbronn-Stuttgart- westlicher Bo­
densee in den nächsten Jahren dem zu erwartenden Ver­
kehrsaufkommen nicht mehr gewachsen sei und deswegen 
bedürfe es einer Entlastung durch die Neckar-Alb-Autobahn. 
Dazu ist einmal zu bemerken, daß mit dem sechsspurigen 
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Ausbau dieser beiden Autobahnstrecken bereits begonnen 
wurde, so daß sie nach Fertigstellung dieser Arbeiten für 
das zu erwartende zusätzliche Verkaufsaufkommen in ab­
sehbarer Zeit ausreichen werden. Zum anderen soll nach 
einer Äußerung von Prof. Bö h r i n g er die Neckar-Alb­
Autobahn mit nur 10- 12 % dem weitreichenden Durch­
gangsverkehr Entlastung bringen. 

2. Trassierung der Neckar-Alb-Autobahn 

Für eine Verbindung der Autobahn Heilbronn-Stuttgart 
(abzweigend nördlich der AS. Mundeisheim) und der Autc­
bahn Stuttgart-Ulm (einmündend zwischen der AS. Kirch­
heim/Teck und der AS. Aichelberg) als Teilstrecke e;ner 
zusätzlichen Autobahn vom Ruhrgebiet über Frankfurt/Main 
und Stuttgart nach München stellt die vom Autobahnamt 
vorgesehene Linienführung von den in Frage stehenden 
Lösungen unter Berücksichtigung aller Gesichtspunkte die 
bestmögliche dar. Dem Problem des Umweltschutzes muß 
durch wirksame straßenbautechnische Maßnahmen (tiefe 
Einschnitte, Vertunnelung oder Überdeckung) Rechnung 
getragen werden. 

3. Zusammenfassung 

1. Im Großraum Stuttgart muß bezüglich des Neubaues 
zweibahniger Bundesfernstraßen dem Bau des 1. Bauab­
schnittes des Nord-Ostringes von Stuttgart im Zuge der 
B 312 und B 29 ein absoluter Vorrang eingeräumt werden. 
Dam it würde in Verbindung mit der vorhandenen zweibahni­
gen B 10, Stuttgart-Plochingen und der teilweise schon 
im Bau befindlichen zweibahnigen B 313, Plochingen­
Wendlingen ein stadtnaher zweibahniger Autobahn- bzw. 

Bundesstraßenring geschaffen, wie er für zahlreiche an­
dere Großstädte schon seit längerer Zeit vorhanden ist. 

2. Der durch die geplante Neckar-Alb-Autobahn entste­
hende Autobahnring um den Großraum Stuttgart würde 
für diesen Raum keine nennenswerte Entlastung bringen, 
da die Neckar-Alb-Autobahn zu weit vom Gebiet der Stadt 
Stuttgart entfernt verläuft. 

3. Bei der gegenwärtigen und voraussichtlich auch in ab­
sehbarer Zeit nicht vorausschaubaren Weiterentwicklung 
des Individualverkehrs kann die Notwendigkeit für eine 
Weiterführung der sog. Sauerland-Autobahn durch den 
Odenwald und durch Baden-Württemberg zum Zwecke 
einer zusätzlichen Verbindung der großen Ballungsräume 
Ruhrgebiet, Frankfurt/Main, Stuttgart und München nicht 
anerkannt werden. Die Planung dieser zusätzlichen Auto­
bahn ist offenbar auf eine vor einigen Jahren gestellte 
Forderung des damaligen Bundesverkehrsministers L e -
b er zurückzuführen und zwar dahingehend, daß die Er­
gänzungen des bestehenden und im Bau befindlichen 
Autobahnnetzes so zu planen seien, daß künftig keine 
größere Stadt mehr als 35 km von einer Autobahn entfernt 
liegen soll. Diese Forderung dürfte nach den heutigen 
Überlegungen nicht mehr aufrechterhalten werden können. 
4. Sofern auf diese zusätzliche Autobahn zwischen dem 
Ruhrgebiet und München vorerst nicht verzichtet werden 
sollte, muß die Neckar-Alb-Autobahn als Teilstrecke dieser 
zusätzlichen Autobahn wegen ihres aus topographischen 
Gründen u n g e wö h n 1 ich hohen Kostenau f -
wand es, ihrer sehr geringen Bedeutung für eine Ent­
lastung des Großraumes Stuttgart und der unüberschau­
baren weiteren Entwicklung des Individualverkehrs in 
d i e 2. o d e r 3. D r i n g 1 i c h k e i t s s t u f e z u r ü c k -
g e s t u f t w e r d e n. 

Abb. 26: Der geplante Trassenverlauf der Neckar-Alb-Autobahn zwischen Sehurwald und Berglen (Fotomontage). Im Hintergrund 
rechts die Einmündung des Zubringers aus dem Remstal. Im Vordergrund links sol l nach neuesten Planungen die Autobahn 
im Tunnel geführt werden. 
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H. Scheer er 

Die Auswirkungen des Fernstraßenbaus und des Fernverkehrs 
auf die natürliche Umwelt * 

Es dürfte wohl kaum ein Teilnehmer dieser Sitzung den 
Bericht des „Clubs von Rom" zur Lage der Menschheit 
nötig gehabt haben, um zu erfahren, daß wir uns bei Fort­
dauern des bevölkerungsmäßigen und wirtschaftlichen 
Wachstums der Belastungsgrenze und damit dem Zusam­
menbruch des ökologisch-ökonomischen Systems unseres 
Planeten nähern. Von den Biologen und Ökologen wurde 
dies schon lange vorausgesagt, aber der Mensch unserer 
Zeit glaubt nun einmal der Hochrechnung des Computers 
mehr, als der vorausschauenden Logik denkender Men­
schen. Das hindert nicht, daß wir außerordentlich dankbar 
für den Bericht über „ Die Grenzen des Wachstums" sind. 
Wie keine andere Veröffentlichung hat er die Gefahren 
bekannt gemacht, die unser Dasein bedrohen, nicht zuletzt 
auch bei den verantwortlichen Politikern. Ich darf die 
Kenntnis des Inhaltes dieser Veröffentlichung in diesem 
Kreis voraussetzen. 

Es ist eine Binsenwahrheit, daß die Entwicklung und Förde­
rung des Verkehrs d i e wichtigste Voraussetzung für das 
wirtschaftliche Wachstum ist. Soll die Wirtschaft eines Lan­
des gefördert werden, dann ist das erste, daß Straßen 
gebaut oder auf einen modernen Stand gebracht werden. 
Im vorigen Jahrhundert war es die Eisenbahn, die das 
Industriezeitalter einleitete und den wirtschaftlichen Auf­
schwung der Industrie-Nationen ermöglichte. Heute, im 
Zeitalter des Kraftwagens, sind es neben Flugzeugen und 
Fluglinien in erster Linie die modernen Autostraßen - vor 
allem die Autobahnen -, die das Wirtschaftswachstum 
weiter vorantreiben. Deshalb sind es ja auch vornehmlich 
die Kräfte der Wirtschaft, die den verstärkten Ausbau des 
Fernstraßennetzes fordern und bei den politischen Ent­
scheidungsgremien und Verwaltungsinstanzen durchsetzen. 
Mir ist nun die Aufgabe gestellt, über die Auswirkung der 
Fernstraßen auf die natürliche Umwelt zu referieren. Das 
ist insofern nicht einfach, als darüber exakte Daten nur 
wenig vorhanden oder zumindest mir nicht bekannt sind. 
Ich bin deshalb mehr auf allgemeine Überlegungen an­
gewiesen. 

Lassen Sie mich zunächst ausgehen vom F 1 ä c h e n v e r -
brauch. Laut Umweltprogramm der Bundesregierung 
werden z. Zt. in der BRD pro Tag durchschnittlich 125 ha 
freie Landschaft durch Überbauung verbraucht. Das sind 
der Fläche nach täglich gute 15 Bauernhöfe mittlerer 
Größe, die der Überbauung zum Opfer fallen. Im Jahr ist 
das eine Fläche, die der Größe des Bodensees nahe­
kommt. 2/ 3 des Flächenverbrauchs entfallen auf Siedlung 
und Industrie, mehr als 1/ 4 jedoch auf den Straßenbau. Die 
bis 1985 fertigzustellenden 5000 km Autobahnen erfordern 
bei einer angenommenen Breite von 30 m einen Flächen­
bedarf von 150 km2. Nehmen wir unter Berücksichtigung 
des Lärms und der Abgase einen Schadstreifen links und 
rechts der Fahrbanh von nur je 50 m an - er könnte 
wesentlich höher angesetzt werden -, so ergibt sich ein 
Flächenausfall von 650 km2, also auch wieder eine Fläche, 
die größer ist als der Bodensee (540 km2). 

Bedenken Sie nun, daß diese Autobahnen weitere Be­
lastungen der Landschaft im Gefolge haben - Stein- und 
Kiesabbau, Erdablagerung, vor allem aber die Anheizung 
des Industrie- und Siedlungsbaus -, dann sehen Sie, daß 
wir uns in einem Teufelskreis befinden, den wir irgendwo 
einfach durchbrechen m ü s s e n. 

Wenn man bedenkt, daß die freie grüne Landschaft unter 
den Naturgütern mit weitem Abstand den ersten Rang ein-
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nimmt - sei es als land- und forstwi rtschaftlicher Produk­
tionsraum, als Sauerstoffspender durch die Photosynthese 
der Pflanzen, als Regulator für den Wasserhaushalt, als 
ökologischer Ausgleichs- und Regenerationsraum fü r die 
freilebende Tier- und Pflanzenwelt und nicht zuletzt als 
Erholungsraum für den Menschen - , so ist der durch den 
Autobahnbau hervorgerufene Flächenverlust doch wohl das 
am schwersten wiegende Problem. 

Nun habe ich die anderen Probleme soeben schon ange­
deutet. Zunächst ein Wort zum W a 1 d. Betrachten Sie die 
Autobahnplanungen, so stellen Sie fest, daß dafür - wo 
irgend möglich - der Wald in Anspruch genommen wird . 
Bei der Neckar-Alb-Autobahn ist das geradezu beispiel­
haft der Fall, ähnlich ist es aber auch bei der Odenwald­
trasse, bei der West-Ost-Linie im südlichen Schwarzwald 
von Freiburg nach Donauesch ingen, bei den Bodensee­
t rassen. Das ist von der Planung her verständlich, denn 
die landwirtschaftlichen Flächen erscheinen eben doch 
noch lebensnotwendiger, die Beeinträchtigung der Sied­
lungen durch Lärm und Abgase wird durch den Wald abge­
schwächt und der Grunderwerb ist beim Wald am leichte­
sten, da man es hier nicht mit so vielen Grundbesitzern 
zu tun hat. Oft ist der Staat ja selbst der Grundbesitzer, 
der Grunderwerb also problemlos. De fakto ist der Wald 
damit die Flächenreserve fü r die Verkehrsbauten - leider 
nicht nur für diese, wie wir dies gerade im Stuttgarter 
Raum an zahllosen Beispielen sehen. 

Die Zeit erlaubt es nicht, und es ist in diesem Kreise ja 
auch nicht nötig, ein Plädoyer für den Wald zu halten. Sie 
alle wissen, daß er nicht nur als Holzproduzent, sondern 
als wichtigster Ausgleichsfaktor für das Klima und den 
Wasserhaushalt von eminenter Bedeutung ist, daß er als 
Fluchtraum nicht nur für einen Großteil der wildlebenden 
Tier- und Pflanzenwelt, sondern heute auch mehr denn 
je für den erholungssuchenden Menschen unersetzlich ist. 
Es ist geradezu vermessen, ihn hauptsächlich als Reserve­
fläche für bauliche Expansion zu betrachten, seien es 
Siedlungen, Industrieanlagen, Nah- und Fernstraßen, Flug­
plätze, militärische Anlagen usw., und ihn so von Jahr zu 
Jahr weiter zu verwirtschaften. Oft wird bei dieser Rech­
nung entgegengehalten, daß es so schlecht um den Wald 
ja nicht stehe, da die Fläche des Waldes in der BRD 
zunehme. Es mag nicht bestritten werden, daß dies rein 
zahlenmäßig .z Zt. richtig ist. Aber Sie wissen, daß Wald 
nicht gleich Wald ist. Ein Fichten reinbestand ist nun einmal 
mit einem standortgemäßen naturnahen Wald nicht zu 
vergleichen; er ist für die Landschaft und den Natur­
haushalt ein zweifelhafter Gewinn, und außerdem vollzieht 
sich dieser Waldzuwachs meist dort, wo es sowieso genug 
Wald gibt, ein Mehr an Wald also ökologisch bedeutungs­
los ist. Um so wichtiger ist der Wald jedoch im Bereich der 
Ballungsräume und der Erholungslandschaften. Es ist in 
diesem Zusammenhang auffallend, daß der Widerstand 
gegen die Autobahn-Trassierungen gerade dort am stärk­
sten ist, wo Erholungswälder auf dem Spiele stehen, sei 
dies hier im Bereich der Neckar-Alb-Autobahn, sei es im 
Odenwald, sei es im Raum südlich von Pforzheim oder 
im südlichen Schwarzwald, in der Pfalz und z. T. auch be( 
den Bodenseetrassen. Diese Erholungswälder werden durch· 
die Autobahnen nun eben zerstückelt, und die Teilstücke 

• Kurzreferat vor dem Deutschen Rat für Landespflege am 2. Ok­
tober 1973. 



sind dann zu klein, so daß sie als Erholungsflächen keinen 
Wert mehr haben. 

Daß die breiten Waldschneisen der Autobahn-Trassen be­
vorzugte Angriffsflächen für den Wind darstellen, so daß 
es hier zusätzlich zu Windbruchschäden kommt, ist eine 
weitere Belastung für den Wald durch die Autobahnen. 

Lassen Sie mich nun noch auf einige andere Punkte ein­
gehen. Wie Sie wissen sind wir in großer . Sorge um die 
Erhaltung des natürlichen Charakters unserer Ge w ä s -
s e r. Gerade hier im Bereich der geplanten Neckar-Alb­
Autobahn haben wir in den Berglen und im Sehurwald 
noch einige natürliche Bäche mit sauberem, klarem, kaltem, 
sauerstoffreichem Wasser, an welchem z. B. die Wasser­
amsel lebt und brütet, in welchem die Bachforelle, der 
Steinkrebs und viele andere Kaltwasserpflanzen und -tiere 
leben, kurzum, wo die so interessante Lebensgemeinschaft 
des Gebirgsbachs noch zu Hause ist. Jedoch auch eine 
Autostraße produziert Abwasser und benötigt ihren Vor­
fluter. Ölreste und Gummiabrieb, am Straßenrand ver­
wendete Herbizide, vor allem aber im Winter das Streu­
salz gelangt in die Bäche und belastet das Wasser der 
Vorfluter. Wie schnell und wie stark sich dies auf die 
Lebensgemeinschaften dieser Bäche auswirkt, wäre eine 
genauere Untersuchung wert. Bei der Verknappung von 
Trinkwasser dienen diese Bäche auch als letzte Trinkwas­
serreserven. Das werden sie nicht mehr sein können, wenn 
sie durch 01 und Salz verdorben sind. Dazu kommt das 
Abwasser der Parkplätze, wo sanitäre Anlagen ja ein dring­
liches Gebot der Stunde sind, und die z. T. ja auch ge­
baut werden, jedoch an moderne Kläranlagen in der Regel 
nicht angeschlossen werden können. 

Durch die Betonierung der Trasse und die sich dadurch 
ergebende oberflächige Ableitung des Niederschlagwas­
sers kommt es sowohl im freien Gelände wie im Wald 
natürlich auch zu entsprechenden Grundwasserverlusten, 
was sich im Wald besonders stark auswirkt. Dieser ist ja 
bekanntlich ein besonders guter Grundwasserspeicher. Auf 
den kahlen Autobahntrassen ist die Verdunstung jedoch 
besonders groß, zusätzlich verstärkt noch durch die Luft­
wirbel des Fahrzeugverkehrs. Autobahnen sind also starke 
Grundwasserschädiger, sowohl der Menge nach wie auch 
nach der Qualität, denn die Schadstoffe, insbesondere 
Ölreste, gelangen z. T. natürlich auch in das Grundwasser. 
Zum Qualitätsverlust des Wassers gesellt sich die Steige­
rung der Hochwassergefahr, denn selbstverständlich ergibt 
sich auf den Betonflächen der Straßen bei starken Regen­
fällen ein maximaler, oberflächiger Wasserabfluß, der das 
Wasser auf schnellstem Wege in die Vorfluter führt und 
diese schlagartig anschwellen läßt. Die schweren Hoch­
wässer der vergangenen Jahre bei Neckarsulm und am 
unteren Neckar dürften mindestens zum Teil darin ihre 
Ursache haben. 

Ein Wort zu den E m iss 1 o n e n. Daß sich das Blei auf 
den im Bereich der Autoabgase wachsenden Pflanzen 
absetzt und z. T. auch von ihnen aufgenommen wi rd, so 
daß sich gärtnerische und landwirtschaftliche Kulturen 
sowie Weidebetrieb entlang der vlelbefahrenen Straßen 
verbieten, iP.t wohl allgemein bekannt. Hoffen wir, daß 
man dieses Problem durch die vorgesehenen Bleivor­
schriften für Kraftstoffe Herr wird. Die Bemühungen der 
Industrie, aus Wirtschaftlichkeitsgründen diese Bestim­
mungen zu durchlöchern, stimmen uns allerdings nicht sehr 
hoffnungsvoll! Außerdem ist zu bedenken, daß das bereits 

Abb. 27: Die geplante Remstalüberquerung der Neckar-Alb-Autobahn (Fotomontage) 
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emittierte Blei nicht mehr abgebaut werden kann und 
somit im Naturkreislauf weitergeschleppt werden muß. 

Neben der Emission von Kohlenmonoxid, das schon in 
geringen Mengen eine große Gefahr für Mensch und Tier 
bedeutet, sind in den Abgasen giftige Stickoxide und Koh­
lenwasserstoffe enthalten, deren schädliche Auswirkungen 
auf die Organismen - ob Pflanze, Tier oder Mensch -
noch gar nicht im einzelnen faßbar sind. Wie mir berichtet 
wurde, kamen die Eier von im Walde horstenden Vögeln 
in einer Entfernung von 200 m von der Autobahn nicht 
mehr zum Schlüpfen; es liegt nahe, die Emissionen der 
Kraftfahrzeuge dafür verantwortlich zu machen. Wie - so 
muß man sich fragen - werden sich diese Emissionen 
dann auf den Menschen auswirken? Leider wissen wir 
darüber viel zu wenig. Sicher sind diese Belastungen 
der Atmosphäre dort besonders bedenklich, wo Auto­
bahnen an Ortschaften vorbeiführen, wie das z. B. bei der 
Neckar-Alb-Autobahn im Bereich des Remstals und auf 
den Berglen leider der Fall ist. Hier kann sich die zusätz­
liche Belastung durch die Autobahn durchaus so auswirken, 
daß die derzeit zulässigen Höchstwerte überschritten wer­
den. Nach unseren Berechnungen ist das für einige Ge­
meinden im Remstalbereich durch die Neckar-Alb-Autobahn 
auch tatsächlich der Fall. Selbstverständlich kann auch im 
Wald dort von keiner Erholungsfunktion mehr die Rede 
sein, wo dieser unter dem Einfluß schädlicher Autoabgase 
steht. 

Vom L ä r m wissen wir, daß er für den Menschen nicht 
nur lästig, sondern auch gesundheitsschädlich ist, nach 
neueren Untersuchungen offenbar mehr, als man gemein­
hin annimmt. Der durch Kraftfahrzeuge verursachte Lärm 
hat bekanntlich zwei verschiedene Entstehungsursachen. 
Einerseits ist es das Motorgeräusch, das vor allem bei 
bergfahrenden schweren Lastern besonders stark und 
lästig ist; zum anderen ist es das Reibungsgeräusch der 
Reifen am Boden, das bei schnellaufenden Fahrzeugen 
dominiert und mit der Geschwindigkeit zunimmt. Darauf 
beruht vor allem die durch Autobahnen verursachte Lärm­
belästigung. Der Lärmteppich ist je nach der topographi­
schen Lage sehr verschieden breit. Legt man die für Wohn­
gebiete gültigen Werte zugrunde (50 dB (A) bei Tag, 35 dB 
(A) bei Nacht), dann ergibt sich ein Lärmteppich von ca. 
1-2 km entlang der Autobahn. Es ist keine Frage, daß 
nicht nur der Mensch, sondern auch viele gerade der 
empfindlicheren Tiere durch den Lärm aus dem Bereich 
der Autobahn vertrieben werden. Die ihnen verbleibende 
Freifläche wird sowieso immer stärker eingeengt und 
durch die Autobahn mit ihrer Lärmzone wird dies ganz 
wesentlich verstärkt. 

überhaupt sollten wir die Beeinträchtigung der freileben­
den Tier - u n d Pf 1 an z e n w e 1 t durch die Fern­
straßen nicht unterschätzen. überfahrene Tiere (Rehe, 
Hasen, Igel, zerschmetterte Vögel usw.) sind für jeden 
Autofahrer dafür ein beredtes Zeugn is. Ein besonderes 
Problem ist in diesem Zusammenhang das Massensterben 
von Fröschen und Kröten im Frühjahr, wenn diese auf ihren 
Wegen zu den Laichplätzen über die Straßen ziehen, wo­
durch ja auch die Autofahrer wegen der Glitschigkeit der 
überfahrenen Tiere selbst gefährdet sind. Erfreulich ist, 
daß mancherorts - von der Schweiz ist mir das bekannt -
an den Laichwegen der Amphibien arbeitsaufwendige und 
kostspielige Maßnahmen zu ihrem Schutz vor dem Straßen­
tod getroffen werden. 

Wenn man sich in seiner Heimat einigermaßen auskennt, 
dann weiß man auch, daß durch Autobahnstraßen die 
wildlebende Pflanzenwelt gefährdet und immer weiter 
zurückgedrängt wird. Die Neckar-Alb-Autobahn wird z. B. 
im Bereich der Berglen den einzigen, in Fachkreisen seit 
langem bekannten Fundort der Türkenbundl i lie, ferner 
einen wichtigen Fundort der Purpurorchis - dieser schön-
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sten und größten, zugleich leider auch seltenen einheimi­
schen Orchidee - voraussichtlich vernichten. Ferner wird 
möglicherweise das Naturschutzgebiet Sommerrain auf 
Markung Allmersbach beim Königsbronnhof, ein Steppen­
heidewaldgebiet, das wegen seiner pflanzensoziologischen 
Sonderstellung und seines Reichtums an seltenen z. T. 
geschützten Pflanzenarten unter Schutz gestellt wurde, ent­
weder vernichtet oder zumindest beeinträchtigt. Ich ver­
stehe wohl, daß die Gesichtspunkte des Artenschutzes 
unserer freilebenden Tier- und Pflanzenwelt für die Auto­
bahnplaner nicht d ie entscheidenden sein können. Wir 
wissen heute, daß viel Tier- un'd Pflanzenarten als Indika­
toren für Umweltschädigungen geradezu unersetzlich sind. 
Dies gilt jedoch nicht nur für die isolierte Pflanzen- und 
Tierart, sondern in viel höherem Maße für die Lebens­
gemeinschaft als solche, deren Zeigerwert für Störungen 
des Lebensgefüges durch nichts ersetzt werden kann. Wer 
aber möchte bestreiten, daß von so groben Eingriffen in 
den Naturhaushalt, wie es Autobahnen darstellen, sehr 
tiefgreifende negative Einflüsse auf das Gefüge der natür­
lichen Biotope ausgehen? In diesem Zusammenhang -
also bezüglich der Gefährdung und Ausrottung der Pflan­
zen- und Tierarten sowie großer Lebensgemeinschaften -
muß aber auch gesagt werden, daß der Mensch - das ist 
jedenfalls meine unumstößliche Überzeugung - nicht nur 
die Verantwortung für sein eigenes überleben hat, sondern 
auch für das der gesamten Kreatur. 

Wenn ich als Biologe besonderes Gewicht auf die Gefähr­
dung der wildlebenden Pflanzen- und Tierarten durch den 
Verkehr lege, so muß demgegenüber mit allem Nachdruck 
betont werden, daß selbstverständlich die Gefährdung des 
Menschen, der ja in den Naturzusammenhang hineingehört, 
durch die vom Verkehr ausgehenden Einflüsse noch viel 
wichtiger ist. Doch stehen wir mit unseren Kenntnissen 
in dieser Hinsicht noch ganz am Anfang, und es wäre auch 
Sache eines Arztes oder eines auf diese Probleme spezi­
alisierten Physiologen, darüber zu berichten. 

Es besteht zwar kein Zweifel, daß der Mensch als das am 
meisten anpassungsfähige Lebewesen auf der Erde, sich 
an die schädlichen Einflüsse, die er selbst der Natur zu­
mutet, immer wieder anpassen wird, wenn auch nicht ohne 
Not. Es ist aber eine wenig tröstliche Aussicht zu wissen, 
daß die Art Homo sapiens unter allen zum Aussterben 
verdammten Wirbeltierarten dieser Erde die letzte sein 
wird. 

Die Freiflächen der Berglen und des Sehurwaldes sowie 
die Remstalhänge - ich darf mich hier wieder der Neckar­
Alb-Autobahn zuwenden - sind zu einem großen Teil als 
Landschaftsschutzgebiete ausgewiesen. Besonde rs die Wäl­
der sind als Erholungswälder für das dichtbesiedelte Rems­
tal und überhaupt des Stuttgarter Ballungsgebietes be reits 
stark besucht und im Ausbau begriffen. Zahlreiche Wander­
wege des Schwäbischen Aibvereins, sowie Rundwander­
wege von den Wanderparkplätzen aus durchziehen das 
Gebiet. Die Neckar-Alb-Autobahn durchschneidet diese 
Erholungslandschaft rücksichtslos. Das östliche Drittel der 
Berglen wird durch sie vom westlichen Teil abgeriegelt 
und kommt als Erholungslandschaft - wei l zu klein -
dann nicht mehr in Frage. Der Sehurwald wird halbiert 
in einen westlichen und östlichen Teil ; auch er wird als 
zusammenhängende Erholungslandschaft flächenmäßig 
sehr stark entwertet, zusätzlich natürlich aÜch durch den 
Lärm und die Abgase. Gerade wegen ihrer Schönheit und 
ihres natürlichen Wertes stehen diese Gebiete unter Land­
schaftsschutz, d. h. sie sind gegenüber Eingriffen, die ihren 
natürlichen Charakter verändern, gesetzlich geschützt. 

In der Landesplanung sowie in der Reg ionalplanung des 
Rems-Murr-Kreises sind die Berglen und der Sehurwald 
als Erholungslandschaften ausgewiesen. Dafür sind sie 
geradezu prädestiniert, denn die siedlungsmäßige, gewerb-



liehe und industrielle Entwicklung vollzieht sich in dem 
Raum östlich Stuttgarts auf den durch die Täler bestimm­
ten radialen Entwicklungsachsen des Fils- und Remstales 
sowie im Vorland des Keuperstufenrandes auf der Linie 
Fellbach-Waiblingen- Winnenden- Backnang, hier also ent­
lang der Eisenbahn Stuttgart-Backnang und der B 14. 

Die Bergländer zwischen diesen Achsen sind heute schon 
- und in der Zukunft noch viel mehr - d ie notwendigen 
Freiräume für die Erholung des Menschen und für den 
ökologischen Ausgleich. Gerade diese Räume aber wird 
die geplante Neckar-Alb-Autobahn brutal durchschneiden 
und sie als Erholungs- und Ausgleichslandschaften zum 
Teil zerstören. 

Der Ministerpräsident dieses Landes hat sich vor einiger 
Zeit gegenüber dem Plan, Bodenseewasser durch einen 
Stollen abzuleiten, um dadurch dem kranken Neckar auf­
zuhelfen, kritisch geäußert. Beachtenswert war die Be­
gründung für diese ablehnende Stellungnahme. Ministerprä­
sident F i 1 b in g er meinte lt. Presseberichten, daß die 
Aufwertung des Neckars durch das Bodenseewasser die 
wirtschaftliche Entwicklung des Mittleren Neckarraumes 
weiter anheizen würde, was man gerade mit Rücksicht auf 
die Gesamtheit der Lebensbedingungen diesem Raum 
nicht mehr zumuten könne. Diese Einsicht ist außerordent­
lich erfreulich! Wieviel mehr wird aber eine neue Auto­
bahn zur weiteren wirtschaftlichen Entwicklung dieses 
Raumes beitragen! Gerade aus diesem Grunde soll sie 
doch gebaut werden! Immer wieder hört man von Land­
räten sowie Oberbürgermeistern und Bürgermeistern des 
Raumes östlich Stuttgarts, daß dieses Gebiet im sog. 
Verkehrsschatten liege und deshalb in seiner wirtschaft­
lichen Entwicklung benachteiligt sei. Von einem wirtschaft­
lichen Kränkeln merkt man allerdings weder im Raum 
Fellbach, Waiblingen, Winnenden, Backnang, noch im 
Remstal oder im Filstal bis hinauf nach Geislingen etwas, 
im Gegenteil; durchweg herrscht hier enorme wirtschaft­
liche Expansion. Man muß sich allen Ernstes fragen, wie 
stark und wie schnell die Industriegemeinden und die 
Wirtschaft hier eigentlich noch wachsen sollen!? 

Ich darf den Gedanken von Herrn Ministerpräsident F i 1 -
b i n g e r noch einmal aufgreifen: Keine Maßnahmen, die 
das wirtschaftliche Wachstum des Mittleren Neckarraumes 
noch mehr beschleunigen. Das kann im Blick auf die 
Neckar-Alb-Autobahn aber nur heißen; Verzicht auf diese 
Autobahn! 

Ich habe mir die Freiheit genommen in meinem Referat 
besonders auf die Neckar-Alb-Autobahn abzuheben, da es 
in dieser Sitzung ja speziell um den Großraum Stuttgart 
geht. Ich möchte aber nicht versäumen zu betonen - das 
bin ich unseren Freunden und Mitstreitern im Gebiet der 
anderen „heißen" Trassen schuldig -, daß bei ihnen die­
selben Probleme bestehen, sei es am Bodensee, im süd­
lichen Schwarzwald, bei Pforzheim oder im Odenwald. 

Lassen Sie mich noch eine kleine Gewinn- und Verlust­
rechnung anstellen, also den Vergleich: Was gewinnen 
wir, was verlieren wir durch die Autobahntrassen? Wir 
gewinnen ein Mehr an Mobilität für Mensch und Ware, 
wir gewinnen ein Mehr an wirtschaftlichem Auftrieb - bei­
des nach unserer heutigen Auffassung ein sehr gefähr­
licher „Scheingewinn". Wir verlieren dagegen endgültig 
unersetzl iche land- und forstwirtschaftliche Produktions­
räume, die zugleich ebenso unersetzlich als Erholungsland­
schaften sind, wir verlieren unwiederbringl ich ökologische 
Ausgleichslandschaften, die wir heute einfach nicht mehr 
zerwirtschaften, sondern schützen müssen - deshalb 
stehen sie doch zum großen Teil unter Schutz! Wir ver­
lieren also Lebensräume für Pflanzen und Tiere, die doch 
ebenso wie wir Menschen ein Lebensrecht auf dieser Erde 
haben, wir belasten den Wasser- und Lufthaushalt in bis­
her noch unbelasteten Gebieten - kurzum wir erreichen 

eine eklatante Verschlechterung der Lebens q u a 1 i t ä t 
in den von den Autobahnen durchschnittenen Gebieten. 
Ich bin der Meinung, daß die Verlustseite hier weit üb~ir­
wiegt. Was nun aber das Groteske ist, daß wir Steuer­
zahler für diesen Verlust allein bei der Neckar-Alb-Auto­
bahn nahezu eine Milliarde Mark aufbringen sollen. Diese 
Autobahn ist ja wegen der Ungunst ihrer topographischen 
Verhältnisse, also durch die vielen Brückenbauwerke und 
Tunnels, besonders teuer. Man ist versucht, die Gegen­
rechnung aufzustellen und zu fragen, wieviele Schulen und 
Kindergärten oder Sportstätten und Schwimmhallen, an 
denen es uns doch wahrhaft genug mangelt, man dafür 
bauen könnte im Sinne einer echten Verbesserung der 
Lebensqualität der hier wohnenden Menschen. Der Bau 
von Autobahnen in Erholungslandschaften ist so absurd, 
daß es vernünftigerweise nur eine Haltung in dieser FraQe 
geben kann, nämlich ihre radikale Ablehnung. Unsere 
Aktionsgemeinschaft wird so oft gefragt: „Was habt Ihr 
für eine Alternative?" Natürlich gibt es Alternativen, abi;lr 
a 11 e weisen genau dieselben oder mindestens sehr 
ähnliche Probleme auf. Wir haben deshalb davon abge­
sehen, die Autobahn vom Remstal , Sehurwald und den 
Berglen nach dem bekannten Sankt-Florians-Prinzip an­
deren zuzuschieben und stellen uns auf den Standpunkt, 
daß hier in diesen Erholungslandschaften eben eine Auto­
bahn nicht gebaut werden kann. Das ist doch einfach eine 
Frage der Priorität. Von hoher Stelle aus wird ja heute 
auch eingeräumt, daß in der Planung bei Zielkonflikten 
zwischen Verkehr und Erholung die letztere den Vorrang 
haben soll. Ich kann es mir nicht versagen, die „Entschlie­
ßung der Ministerkonferenz für Raumordnung und Umwelt­
schutz" vom 15. Juni 1972 wörtlich zu zitieren, deren 
Punkt 13 folgendermaßen lautet: „Bei Zielkonflikten muß 
dem Umweltschutz dann Vorrang eingeräumt werden, wenn 
eine wesentliche Beeinträchtigung der Lebensverhältnisse 
droht oder die langfristige Sicherung der Lebensg rund­
lagen der Bevölkerung gefährdet ist. Wirtschaftliche Ge­
sichtspunkte dürfen vor denen des Umweltschutzes keinen 
Vorrang haben, wenn Umweltbelastungen durch technische 
Lösu ngen oder Maßnahmen der Landschaftspflege, bei 
einem anderen Standort oder bei einer anderen Trasse 
mit zumutbarem Mehraufwand vermieden werden können. 
Dies kann aber auch bedeuten, daß in Gebieten, in denen 
unzumutbare Umweltbedingungen nicht verbessert oder 
vermieden werden können, Nutzungsbeschränkungen und 
die Begrenzung des Bevölkerungs- und Wirtschaftswachs­
tums in Kauf genommen werden müssen." 

Es bleibt uns einfach nichts anderes, auch wenn wir von 
all denjenigen, für die das wirtschaftliche Wachstum ihrer 
Gebiete oberstes Gebot ist - seien es Landräte, Bürger­
meister, Politiker, Persönlichkeiten der Wirtschaft usw. - , 
sehr darum gescholten werden, als diese Trasse ersatzlos 
abzulehnen. Dennoch vertreten wir eine Alternative, näm­
lich die intensive Verbesserung und den Ausbau der Nah­
verkehrswege sowohl in den Radialachsen von Stuttgart -
also B 14, B 29, B 10, samt den parallel mit ihnen ver­
laufenden Schienenwegen - und ebenso der bereits be­
stehenden Tangential-Verbindungen, die diesen Ausbau 
dringend nötig haben. Alle diese Maßnahmen werden nach 
ihrem Ausbau die Verkehrssituation zu aller Nutzen wesent­
lich und in ausreichendem Maße verbessern. Ich weiß, daß 
immer noch viele unsere radikale Einstellung in der Frage 
d!JS Autobahnbaus nicht verstehen und uns für unrealistisch 
halten. Ich weiß aber ebenso, daß immer mehr Menschen 
- auch viele Fachleute - von Tag zu Tag und von Jah r 
zu Jahr hellhörig werden und sich unseren Argumenten an­
schließen. Es geht eben heute nicht mehr ohne schmerz­
liche Opfer und ohne Verzicht auf liebgewordene Plan­
vorstellungen. Und wir stehen mit dieser unserer Auffas­
sung nicht alle in. Lassen Sie mich in diesem Zusammen­
hang hinweisen auf ein aktuel les Buch, das erst im vorigen 
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Jahr von einem englischen Wissenschaftlerteam unter der 
Federführung von Go 1 d s m i t h & A 11 an veröffentlicht 
wurde und das den englischen Titel trägt: „Blueprint for 
Survival". In diesem Aktionsprogramm für das überleben 
wird eine Liste von Sofortmaßnahmen und Folgemaßnah­
men aufgestellt. Einer der Punkte des Sofortprogramms 
lautet kurz und bündig: Stop des Straßenbaus! Wann wer­
den wir bereit sein, diese harte Konsequenz zu ziehen? 
Wir sind der Meinung, daß dies heute geschehen muß, 
weil es morgen vielleicht schon zu spät ist! 

Abb. Erschließung und Nutzung einer Erholungslandschaft. Der 
28-30 Druck der Erholungssuchenden in die noch naturnah 

verbliebene Landschaft wird immer stärker. (Schwäbische 
Alb) 



D. V a 1 e n t i e n 

Landschaftsrahmenplanung als Grundlage der Flächennutzungsplanung 
am Beispiel Bad Boll * 

Auch heute noch liefert die Landschaft alle Substanzen, 
die Grundlage menschlicher Existenz sind: Nahrungsmittel, 
Rohstoffe, Energie, Luft, Wasser. 

Die Möglichkeiten landwirtschaftlicher, forstwirtschaftlicher 
oder industrieller Nutzung sind abhängig von dem Poten­
tial einer Landschaft, d. h. von der Summe der latent vor­
handenen stofflichen und energetischen Reserven. Ver­
mindert man diese, so sinkt die zukünftige Nutzungsmög­
lichkeit dieses Landschaftsteiles. 

Die einzelnen Landschaftsteile besitzen von Natur aus ein 
unterschiedlich hohen Potential. Ihre Ressourcen, und damit 
ihre Bedeutung für den Wasserhaushalt, die Nahrungs­
mittelproduktion usw. sind unterschiedlich. 

Eine Naturlandschaft und - bis zum gewissen Grad -
auch eine gesunde Kulturlandschaft befinden sich in einem 
Gleichgewichtszustand. Alle Stoffsysteme regenerieren sich 
selbst, und ihre Nutzungsmöglichkeit bleibt auch für zu­
künftige Ansprüche annähernd erhalten. 

Jede wirtschaftliche Entwicklung eines Raumes ist not­
wendigerweise zugleich eine Veränderung, d. h. eine Wei­
terentwicklung oder Zerstörung des geographischen Rau­
mes, der Landschaft. Die Veränderung ist um so größer, je 

stärker Grad und Dauer der menschlichen Einflußnahme 
ist; 

weniger die Nutzung auf die Bedingungen des Land­
schaftshaushaltes abgestimmt sind. 

Ist die Nutzung mit der Landschaftsstruktur unvereinbar, 
so entstehen Störungen oder Schädigungen. Im Ext remfall 
sind die Schädigungen irreversibel, ein Gleichgewichts­
zustand kann nicht mehr hergestellt werden, die Regene­
rationsfähigkeit ist gestört, das Potential sinkt ab. 

Da man aber auf die Nutzung des Naturhaushaltes ange­
wiesen ist, ist man gezwungen, entweder durch Einsatz 
hoher finanzieller Mittel „Sanierung" zu betreiben oder auf 
benachbarte, noch funktionsfähige Räume auszuweichen. 
Es entsteht dort dann häufig derselbe Prozeß, und die 
Reserve gesunder Landschaftsräume wird zusehends ge­
ringer. 

Eine solche Entwicklung bedeutet nicht nur eine vermin­
derte landwirtschaftliche oder industrielle Nutzungsmög­
lichkeit, sie bedeutet zudem in aller Regel eine zu neh­
mende Verschlechterung der Umweltqual itäten und Le­
bensbedingungen, in diesem Raum. 

Eingriffe in den Landschaftshaushalt - und einer der 
gravierendsten, weil nahezu irreversibel, ist die über­
bauung - sind deshalb erst dann zu rechtfertigen, wenn 
die möglichen Folgeerscheinungen abgeschätzt werden 
können. Dabei ist das Augenmerk nicht nur auf den 
Standort selbst, sondern auch auf benachbarte mit ihm 
verflochtene Landschaftsräume zu richten. 

Anliegen der Landschaftsplanung kann also nicht sein, 
Landschaft um ihrer selbst zu schützen. Landschaft bezieht 
ihren Wert aus ihrer Nützlichkeit für den Menschen, wobei 
dieser Wert gleichermaßen liegen kann in der Produktion 
von gesunden Nahrungsmitteln oder sauberem Wasser wie 
auch in der Bedeutung eines reizvollen Landschaftsteiles 
für die Erholung. 

Sicherung der natürlichen Ressourcen ist Voraussetzung 
menschlicher Existenz. Die Begrenztheit der Ressourcen 

läßt einen weiteren gedankenlosen Verbrauch, so wie bis­
her, nicht zu. Eine räumliche und zeitliche Organisation 
menschlicher Nutzungsansprüche ist also notwendig. Diese 
Organisation in Form von Planung - in diesem Falle Land­
schaftsplanung - zielt also weniger auf eine Einschränkung 
berechtigter menschlicher Ansprüche, obwohl auch dies 
immer häufiger notwendig sein wi rd, als auf ein sinnvolles 
Einfügen menschlicher Einrichtungen in den Gesamtkom­
plex der Kulturlandschaft. 

Ziele der Planung müssen deshalb sein: 

1. Nutzungen so auf die Struktur der Landschaft abzu­
stimmen, daß eine optimale Entwicklung eines Raumes 
möglich ist und dennoch die Regenerationsfähigkeit der 
Landschaft langfristig gesichert bleibt, landschaftliche Ein­
heiten nach ihrer Tauglichkeit für bestimmte Nutzungen 
einzuteilen und somit ökologisch richtige und nachhaltige 
ökonomische Landnutzung zu garantieren. 

2. Landschaftsteile von hoher ökologischer Bedeutung, z. B. 
Talauen, als Tabuflächen auszuscheiden und alle anderen 
Nutzungen unterzuordnen. 

3. Diejenigen Landschaftsteile mit dem niedrigsten Poten­
tial und der geringsten Bedeutung für den Landschafts­
haushalt auch der benachbarten Räume für „landschafts­
zerstörende" Nutzungen wie Überbauung, Verkehr aus­
zuwählen. 

4. Konzentrierte Siedlungsformen anzustreben bei Erhal­
tung größerer zusammenhängender landschaftlicher Areale, 
die sich selbst regulieren und biologisch aktiv ble iben. 

5. Landschaftsräume, die bereits geschädigt sind, durch 
gezielte Sanierungsmaßnahmen in einen Gleichgewichts­
zustand zurückzuführen und gesunde Umweltbedingungen 
wiederherzustellen. 

Es fällt vermutlich nicht allzu schwer, bis zu diesem Punkt 
zuzustimmen; Problematisch wird es, wenn die Durchset­
zung dieser Ziele in Konflikt gerät mit privaten oder öffent­
lichen Interessen. Hier zeigt sich dann sehr schnell , daß, 
abgesehen von einigen weichen und unverbindlichen For­
mulierungen, sich in unseren Gesetzen nahezu keine Mög­
lichkeit findet, landschaftsplanerische Festlegungen durch­
zusetzen. Eine Ausnahme bilden heute allenfalls solche Ge­
biete, die als Natur- oder Landschaftsschutzgebiete ausge­
wiesen werden können, aber auch diese werden häufig auf 
Grund mächtigerer - gewöhnlich wirtschaftlicher Interessen 
- aufgegeben. Zudem bleibt diese Möglichkeit natürlich auf 
relativ kleine Gebiete beschränkt. Der Hauptteil der nicht 
bebauten Landschaft ist in gewisser Weise gesetzliches 
Niemandsland. 

Um so bemerkenswerter war die Tatsache, daß sich vor drei 
Jahren, damals noch als absoluter Vorreiter, der Verwal­
tungsverband Raum Bad Bol! entschloß, den Landschafts­
rahmenplan zur Grundlage der Flächennutzungsplanung 
zu machen, dessen Empfehlungen und Restriktionen als 
bindend zu betrachten und Ausweisung von Wohn- oder 
Industriegebieten, Verkehrsst raßen usw. nur auf den durch 
die Landschaftsanalyse ermittelten und „freigegebenen" 
Flächen vorzunehmen. 

Zum Gemeindeverwaltungsverband Raum Bad Soll gehören 
die sechs Gemeinden Alchelberg, Bol! (mit Bad Bol!) , 

• Kurzreferat vor dem Deutschen Rat für Landespflege am 2. Ok­
tober 1973. 
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Dürnau, Gammelshausen, Hattenhofen und Zell u. A. Das 
Verbandsgebiet hat eine Größe von 3630 ha und ca. 
10 000 Einwohner, von denen 3900 auf Soll entfallen. 

Der Raum Bad Soll weist bis jetzt einen relativ niedrigen 
lndustrialisierungsgrad auf und damit eine negative Pend­
lerbilanz. Ziele für die Auspendler sind die Ballungsräume 
Stuttgart- Esslingen und vor allem das Filstal. Die Land­
wirtschaft als Erwerbsgrundlage geht auch hier in ihrer 
Bedeutung laufend zurück. Der Anteil der im tertiären 
Sektor Beschäftigten ist steigend (Fremdenverkehr). 

Die verkehrsgünstige Lage an der Autobahn, die Nähe zu 
Stuttgart und dem stark industrialisierten1 Filstal fördern 
die Entwicklung des Gebietes sehr und bewirkten in den 
letzten Jahren einen sprunghaften Bevölkerungsanstieg. So 
besteht einerseits Nachfrage nach Industrie- und Gewerbe­
flächen, andererseits sind die Orte - nicht zuletzt der 
landschaftlichen Situation wegen - als Wohngemeinden 
gefragt. Pendlerwege von 50 km (Stuttgart) werden dabei 
In Kauf genommen. Die Zuwachsrate betrug deshalb in den 
letzten Jahren mehr als 3 %. 

Die Gemeinde Soll nimmt eine deutlich zentrale Stellung 
ein und strebt die Entwicklung zum gehobenen Wohn-, 
Kur-, Erholungs- und Tagungsort an; auch in den Nachbar­
gemeinden zeichnet sich eine Intensivierung des Fremden­
verkehrs ab. 

Die Voraussetzungen dafür sind günstig. Das Schwefel­
heilbad Bad Soll besitzt eine gute Tradition, und eine 
kürzlich erfolgte Thermalquellbohrung ist erfolgreich ge­
wesen. Darüber hinaus hat die Evang. Akademie in Bad 
Soll als kultureller Mittelpunkt eine weite Ausstrahlung. 
Im Landesentwicklungsplan ist der Raum Sol l deshalb als 
förderungswürdig anerkannt und soll insbesondere als 
Naherholungsgebiet für den Ballungsraum Stuttgart-Esslin­
gen-Göppingen ausgebaut werden. 

Um diese günstigen Entwicklungschancen optimal zu nut­
zen, aber auch um die sich bereits abzeichnenden Fehl­
entwicklungen (z. B. Zersiedelung) in den Griff zu bekom­
men, wurde im Februar 1970 der Gemeindeverwaltungsver­
band gegründet, der einer der ersten dieser Größe und 
Zusammensetzung in Baden-Württemberg war. 

Eine der vorrangigen Aufgaben des Verbandes war das 
Aufstellen eines für alle Gemeinden verbindlichen Flächen­
nutzungsplanes auf der Grundlage eines Landschafts­
rahmenplanes. 

Dazu der Beschluß der Verbandsversammlung: 

Es wird ein gemeinsamer Flächennutzungsplan nach 
§ 3 des Bundesbaugesetzes aufgestellt, der über die 
eigentlichen Angaben der Flächennutzung hinaus einen 
Struktur- und Entwicklungsplan für die langfristige Ent­
wicklung des Verbandsbereiches darstel lt. 

Der Landschaftsrahmenplan ist Bestandteil des Flächen­
nutzungsplanes. 

Die bei den Verbandsgemeinden vorhandenen Flächen­
nutzungspläne werden nicht weiter verfolgt. 

Dieser Beschluß enthält zwei ungewöhnliche Tatsachen: 

Die Zurückstellung bereits genehmigter Flächennut­
zungs-, später sogar der Bebauungspläne mit allen 
damit verbundenen Konsequenzen - im Interesse einer 
übergeordneten gemeinsamen Entwicklung. 

Die Verankerung der Ergebnisse des Landschaftsrah­
menplanes im Flächennutzungsplan und in der Bau­
leitplanung. 

Entsprechend dem Auftrag der Verbandsversammlung und 
unserer Zielsetzung für die Landschaftsplanung - Erhalten 
und Wiederherstellen einer gesunden, d. h. regenerations­
fähigen Landschaft - war es unsere Aufgabe, herauszu-

156 

finden, welche Nutzungen dem Standortgefüge dieser 
Landschaft angemessen sind. Dazu war es notwendig, 
deren Struktur zu analysieren und ihre Reaktion- auf Ein­
griffe abzuschätzen. 

Schwerpunkt der Arbeit war aus den genannten Gründen 
die umfassende Ermittlung und Auswertung der Daten 
zu den natürlichen Faktoren wie Relief, Geologie und 
Böden, Hydrologie, Klima, Vegetation. 

Die ermittelten Einzeldaten zum Landschaftshaushalt wur­
den dann den Kriterien gegenübergestellt, die sich aus 
den Anforderungen möglicher oder gewünschter Nutzungen 
ergaben. 

Im Vergleich dieser Faktoren kristallisierte sich die Eig­
nung einer Fläche für eine oder mehrerer Nutzungen her­
aus oder ihre besondere Schutzwürdigkeit im Interesse 
der biologischen Gesunderhaltung des Raumes. 

Ergaben sich Überschneidungen, so erhielten den Vorrang 

1. die biologische Sicherstellung des Landschaftshaushal-
tes, 

2. die Belange von Land- und Forstwirtschaft. 

Da die Nutzungen Industrie, Wohnen in wesentlich gerin­
gerem Maße standortabhäng ig sind, d. h. Standortnachteile 
durch entsprechende Ausbaumaßnahmen ausgeglichen 
werden können, wurde der land- und forstwi rtschaftlichen 
Nutzung hier der Vorrang eingeräumt. 

In Richtlinienplänen wurden die jeweils optimalen Flächen 
ausgewiesen für die Nutzungen: 

Land- und Forstwirtschaft; 

Besiedlung; 

Erholung. 

In der Karte der biologischen Schutzzonen sind die Flächen 
ausgewiesen, die im Interesse der Regenerationsfähigkeit 
der Landschaft besonderen Schutz brauchen. Hier müssen 
entweder Nutzungsbeschränkungen eingehalten oder be­
stimmte Pflegemaßnahmen auferlegt werden. 

Im Textteil wurden umfangreiche Hinweise gegeben, wo 
Landschaftsschäden festgestellt wurden und auf welche 
Weise Sanierungsmaßnahmen eingeleitet werden müssen. 

Unter Landschaftsschäden verstanden wir: 

Störungen des Landschaftshaushaltes oder latent vor­
handene Risiken, z. B. Bodenerosion, Gewässerschäden, 
fehlender Uferbewuchs usw.; 

Beeinträchtigungen der Umweltqualitäten in diesem 
Landschaftsraum (Landschaftsbild, Luftreinheit, Lärm 
usw.). 

In einer zusammenfassenden Auswertung wurden schließ­
lich die Flächen ausgewiesen, in denen jeweils eine der 
drei Hauptnutzungsarten 

Land- und Forstwirtschaft 

Besiedlung 

Erholung 

den Vorrang hat. Dazwischen ergaben sich Pufferzonen, 
die sich für keine der Nutzungsarten besonders eignen. 

Flächen für Besiedlung wurden dort ausgezont, wo nach 
einer Bebauung nicht mit schwerwiegenden Landschafts­
schäden oder Zerstörung von landwi rtschaftl ichen Vorrang­
flächen gerechnet werden mußte. Für den Gesamtbereich 
ergab sich über den gegenwärtigen Bedarf hinaus eine 
Flächenreserve auch für spätere Entwicklungen, mit der 
haushälterisch umgegangen werden sollte. Es zeigt sich 
auch, daß nicht bei al len Gemeinden bauliche Erweiterun­
gen möglich waren. 



Auf den bis hierher geschi lderten Untersuchungen baut der 
Flächennutzungsplan auf, der seinerseits die Daten aus 
dem sozio-ökonomischen Bereich zur Grundlage hat. 

Der Abschluß dieser Planungsarbeit liegt mittlerweile mehr 
als ein Jahr zurück. Die Euphorie über den damals sicher 
beachtlichen Fortschritt „Landschaftsplanung als Grundlage 
der Flächennutzungsplanung" hat sich gelegt. Was erreicht 
wurde und was nicht erreicht wurde, ist deutlicher gewor­
den. Mit einigem Abstand läßt sich deshalb folgendes Re­
sümee ziehen : 

1. Aussagen der Landschaftsplanung werden heute nur 
dann rechtsverbindlich, d. h. wi rksam, wenn sie in die Bau­
leitplanung eingehen. 

2. Die Aussagemöglichkeiten in der Bauleitplanung sind 
festgelegt. Für alle Nichtbauflächen sind sie so grob und 
undifferenziert, daß die notwendigen qualitativen Merkmale 
zur Nutzung der Flächen oder z. B. Empfehlungen zu land­
schaftsbaulichen Maßnahmen nicht aufgenommen werden 
können, d. h. es liegt am „good will" der Gemeinden, ob 
und inwieweit sie sich später an solche Empfehlungen 
halten. Andere Institutionen und Behörden sind daran nicht 
gebunden . 

3. Unser heutiges fachliches Instrumentarium und die zur 
Verfügung stehenden Daten lassen exakte Aussagen, bei­
spielsweise über die Belastbarkeit der Landschaft, nicht zu. 
Die Aussagen sind relativ, Bezugsrahmen ist der unter­
suchte Landschaftsraum. 

4. Planungen wie die vorliegende werden für einen kleinen 

und in gewisser Weise willkürlich aus der Land karte ge­
schnittenen Bereich durchgeführt. 

5. übergeordnete Richtlinien und Zielsetzungen, vergleich­
bar dem Landesentwicklungsplan oder Regionalplänen, 
liegen für die Landschaft meist nicht vor. Es ist deshalb 
durchaus möglich, daß trotz guter Landschaftsanalyse die 
getroffenen Planungsentscheidungen sich als fragwürdig 
erweisen, wenn man sie aus regionaler oder Landessicht 
überprüft. 

6. Eine wirksame Landschaftsplanung, d. h. eine langfristig 
richtige Bewirtschaftung des Landschaftshaushaltes muß 
deshalb auf der Ebene der Landes- oder Regionalplanung 
einsetzen, und sie muß Grundlage sein, auf der diese Pla­
nungen aufbauen. 

7. In diesen übergeordneten „Landschaftsrahmenplänen" 
muß die Bedeutung der einzelnen Landschaftsteile, ins­
besondere für den Klima- und Wasserhaushalt, sodann für 
Landwirtschaft, Erholung usw. festgestellt werden. Es muß 
versucht werden, auf regionaler oder Landesebene die Be­
lastungsgrenze der einzelnen Landschaftsräume herauszu­
finden. Räume, die wichtige ökologische Funktionen haben 
(z. B. Grundwasserspeicher), müssen in ihrer siedlungs­
mäßigen und industriellen Entwicklung ganz oder teilweise 
eingeschränkt werden. Erst wenn auf diese Weise verbind­
liche Zielsetzungen und Richtlinien für die Nutzung des 
gesamten Landschaftshaushaltes vorliegen, ist es möglich, 
einen so kleinen Raum, wie es der Verwaltungsverband 
Raum Bad Soll ist, glaubwürdig und ohne ihm - oder 
seinen Nachbarn - Unrecht zu tun, Empfehlungen zu 
geben für die weitere Nutzung seiner Landschaft. 

Abb. 31: Blick vom Ortsrand Hohenstaufen auf Asrücken mit Rechberg (Schwäbische Alb) 
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